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W Sammlung der Rechtsprechung

URTEIL DES GERICHTS (Achte Kammer)

22. April 2015*

»Gemeinsame AufSen- und Sicherheitspolitik — Restriktive MafSnahmen gegeniiber bestimmten
Personen und Organisationen aufgrund der Lage in Simbabwe — Beschrankung der Einreise in und
der Durchreise durch das Unionsgebiet — Einfrieren von Geldern — Rechtsgrundlage —
Offensichtlicher Beurteilungsfehler — Begriindungspflicht — Verteidigungsrechte — Grundrechte —
Verhiltnismafligkeit*

In der Rechtssache T-190/12
Johannes Tomana, wohnhaft in Harare (Simbabwe), und die 120 weiteren im Anhang namentlich
aufgefiihrten Kléger, Prozessbevollmichtigte: zundchst D. Vaughan, QC, M. Lester und R. Loof,
Barristers, sowie M. O’Kane, Solicitor, dann D. Vaughan, M. Lester und M. O’Kane,

Klager,
gegen
Rat der Européischen Union, vertreten durch B. Driessen, M. Veiga und A. Vitro als Bevollméchtigte,

und

Europiische Kommission, vertreten durch M. Konstantinidis, T. Scharf und E. Georgieva als
Bevollmaéchtigte,

Beklagte,
unterstitzt durch

Vereinigtes Konigreich Grofibritannien und Nordirland, vertreten durch E. Jenkinson, C. Murrell
und M. Holt als Bevollméchtigte im Beistand von S. Lee, Barrister,

Streithelfer,

wegen Nichtigerklidrung des Beschlusses 2012/97/GASP des Rates vom 17. Februar 2012 zur Anderung
des Beschlusses 2011/101/GASP iiber restriktive Mafinahmen gegen Simbabwe (ABIL. L 47, S. 50), der
Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 151/2012 der Kommission vom 21. Februar 2012 zur Anderung
der Verordnung (EG) Nr. 314/2004 des Rates iiber bestimmte restriktive MafSnahmen gegen Simbabwe
(ABL L 49, S. 2) sowie des Durchfithrungsbeschlusses 2012/124/GASP des Rates vom 27. Februar 2012
zur Durchfithrung des Beschlusses 2011/101/GASP tber restriktive MafSnahmen gegen Simbabwe
(ABL L 54, S. 20), soweit sie die Kldger betreffen,

erlasst

* Verfahrenssprache: Englisch.
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DAS GERICHT (Achte Kammer)

unter Mitwirkung des Présidenten D. Gratsias (Berichterstatter) sowie der Richterin M. Kancheva und
des Richters C. Wetter,

Kanzler: C. Kristensen, Verwaltungsritin,
aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die miindliche Verhandlung vom 10. Juni 2014

folgendes
Urteil

Sachverhalt

Der Rat der Europdischen Union gab in dem Gemeinsamen Standpunkt 2002/145/GASP vom
18. Februar 2002 tber restriktive Mafsnahmen gegen Simbabwe (ABlL L 50, S. 1), der aufgrund von
Art. 15 EUV in der Fassung vor dem Vertrag von Lissabon erlassen wurde, seiner tiefen Sorge iiber
die Lage in Simbabwe, insbesondere iiber die schweren Verstofle gegen die Menschenrechte,
namentlich das Recht auf Meinungsfreiheit, das Recht auf Vereinigungsfreiheit und das Recht, sich
friedlich zu versammeln, durch die Regierung von Simbabwe Ausdruck. Er ergriff deshalb fiir einen
Zeitraum von zwolf Monaten, der verlingert werden konnte, restriktive Mafinahmen, die jihrlich
tiberpriift werden sollten. Diese umfassten u. a. die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, den im Anhang
des Gemeinsamen Standpunkts aufgefiihrten natiirlichen Personen die Einreise in ihr Hoheitsgebiet
oder die Durchreise zu verweigern und die Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen der in diesem
Anhang genannten Personen und Organisationen einzufrieren. Der Gemeinsame Standpunkt 2002/145
wurde durch den Gemeinsamen Standpunkt 2003/115/GASP des Rates vom 18. Februar 2003 zur
Anderung und Verlingerung des Gemeinsamen Standpunkts 2002/145 (ABL L 46, S. 30) geindert und
fiir einen Zeitraum von zwolf Monaten, d. h. bis zum 20. Februar 2004, verldngert.

Das im Gemeinsamen Standpunkt 2002/145 vorgesehene Einfrieren der Gelder und der
wirtschaftlichen Ressourcen wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 310/2002 des Rates vom
18. Februar 2002 iiber bestimmte restriktive Mafinahmen gegeniiber Simbabwe (ABL L 50, S. 4)
umgesetzt, deren Geltungsdauer auf zwolf Monate ab dem Datum ihrer Verodffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Union begrenzt war. Diese wurde durch die Verordnung (EG)
Nr. 313/2003 des Rates vom 18. Februar 2003 zur Verlingerung der Verordnung Nr. 310/2002
(ABL L 46, S. 6) fiir einen neuen Zeitraum von zwolf Monaten, d. h. bis zum 20. Februar 2004,
verlangert.

Der Gemeinsame Standpunkt 2004/161/GASP des Rates vom 19. Februar 2004 zur Verlingerung der
restriktiven MafSnahmen gegentiber Simbabwe (ABIL. L 50, S. 66) sah die Verlingerung der durch den
Gemeinsamen Standpunkt 2002/145 eingefiihrten restriktiven Mafinahmen vor. Nach seinem Art. 8
Abs. 2 war er ab 21. Februar 2004 anwendbar. Nach Art. 9 galt er fiir einen Zeitraum von zwolf
Monaten und wurde fortlaufend berpriift. Nach demselben Artikel sollte er ,verlingert oder
gegebenenfalls gedndert [werden], wenn der Rat der Auffassung [war], dass die mit ihm verfolgten
Ziele nicht erreicht wurden®.

Die Verordnung (EG) Nr. 314/2004 des Rates vom 19. Februar 2004 tber bestimmte restriktive
Mafsnahmen gegeniiber Simbabwe (ABL L 55, S. 1) wurde ihrem fiinften Erwédgungsgrund zufolge
erlassen, um die in dem Gemeinsamen Standpunkt 2004/161 vorgesehenen restriktiven MafSnahmen
umzusetzen. Sie bestimmt namentlich in Art. 6 Abs. 1, dass sdmtliche Gelder und wirtschaftlichen
Ressourcen, die einzelnen Mitgliedern der Regierung von Simbabwe und mit ihnen verbundenen
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natiirlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen, wie sie in Anhang III
aufgefithrt sind, gehoren, eingefroren werden. Durch Art. 11 Buchst. b dieser Verordnung wird die
Kommission ermichtigt, Anhang III dieser Verordnung auf der Grundlage von Beschliissen in Bezug
auf den Anhang zum Gemeinsamen Standpunkt 2004/161 zu dndern.

Die Geltungsdauer des Gemeinsamen Standpunkts 2004/161 wurde mehrfach verldngert, das letzte
Mal durch den Beschluss 2010/92/GASP des Rates vom 15. Februar 2010 zur Verldngerung der
restriktiven Mafinahmen gegeniiber Simbabwe (ABI L 41, S. 6) bis zum 20. Februar 2011.

Der Gemeinsame Standpunkt 2004/161 wurde durch den Beschluss 2011/101/GASP des Rates vom
15. Februar 2011 iiber restriktive Mafinahmen gegen Simbabwe (ABL. L 42, S. 6) aufgehoben. Dieser
Beschluss sah gegen die namentlich in seinem Anhang aufgefiihrten Personen restriktive Mafinahmen
vor, die den im Gemeinsamen Standpunkt 2004/161 vorgesehenen Mafinahmen entsprachen.

Art. 4 Abs. 1 des Beschlusses 2011/101 lautet:

»Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Mafinahmen, um Mitgliedern der Regierung
Simbabwes und mit ihnen verbundenen natiirlichen Personen sowie anderen natiirlichen Personen,
die an Handlungen beteiligt sind, die die Demokratie, die Achtung der Menschenrechte und die
Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergraben, die Einreise in oder die Durchreise durch ihr
Hoheitsgebiet zu verweigern. Die von diesem Absatz betroffenen Personen sind im Anhang
aufgefiihrt.”

In Art. 5 Abs. 1 dieses Beschlusses heifst es:

»Samtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die einzelnen Mitgliedern der Regierung
Simbabwes oder mit ihnen verbundenen natiirlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder
Einrichtungen gehoren oder die anderen natiirlichen oder juristischen Personen gehoéren, die an
Handlungen beteiligt sind, die die Demokratie, die Achtung der Menschenrechte und die
Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergraben, werden eingefroren. Die von diesem Absatz
betroffenen Personen und Organisationen sind im Anhang aufgefiihrt.”

Art. 6 Abs. 1 dieses Beschlusses bestimmt:

»Der Rat nimmt auf Vorschlag eines Mitgliedstaats oder des Hohen Vertreters der Union fiir Auflen-
und Sicherheitspolitik Anderungen an der Liste im Anhang vor, falls dies aufgrund der politischen
Entwicklungen in Simbabwe erforderlich ist.”

Art. 7 dieses Beschlusses lautet:

»(1) Im Anhang werden die Griinde fiir die Aufnahme der natiirlichen und juristischen Personen und
der Organisationen in die Liste angegeben.

(2) Der Anhang enthilt ferner die zur Identifizierung der betreffenden natiirlichen oder juristischen
Personen oder der betreffenden Organisationen erforderlichen Angaben, soweit diese verfiighar sind.
In Bezug auf natiirliche Personen konnen diese Angaben Namen - einschlieflilich Aliasnamen —
Geburtsdatum und -ort, Staatsangehorigkeit, Reisepass- und Personalausweisnummern, Geschlecht,
Anschrift sowie Funktion oder Beruf umfassen. In Bezug auf juristische Personen oder Organisationen
konnen diese Angaben Namen, Ort und Datum der Registrierung, Registriernummer und Geschaftsort
umfassen.”

Nach Art. 10 Abs. 2 des Beschlusses 2011/101 galt dieser bis zum 20. Februar 2012. Weiter hief3 es
dort, dass er fortlaufend tberpriift und gegebenenfalls verlangert oder geindert werde, wenn der Rat
der Auffassung sei, dass seine Ziele nicht erreicht worden seien.
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Art. 10 des Beschlusses 2011/ 101 wurde durch Art. 1 Abs. 1 des Beschlusses 2012/97/GASP des Rates
vom 17. Februar 2012 zur Anderung des Beschlusses 2011/101 (ABL L 47, S. 50) — des ersten
Rechtsakts, gegen den sich die vorliegende Klage richtet — wie folgt gedndert:

»(1) Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.
(2) Dieser Beschluss gilt bis zum 20. Februar 2013.

(3) Die in Artikel 4 Absatz 1 genannten Mafinahmen werden in Bezug auf die in Anhang II
aufgefiithrten Personen bis zum 20. Februar 2013 ausgesetzt.

(4) Dieser Beschluss wird fortlaufend iiberpriift und gegebenenfalls verlangert oder gedndert, wenn der
Rat der Auffassung ist, dass seine Ziele nicht erreicht wurden.”

Ferner wurde durch Art. 1 Abs. 2 des Beschlusses 2012/97 der Begriff ,Anhang” im Beschluss
2011/101 durch ,Anhang I“ ersetzt und erhielt die in Anhang I des Beschlusses 2012/97 enthaltene
Fassung. Art. 1 Abs. 3 des Beschlusses 2012/97 bestimmt, dass Anhang II dieses Beschlusses dem
Beschluss 2011/101 als Anhang II angefiigt wird.

Die Erwéagungsgriinde 1 bis 5 des Beschlusses 2012/97 lauten:
»(1) Der Rat hat am 15. Februar 2011 den Beschluss 2011/101 ... angenommen.

(2) Nach einer Uberpriifung des Beschlusses 2011/101 ... sollten die restriktiven MafSnahmen bis zum
20. Februar 2013 verlangert werden.

(3) Es liegen jedoch keine Griinde mehr dafiir vor, bestimmte Personen und Organisationen weiterhin
in der Liste der Personen und Organisationen aufzufithren, auf die die restriktiven MafSnahmen
nach dem Beschluss 2011/101 ... Anwendung finden.

(4) Um den Dialog zwischen der EU und der Regierung von Simbabwe weiter zu erleichtern, sollte
das Reiseverbot gegen zwei Mitglieder des fiir die Wiederaufnahme der Zusammenarbeit
zustandigen Teams der Regierung von Simbabwe, die in dem Beschluss 2011/101 ... aufgefiihrt
sind, ausgesetzt werden.

(5) Die Angaben zu bestimmten Personen und Organisationen, die in der Liste im Anhang des
Beschlusses 2011/101 ... enthalten sind, sollten auf den neuesten Stand gebracht werden.”

Anhang I des Beschlusses 2011/101 in der durch den Beschluss 2012/97 gednderten Fassung enthalt
die Namen des ersten Kldgers Johannes Tomana und die der iibrigen in Anhang A.4 der Klageschrift
genannten 120 Klager. Die Namen derselben Personen und Organisationen waren bereits im Anhang
des Beschlusses 2011/101 vor seiner Anderung durch den Beschluss 2012/97 aufgefiihrt.

Art. 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 151/2012 der Kommission vom 21. Februar 2012 zur
Anderung der Verordnung Nr. 314/2004 (ABL L 49, S. 2) — des zweiten mit der vorliegenden Klage
angefochtenen Rechtsakts — ersetzte Anhang III der Verordnung Nr. 314/2004 durch einen neuen
Anhang, der die Namen aller Klager enthielt. Der zweite Erwidgungsgrund der Verordnung
Nr. 151/2012 lautet:

»Im Beschluss 2011/101 ... sind die natiirlichen und juristischen Personen aufgefiihrt, auf die die in
Artikel 5 des Beschlusses vorgesehenen restriktiven MafSnahmen Anwendung finden, und die
Verordnung ... Nr. 314/2004 regelt die Umsetzung dieser Mafinahmen auf der Ebene der Union.
Anhang III der Verordnung ... Nr. 314/2004 sollte daher gedndert werden, um die Kohdrenz mit dem
Beschluss des Rates zu gewihrleisten.”
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Die Namen aller Kldger waren bereits in dem bis zu seiner Ersetzung durch Art. 1 der
Durchfithrungsverordnung Nr. 151/2012 geltenden Anhang III der Verordnung Nr. 314/2004
enthalten.

Durch den Durchfiihrungsbeschluss 2012/124/GASP des Rates vom 27. Februar 2012 zur
Durchfithrung des Beschlusses 2011/101 (ABL. L 54, S. 20) — den dritten mit der vorliegenden Klage
angefochtenen Rechtsakt — wurde der Eintrag betreffend den 60. Kliger, Cephas George Msipa,
dessen Name im Anhang des Beschlusses 2011/101 genannt ist, gedndert. Genauer wurde in der zuvor
leeren Spalte folgende Begriindung fiir seine Aufnahme unter die von den durch diesen Beschluss
eingefithrten restriktiven MafSnahmen betroffenen Personen hinzugefiigt:

»Ehemaliger Provinzgouverneur; Verbindungen zur ZANU-PF-Fraktion der Regierung.”

Am 20. April 2012 ersuchten die Klager den Rat, ihnen ,alle Beweise und Informationen” bekannt zu
geben, auf die er sich fiir seine Entscheidung, restriktive MafSnahmen gegen sie zu verhéngen, gestiitzt
hatte.

Verfahren und Antriage der Parteien

Die Kldger haben mit Klageschrift, die am 25. April 2012 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist,
die vorliegende Klage erhoben.

Der Rat hat das Gericht mit am 4. Juli 2012 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangenem Schriftsatz
mit der Uberschrift ,Einrede der Unzuldssigkeit” ersucht,

— zu priifen, ob der zweite bis 109. Kldger, bei denen es sich um natiirliche Personen handelt, die
Klage wirklich unterstiitzen;

— falls sich herausstellt, dass dies nicht der Fall ist, die Klage als offensichtlich unzuldssig abzuweisen,
soweit sie von diesen Personen erhoben wurde, und den tibrigen Kldgern die Kosten aufzuerlegen.

Da der Rat mit diesem Schriftsatz hauptsachlich den Erlass einer prozessleitenden Mafinahme im Sinne
des Art. 64 der Verfahrensordnung des Gerichts beantragt hat, sind die Klager und die Kommission
aufgefordert worden, schriftlich zu diesem Antrag Stellung zu nehmen. Dies haben sie am 29. bzw. am
25. Oktober 2012 getan.

Mit Schriftsatz, der am 16. August 2012 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangen ist, hat das
Vereinigte Konigreich Grofibritannien und Nordirland seine Zulassung als Streithelfer zur
Unterstiitzung der Antrage der beklagten Organe beantragt. Der Président der Dritten Kammer des
Gerichts hat diesen Streitbeitritt mit Beschluss vom 25. Oktober 2012 zugelassen. Das Vereinigte
Konigreich hat seinen Streithilfeschriftsatz am 14. Dezember 2012 eingereicht. Der Rat, die
Kommission und die Kldger haben am 16. Januar bzw. am 24. Januar und am 20. Februar 2013
schriftliche Erklarungen zu diesem Schriftsatz abgegeben.

Die Kldger haben dem Rat mit Schreiben vom 7. November 2012, von dem am selben Tag eine Kopie
bei der Kanzlei des Gerichts eingereicht worden ist, mitgeteilt, dass der 66. Kliger, Isack Stanislaus
Gorerazvo Mudenge, verstorben sei.

Die Kldger haben das Gericht mit Schreiben, das am 19. November 2012 bei der Kanzlei des Gerichts
eingegangen ist, gebeten, den Rat um Bestdtigung zu ersuchen, dass Anhang B.19 der
Klagebeantwortung nicht die Beweise enthalte, auf die er sich gestiitzt habe, um ihre Namen in die
Liste der von den streitigen restriktiven MafSinahmen betroffenen Personen aufzunehmen. Da es sich
dabei im Wesentlichen um einen Antrag auf Erlass einer prozessleitenden Mafinahme im Sinne des
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Art. 64 der Verfahrensordnung handelt, hat das Gericht den Rat, die Kommission und das Vereinigte
Konigreich aufgefordert, dazu Stellung zu nehmen. Dies haben sie am 10. bzw. am 11. und am
7. Dezember 2012 getan. Der Rat hat dem Gericht in seinen Erkldrungen auflerdem mitgeteilt, dass er
mit Schreiben vom 27. November 2012 auf das in Rn. 19 bezeichnete Ersuchen der Klager geantwortet
habe, und eine Kopie dieses Schreibens nebst Anlagen vorgelegt.

Im Ubrigen wurde den Kligern, die das Gericht mit Schreiben vom 19. November 2012 ersucht hatten
zu bestdtigen, dass die vom Rat in diesem Stadium des Verfahrens eventuell herangezogenen
zusitzlichen Angaben nicht beriicksichtigt und nicht zu den Verfahrensakten genommen wiirden, mit
Schreiben vom 26. November 2012 mitgeteilt, dass Art. 48 § 1 der Verfahrensordnung anwendbar sei,
soweit es sich um die Benennung zusétzlicher Beweismittel handele.

Die Kldger haben dem Gericht in der am 31. Januar 2013 bei der Kanzlei des Gerichts eingegangenen
Erwiderung mitgeteilt, dass der 83. Klédger, John Landa Nkomo, verstorben sei.

Der Rat hat das Gericht mit Schriftsatz, der am 25. Februar 2013 bei der Kanzlei des Gerichts
eingegangen ist, vom Erlass seines Beschlusses 2013/89/GASP vom 18. Februar 2013 zur Anderung
des Beschlusses 2011/101 (ABL L 46, S. 37) unterrichtet, durch den Anhang I des Beschlusses
2011/101 dahin gedndert wurde, dass in der Liste der Personen und Organismen, auf die die
fraglichen restriktiven MafSnahmen anwendbar sind, die Namen folgender Klager gestrichen wurden:
des sechsten Klagers, David Chapfika, des neunten Klagers, Tinaye Chigudu, des 16. Kldgers, Tongesai
Shadreck Chipanga, des 32. Klagers, R. Kwenda, des 38. Klagers, Shuvai Ben Mahofa, des 42. Klégers,
G. Mashava, des 54. Klagers, Gilbert Moyo, des 58. Klagers, S. Mpabanga, des 60. Klagers, Cephas
George Msipa, des 64. Klagers, C. Muchono, des 66. Klédgers, Isack Stanislaus Gorerazvo Mudenge, des
67. Klagers, Columbus Mudonhi, des 68. Klagers, Bothwell Mugariri, des 70. Kldgers, Isaac Mumba, des
78. Klagers, S. Mutsvunguma, des 83. Klédgers, John Landa Nkomo, des 84. Klagers, Michael Reuben
Nyambuya, des 88. Kldgers, David Pagwese Parirenyatwa, des 89. Klagers, Dani Rangwani, des 92.
Klagers, Richard Ruwodo, des 109. Klédgers, Patrick Zhuwao, und der 113. Klédgerin, Divine Homes
(Private) Ltd.

Die Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 145/2013 der Kommission vom 19. Februar 2013 zur
Anderung der Verordnung Nr. 314/2004 (ABL L 47, S. 63) inderte Anhang III der letzteren
Verordnung dahin, dass die dort gemachten Angaben zu den in Rn. 28 genannten Personen und
Organisationen gestrichen wurden.

Die Klédger sind aufgefordert worden, zu dem in Rn. 28 bezeichneten Schreiben des Rates Stellung zu
nehmen, sind dieser Aufforderung jedoch nicht nachgekommen.

Art. 10 Abs. 3 des Beschlusses 2011/101 wurde durch Art. 1 Ziff. 1 des Beschlusses 2013/160/GASP
vom 27. Mirz 2013 zur Anderung des Beschlusses 2011/101 (ABL L 90, S. 95) durch folgenden neuen
Text ersetzt: ,Die in Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 5 Absétze 1 und 2 genannten Mafsnahmen werden
in Bezug auf die in Anhang II aufgefithrten Personen und Organisationen bis zum 20. Februar 2014
ausgesetzt. Die Aussetzung wird alle drei Monate tiberpriift.“ Ferner erhielt Anhang II des Beschlusses
2011/101 nach Art. 1 Ziff. 2 des Beschlusses 2013/160 die Fassung des Anhangs dieses letzteren
Beschlusses.

Die Namen der meisten Klédger, bei denen es sich sowohl um natiirliche Personen als auch um
Organisationen handelt, sind in Anhang II des Beschlusses 2011/101 in der Fassung des Beschlusses
2013/160 enthalten. Folgende Kldger sind dort nicht aufgefithrt: der dritte Klager, Happyton Mabhuya
Bonyongwe, die zwolfte Kldgerin, Augustine Chihuri, der 18. Kldger, Constantine Chiwenga, der 75.
Klager, Didymus Noel Edwin Mutasa, der 86. Klager, Douglas Nyikayaramba, der 99. Klager, Perence
Samson Chikerema Shiri, der 102. Klédger, Jabulani Sibanda, der 104. Klager, Philip Valerio Sibanda, die
120. Klédgerin, Zimbabwe Defence Industries (Private) Ltd, und die 121. Kldgerin, Zimbabwe Mining
Development Corp.
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Art. 1 der Verordnung (EU) Nr. 298/2013 des Rates vom 27. Mirz 2013 zur Anderung der Verordnung
Nr. 314/2004 (ABL. L 90, S. 48) bestimmt: ,Die Anwendung von Artikel 6 der Verordnung ...
Nr. 314/2004 wird bis zum 20. Februar 2014 ausgesetzt, soweit er auf die im Anhang zu dieser
Verordnung genannten Personen und Organisationen Anwendung findet. Die Aussetzung wird alle
drei Monate uberpriift.“ Der Anhang der Verordnung Nr. 298/2013 enthdlt die Namen derselben
natiirlichen Personen und Organisationen wie Anhang II des Beschlusses 2011/101 in der Fassung des
Beschlusses 2013/160 (siehe oben, Rn. 32).

Im Zuge einer Anderung der Besetzung der Kammern des Gerichts ist der Berichterstatter der Achten
Kammer zugeteilt worden. Die vorliegende Rechtssache ist deshalb dieser Kammer zugewiesen worden.

Der Rat hat das Gericht mit Schreiben, das am 26. September 2013 bei der Kanzlei des Gerichts
eingegangen ist, vom Erlass seines Durchfiihrungsbeschlusses 2013/469/GASP vom 23. September
2013 zur Durchfithrung des Beschlusses 2011/101 (ABL L 252, S. 31) unterrichtet, durch den
Anhang I des Beschlusses 2011/101 dahin gedndert wurde, dass die 121. Klédgerin, Zimbabwe Mining
Development, gestrichen wurde.

Ferner dnderte die Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 915/2013 der Kommission vom 23. September
2013 zur Anderung der Verordnung Nr. 314/2004 (ABL L 252, S. 23) Anhang III dieser Verordnung
dahin, dass die darin enthaltene die 121. Kldgerin betreffende Angabe gestrichen wurden.

Der Rat hat das Gericht mit Schreiben, das am 20. Februar 2014 bei der Kanzlei des Gerichts
eingegangen ist, vom Erlass seines Beschlusses 2014/98/GASP vom 17. Februar 2014 zur Anderung
des Beschlusses 2011/101 (ABL L 50, S. 20) und vom Erlass seiner Verordnung (EU) Nr. 153/2014 vom
17. Februar 2014 zur Anderung der Verordnung Nr. 314/2004 und zur Aufhebung der Verordnung
(EU) Nr. 298/2013 (ABL L 50, S. 1) unterrichtet.

Art. 1 Abs. 2 des Beschlusses 2014/98 ersetzte Art. 10 des Beschlusses 2011/101 durch folgenden Text:
»(1) Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.
(2) Dieser Beschluss gilt bis zum 20. Februar 2015.

(3) Die in Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 5 Absétze 1 und 2 genannten Mafinahmen werden in Bezug
auf die in Anhang II aufgefiihrten Personen und Organisationen bis zum 20. Februar 2015 ausgesetzt.

Die Aussetzung wird alle drei Monate iiberpriift.

(4) Dieser Beschluss wird fortlaufend iiberpriift und gegebenenfalls verlangert oder gedndert, wenn der
Rat der Auffassung ist, dass seine Ziele nicht erreicht wurden.”

Art. 2 des Beschlusses 2014/98 bestimmt: ,Die in Anhang I des Beschlusses 2011/101/GASP
aufgefiihrten Personen, die im Anhang des vorliegenden Beschlusses genannt sind, werden in
Anhang II des Beschlusses 2011/101/GASP aufgenommen.” Der Anhang des Beschlusses 2014/98
enthdlt die Namen des dritten, zwolften, 18., 75., 86., 99., 102. und 104. Klagers.
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Die Verordnung Nr. 153/2014 bestimmt:

»Artikel 1

Die Verordnung ... Nr. 314/2004 wird wie folgt gedndert:
1. In Artikel 6 wird folgender Absatz angefiigt:

,(4) Die Mafsnahmen nach den Absdtzen 1 und 2 werden in Bezug auf die in Anhang IV
aufgefithrten Personen und Organisationen ausgesetzt.’

2. Der Anhang der vorliegenden Verordnung wird als Anhang IV angefiigt.

Artikel 2

Die Verordnung ... Nr. 298/2013 wird aufgehoben.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Der durch die Verordnung Nr. 153/2014 angefiigte Anhang IV der Verordnung Nr. 314/2004 enthalt
die Namen aller Klédger, der natiirlichen Personen und Organisationen, die noch in Anhang III dieser
Verordnung aufgefiithrt waren, mit Ausnahme der 121. Klédgerin, der Zimbabwe Defence Industries, der
einzigen, auf die die in der genannten Verordnung vorgesehenen Mafsnahmen des Einfrierens von
Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen nach wie vor anwendbar sind und nicht ausgesetzt wurden.

Das Gericht hat die tbrigen Verfahrensbeteiligten aufgefordert, zu dem in Rn. 37 bezeichneten
Schreiben des Rates Stellung zu nehmen. Die Kldger und die Kommission sind dieser Aufforderung am
21. bzw. am 4. Marz 2014 nachgekommen.

Das Gericht (Achte Kammer) hat auf Bericht des Berichterstatters beschlossen, die miindliche
Verhandlung zu eroffnen, und die Verfahrensbeteiligten im Rahmen prozessleitender Mafinahmen
gemifl Art. 64 der Verfahrensordnung aufgefordert, bestimmte Fragen schriftlich zu beantworten und
bestimmte Unterlagen vorzulegen. Die Verfahrensbeteiligten sind dieser Aufforderung fristgeméf
nachgekommen.

Mit Ausnahme des Vereinigten Konigreichs, das nicht vertreten war, haben die Verfahrensbeteiligten
in der Sitzung vom 10. Juni 2014 miindlich verhandelt und Fragen des Gerichts beantwortet.

In der Sitzung hat der Rat Zeitungsartikel zu den Akten gereicht, in denen es hiefi, dass der 68. Klager,
Bothwell Mugariri, der 96. Kldger, Lovemore Sekeremayi, sowie der 98. Klager, Nathan Marwirakuwa
Shamuyarira, verstorben seien. Die Prozessbevollmichtigten der Klager haben den Tod der beiden
Letztgenannten bestitigt, aber mitgeteilt, dass nach ihren Informationen die Nachricht vom Tod des
68. Kligers Bothwell Mugariri unrichtig sei. Im Ubrigen haben die Prozessbevollmichtigten der Kliger
auf eine Frage des Gerichts bestitigt, dass sie sich als von allen Klagern bevollméchtigt ansdhen, und
sich erboten, eine schriftliche Vollmacht derjenigen Kldger einzureichen, deren Vollmacht sie der
Klageschrift nicht beigefiigt hatten. Die Vorlage der Dokumente und die vorgenannten Erkldrungen
sind im Sitzungsprotokoll vermerkt worden.
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In der miindlichen Verhandlung hat das Gericht die Kldger und den Rat aufgefordert, bestimmte
Fragen schriftlich zu beantworten und bestimmte Dokumente einschlieSlich der erforderlichen
Vollmachten vorzulegen. Die genannten Parteien sind dieser Aufforderung des Gerichts fristgemaf3
nachgekommen. Daraufthin hat der Président der Achten Kammer das schriftliche Verfahren
geschlossen.

Die Klager beantragen,

— den  Beschluss 2012/97, die Durchfithrungsverordnung Nr. 151/2012 und den
Durchfithrungsbeschluss 2012/124, soweit sie von diesen betroffen sind, fiir nichtig zu erklaren;

— dem Rat und der Kommission die Kosten aufzuerlegen.
Der Rat und die Kommission beantragen,

— die Klage abzuweisen;

— den Klagern die Kosten aufzuerlegen.

Das Vereinigte Konigreich unterstiitzt die Antrdge des Rates und der Kommission auf Abweisung der
Klage.

Entscheidungsgriinde

1. Zu den verstorbenen Kligern

Nach der Rechtsprechung kann eine von dem Adressaten eines Rechtsakts erhobene Nichtigkeitsklage
von seinem alleinigen Rechtsnachfolger fortgefithrt werden, so etwa beim Tod einer natiirlichen Person
(Urteil des Gerichts vom 8. Juli 2004, JFE Engineering u. a./Kommission, T-67/00, T-68/00, T-71/00
und T-78/00, Slg. 2004, II-2501, Rn. 46; vgl. in diesem Sinne auch Urteil des Gerichtshofs vom
20. Oktober 1983, Gutmann/Kommission, 92/82, Slg. 1983, 3127, Rn. 2).

Wie oben in den Rn. 24 und 27 dargelegt sind der 66. Kldger, I. S. G. Mudenge, und der 83. Kléger,
J.L. Nkomo, wihrend des Verfahrens verstorben. Des Weiteren haben die Prozessbevollméchtigten
der Klager auf eine ihnen in der miindlichen Verhandlung zur schriftlichen Beantwortung gestellte
Frage bestitigt, dass der 96. Klager, Lovemore Sekeremayi, und der 98. Kldger, Nathan Marwirakuwa
Shamuyarira, wihrend des Verfahrens verstorben sind. SchliefSlich haben sie bei derselben Gelegenheit
mitgeteilt, dass auch der 32. Kldger, R. Kwenda, wiahrend des Verfahrens verstorben ist.

Hinsichtlich aller verstorbenen Kléger haben die Prozessbevollméchtigten der Kldger mitgeteilt, dass
ihre Universalerben, d. h. hier in allen Fillen ihre Witwen, das Verfahren fortsetzen wollten, und
haben dahin gehende notariell beglaubigte Erklirungen dieser Witwen vorgelegt. Mit dem Begriff
»Kldger” werden im Folgenden, was die vorgenannten verstorbenen Klager betrifft, ihre Universalerben
bezeichnet, die schriftlich erkldrt haben, das Verfahren fortsetzen zu wollen.
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2. Zum Vorliegen einer den Anwidlten, die die Klageschrift unterzeichnet haben, von allen Kldgern, bei
denen es sich um natiirliche Personen handelt, erteilten Vollmacht

Wie in Rn. 21 dargelegt hat der Rat das Gericht mit gesondertem Schriftsatz ersucht zu priifen, ob alle
klagenden natiirlichen Personen ,die vorliegende Klage wirklich unterstiitzen®. Er hat insoweit darauf
hingewiesen, dass die Prozessbevollmachtigten der Klédger ihrer Klageschrift keine Vollmacht und kein
anderes Dokument zum Beweis dafiir beigefiigt hitten, dass sie vom zweiten bis zum 110. Klédger, bei
denen es sich um natiirliche Personen handelt, ordnungsgeméfd bevollméchtigt worden waren.

Der Rat hat deshalb beantragt, die Klage insoweit fiir unzuldssig zu erkldren, als sie diese Kldger
betrifft, es sei denn, dass ihre Prozessbevollméchtigten fiir jeden von ihnen Dokumente zum Nachweis
seiner Absicht, Klage zu erheben, vorlegten. Der Rat hat sich insoweit auf das Urteil des Gerichtshofs
vom 16. Februar 1965, Barge/Hohe Behorde (14/64, Slg. 1965, 74, 83), berufen. Die Kommission hat
diesen Antrag des Rates unterstiitzt.

Nach Art. 19 Abs. 3 und 4 sowie Art. 21 Abs. 1 des Protokolls iiber die Satzung des Gerichtshofs der
Europédischen Union, die gemafd Art. 53 Abs. 1 dieser Satzung auf das Verfahren vor dem Gericht
anwendbar sind, und nach Art. 43 § 1 Abs. 1 der Verfahrensordnung miissen die Parteien, bei denen
es sich nicht um  Mitgliedstaaten und Organe der Europdischen Union, die
EFTA-Uberwachungsbehérde oder die Vertragsstaaten des Abkommens iiber den Europiischen
Wirtschaftsraum (EWR) handelt, durch einen Anwalt vertreten sein, der berechtigt ist, vor einem
Gericht eines Mitgliedstaats oder eines anderen Vertragsstaats des EWR-Abkommens aufzutreten.
Auflerdem muss die Klageschrift den Namen und den Wohnsitz des Kldgers sowie die Stellung des
Unterzeichnenden enthalten. Die Urschrift jedes Schriftsatzes ist vom Bevollmichtigten oder vom
Anwalt der Partei zu unterzeichnen.

Die Verpflichtung, mit der Klageschrift ,den Nachweis vorzulegen, dass die Prozessvollmacht ihres
Anwalts von einem hierzu Berechtigten ordnungsgeméifd ausgestellt ist®, ist jedoch in Art. 44 § 5
Buchst. b der Verfahrensordnung nur fiir juristische Personen vorgesehen. Folglich ermoglicht die
Verfahrensordnung natiirlichen Personen, sich anwaltlich vertreten zu lassen, ohne dass der Anwalt
eine Vollmacht vorlegen muss, wihrend dies fiir juristische Personen erforderlich ist (Urteil des
Gerichts vom 22. Februar 2006, Le Levant 001 u. a./Kommission, T-34/02, Slg. 2006, II-267, Rn. 64).

Der Umstand, dass die Anwilte, die eine natiirliche Person vertreten, nicht verpflichtet sind, eine von
ihrem Mandanten unterzeichnete Vollmacht einzureichen, findet seine Rechtfertigung wahrscheinlich
in der Erwédgung, dass die Erklarung eines Mitglieds der Anwaltschaft eines der Mitgliedstaaten, das
als solches einer Standesordnung unterliegt, dass es ordnungsgemifs von seinem Mandanten
bevollmiachtigt worden sei, grundsitzlich als ausreichend anzusehen ist (vgl. in diesem Sinne Urteil
des Gerichtshofs vom 18. Januar 2007, PKK und KNK/Rat, C-229/05 P, Slg. 2007, I-439, Rn. 119).

Beriicksichtigt man jedoch zugleich die in Rn. 55 aufgefiihrten Rechtsvorschriften, so ist davon
auszugehen, dass sich das Gericht vor der Priifung einer bei ihm eingereichten Klage vergewissern
muss, dass der unterzeichnende Anwalt tatsdchlich von der Person, in deren Namen die Klage
erhoben worden ist, mit ihrer Vertretung beauftragt wurde. Aufgrund der in Rn. 57 dargelegten
Erwagung wird das Gericht normalerweise den Umstand, dass ein Anwalt eine Klageschrift
unterzeichnet und im Namen einer natiirlichen Person eingereicht hat, als stillschweigende Erklarung
dieses Anwalts ansehen, dass er von der fraglichen natiirlichen Person ordnungsgeméfd beauftragt
wurde, und diese Erklirung als ausreichend ansehen. Bestehen jedoch konkrete Griinde, am
Wahrheitsgehalt dieser stillschweigenden Erkldrung zu zweifeln, so ist das Gericht berechtigt, den
Anwalt aufzufordern, das tatsichliche Bestehen seines Mandats nachzuweisen.
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So ist auch das Urteil Barge/Hohe Behorde (oben in Rn. 54 angefiihrt, S. 83) zu verstehen, wo es heift,
dass der Anwalt ,zur Klageerhebung keine formgerechte Vollmacht vorzulegen, sondern die
Bevollméchtigung nur auf Bestreiten nachzuweisen“ braucht. Tatsdchlich muss diese Feststellung im
Kontext jener Rechtssache gesehen werden, den Generalanwalt Roemer in seinen Schlussantrigen
zum Urteil Barge/Hohe Behorde, oben in Rn. 54 angefiihrt (Slg. 1965, 74, 86, 87), beschrieben hat.

Danach war es gingige Praxis des Gerichtshofs, eine schriftliche Vollmacht auch von Kligern zu
fordern, bei denen es sich um natiirliche Personen handelte, obwohl dies nach der anwendbaren
Bestimmung der Verfahrensordnung des Gerichtshofs nicht erforderlich war, ebenso wenig wie heute
nach der Verfahrensordnung des Gerichts. Der Anwalt der Kldgerin in der Rechtssache, in der das
Urteil Barge/Hohe Behorde, oben in Rn. 54 angefithrt, ergangen ist, hatte zusammen mit der
Klageschrift eine Vollmacht eingereicht, die sich jedoch auf eine andere Rechtssache bezog. Nach
Einreichung der Klageschrift legte er eine neue Vollmacht vor, die sich auf die in Rede stehende
Rechtssache bezog, so dass der Gerichtshof die Frage zu beantworten hatte, ob diese nachtrégliche
Vorlage geniigte oder ob der Umstand, dass zugleich mit der Klageschrift keine ordnungsgemaéfle
Vollmacht eingereicht worden war, zur Unzuldssigkeit der Klage fithrte. Der Gerichtshof hat im Sinne
der ersten Alternative entschieden.

Aus diesem Urteil ergibt sich also entgegen der offensichtlich vom Rat vertretenen Meinung nicht, dass
die gegnerische Partei berechtigt ist, ohne Angabe besonderer Griinde von dem Anwalt einer
klagenden natiirlichen Person zu verlangen, dass er eine von seinem Mandanten erteilte
Prozessvollmacht vorlegt, und dass die Klage andernfalls als unzuldssig abzuweisen ist. Die Bejahung
einer solchen Befugnis der gegnerischen Partei wiirde die Regel, dass natiirliche Personen sich von
einem Anwalt vertreten lassen konnen, ohne dass dieser eine Vollmacht vorzulegen braucht,
weitgehend ihres Sinnes berauben und koénnte das Verfahren unnétig komplizieren und verlangern.
Dies gilt namentlich, wenn die Klage wie hier von zahlreichen natiirlichen Personen erhoben wird, die
dazu noch auflerhalb des Hoheitsgebiets der Europédischen Union wohnen. Auch die Erfordernisse, die
sich aus dem in Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union garantierten Recht auf
effektiven gerichtlichen Schutz ergeben, sowie die oben in Rn. 57 dargelegten Erwdgungen sprechen
dafiir, dass eine solche Vollmacht nur verlangt werden kann, wenn aus konkreten Griinden Zweifel an
ihrem Vorliegen bestehen (siehe oben, Rn. 58).

In der vorliegenden Rechtssache haben die Prozessbevollméchtigten der Kldger in der miindlichen
Verhandlung auf eine Frage des Gerichts formlich bestdtigt, dass sie sich als von jedem einzelnen
Klager ordnungsgemaéf$ beauftragt ansidhen, und haben sich auflerdem erboten, fiir alle Klager, fiir die
sie dies noch nicht getan hatten, schriftliche Vollmachten vorzulegen. Tatséchlich haben sie in der
ihnen vom Gericht dafiir eingerdumten Frist notarielle Vollmachten des zweiten bis 110. Kldgers mit
Ausnahme der in Rn. 51 genannten verstorbenen Kldger vorgelegt. Eine solche Vollmacht ist auch im
Namen des 68. Kldgers, Bothwell Mugariri, eingereicht worden. Damit hat sich die Nachricht von
dessen Tod, die in den vom Rat in der miindlichen Verhandlung zu den Akten gegebenen
Presseartikeln enthalten war, als unrichtig erwiesen. Im Ubrigen ist aufgrund der Ausfiihrungen in
Rn. 60 unerheblich, dass die vorgelegten Vollmachten nach Einreichung der Klageschrift aufgesetzt
wurden.

Im Ergebnis besteht kein Grund, daran zu zweifeln, dass jeder einzelne Kliger seine Vertreter
bevollmachtigt hat, vor dem Gericht fiir ihn aufzutreten.

3. Zum fortbestehenden Rechtsschutzinteresse der Kldger

Nach stidndiger Rechtsprechung muss das Rechtsschutzinteresse ebenso wie der Streitgegenstand bis
zum Erlass der gerichtlichen Entscheidung weiter vorliegen — andernfalls ist der Rechtsstreit in der
Hauptsache erledigt —, was voraussetzt, dass die Klage der Partei, die sie erhoben hat, im Ergebnis
einen Vorteil verschaffen kann (vgl. Urteile des Gerichtshofs vom 7. Juni 2007,
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Wunenburger/Kommission, C-362/05 P, Slg. 2007, I1-4333, Rn. 42 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung, sowie vom 17. April 2008, Flaherty u. a./Kommission, C-373/06 P, C-379/06 P
und C-382/06 P, Slg. 2008, 1-2649, Rn. 25).

Wie erinnerlich wurden die streitigen restriktiven MafSnahmen fiir einen Teil der Kldger aufgehoben
(siehe oben, Rn. 28, 29, 35 und 36). Auflerdem wurde die Anwendung dieser MafSnahmen fiir alle
Kléger, deren Namen weiterhin auf der Liste der von ihnen betroffenen Personen und Organisationen
stehen, mit Ausnahme eines Klagers ausgesetzt (siehe oben, Rn. 32, 33 und 37 bis 41).

Der Gerichtshof hat im Urteil vom 28. Mai 2013, Abdulrahim/Rat und Kommission (C-239/12 P),
betreffend eine Person, die von restriktiven Mafinahmen betroffen war, die aufgrund ihrer angeblichen
Verbindungen zu terroristischen Organisationen erlassen und wéhrend des Verfahrens aufgehoben
wurden, darauf hingewiesen, dass derartige MafSnahmen betrédchtliche negative Konsequenzen hitten
und einen bedeutenden Eingriff in die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen darstellten. Er
hat ausgefiihrt, dass neben dem Einfrieren von Geldern als solchem, das durch seine grofie Tragweite
sowohl das Berufs- als auch das Familienleben der betroffenen Personen zutiefst erschiittere und den
Abschluss zahlreicher Rechtsgeschifte behindere, auch die Stigmatisierung und das Misstrauen zu
beriicksichtigen seien, die mit der Offentlichen Bezeichnung der Betroffenen als mit einer
terroristischen Organisation in Verbindung stehend einhergingen. Deshalb hat er entschieden, dass
das Rechtsschutzinteresse eines solchen Kldgers, vom Unionsrichter anerkennen zu lassen, dass er
niemals in diese Liste hitte aufgenommen werden diirfen oder dass dies nicht in dem von den
Organen der Union durchgefithrten Verfahren hitte geschehen diirfen, trotz der Streichung seines
Namens in der streitigen Liste fortbestehe. Zwar konne das Bejahen der Rechtswidrigkeit der
angefochtenen Handlung als solches einen materiellen Schaden oder eine Beeintrdchtigung des
Privatlebens nicht wiedergutmachen, es sei jedoch geeignet, den Betroffenen zu rehabilitieren oder
eine Form der Wiedergutmachung des immateriellen Schadens darzustellen, der ihm aufgrund dieser
Rechtswidrigkeit entstanden sei, und somit den Fortbestand seines Rechtsschutzinteresses zu
begriinden. Abschliefend hat der Gerichtshof ausgefithrt, der Umstand, dass die Authebung der
fraglichen restriktiven Mafinahmen endgiiltig sei, hindere nicht das Fortbestehen eines
Rechtsschutzinteresses in Bezug auf die Auswirkungen der Rechtsakte, durch die diese MafSnahmen
verhdngt worden seien, zwischen dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens und dem ihrer Authebung (Urteil
Abdulrahim/Rat und Kommission, Rn. 70 bis 72 und 82).

In der vorliegenden Rechtssache wurden restriktive Mafinahmen gegen die Kldger nicht wegen ihrer
Verbindungen zu terroristischen Organisationen verhdngt, sondern weil sie entweder Mitglieder einer
Regierung waren, die nach Auffassung der Urheber der angefochtenen Rechtsakte schwere Verstof3e
gegen die Menschenrechte begangen hatte, oder mit diesen Mitgliedern verbundene Personen oder
aber Personen, die an Handlungen beteiligt waren, die die Demokratie, die Achtung der
Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergruben. Die Begriindung, die
der Gerichtshof im Urteil Abdulrahim/Rat und Kommission (oben in Rn. 66 angefiihrt, Rn. 70 bis 72
und 82) gegeben hat, ist jedoch mutatis mutandis auch auf ihren Fall anwendbar mit der Folge, dass
ihre Klagebefugnis fortbesteht, obgleich die streitigen restriktiven MafSnahmen fiir einige von ihnen
aufgehoben und fiir andere ausgesetzt wurden.

4. Zum Vorbringen der Kommission, mit dem sie die Unzuldssigkeit der Klage geltend macht

Die Kommission macht erstens geltend, dass der Antrag auf Nichtigerklarung der Rechtsakte des Rates,
soweit er sie betreffe, unzulédssig sei, da sie im Hinblick auf Handlungen des Rates nicht passiv
legitimiert sei.

Da die Klage jedoch auf Nichtigerkldrung sowohl von zwei Rechtsakten, die der Rat erlassen hat, als

auch auf einen von der Kommission erlassenen Rechtsakt gerichtet ist, haben die Kldger diese beiden
Organe in der Klageschrift zu Recht als Beklagte bezeichnet.
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Zweitens macht die Kommission geltend, ihrer Meinung nach sei der Antrag auf Nichtigerkldrung des
Durchfiihrungsbeschlusses 2012/124 nur im Namen des allein von ihm betroffenen 60. Kldgers, Cephas
George Msipa, gestellt worden. Sie bezweifelt jedoch die Zulédssigkeit dieses Antrags, da dieser
Beschluss den Beschluss 2011/101 nur hinsichtlich der Griinde dndere, aus denen der Name dieses
Klagers in die Liste der von den streitigen restriktiven Mafinahmen betroffenen Personen
aufgenommen worden sei, und sonach nichts an seiner Rechtsstellung éndere. Falls der Antrag auf
Nichtigerkldrung dieses Beschlusses als von allen Klagern gestellt angesehen werden sollte, sei er als
unzuldssig zuriickzuweisen, denn keiner der Klager habe ein rechtliches Interesse an der Anfechtung
dieser Handlung des Rates.

Dem kann nicht gefolgt werden. Wie erinnerlich, wurde der Beschluss 2011/101 zundchst durch den
Beschluss 2012/97 gedndert, der u. a. seinen Anhang I durch einen neuen Anhang ersetzte; sodann
wurde Anhang I des Beschlusses 2011/101 durch den Durchfithrungsbeschluss 2012/124 im Hinblick
auf den 60. Kldger erneut dahin gehend geédndert, dass in die die Griinde betreffende Spalte, die zuvor
leer war, der oben in Rn. 18 wiedergegebene Text eingefiigt wurde. Folglich betrifft der
Durchfithrungsbeschluss 2012/124 den 60. Klager ebenso wie der Beschluss 2012/97 unmittelbar und
individuell und &dndert seine Rechtsstellung dadurch, dass im Anhang I des Beschlusses 2011/101 in
der Fassung des Beschlusses 2012/97 Griinde zur Rechtfertigung des Erlasses der restriktiven
Mafsnahmen gegen diesen Klager angegeben werden.

Somit ist der 60. Klager befugt, die Nichtigerklirung des Durchfiihrungsbeschlusses 2012/124 zu
beantragen. Da es sich um eine gemeinsame Klage handelt, entbindet die Feststellung ihrer
Zuléssigkeit im Hinblick auf einen einzigen Kldger das Gericht von der Notwendigkeit, zu priifen, ob
die anderen Kldger klageberechtigt sind (Urteil des Gerichtshofs vom 24. Mirz 1993, CIRFES
u. a./Kommission, C-313/90, Slg. 1993, I-1125, Rn. 31, und Urteil des Gerichts vom 15. September
1998, European Night Services u. a./Kommission, T-374/94, T-375/94, T-384/94 und T-388/94, Slg.
1998, 11-3141, Rn. 61). Denn die Klage ist auf Nichtigerklirung der angefochtenen Rechtsakte
gerichtet, soweit sie die Kldger betreffen. Da der Durchfiihrungsbeschluss 2012/124 nur den 60. Kldger
namentlich betrifft, wird er selbstverstindlich im Fall der Stattgabe nur ihm gegeniiber fiir nichtig
erklart.

5. Zur Begriindetheit

Die Klager stiitzen ihre Klage im Wesentlichen auf fiinf Griinde: erstens Fehlen einer geeigneten
Rechtsgrundlage fiir die Aufnahme der Personen oder Organisationen, die weder Machthaber
Simbabwes noch mit diesen verbunden sind, unter die Personen, gegen die die restriktiven
Mafsnahmen verhdngt wurden, zweitens offensichtlicher Beurteilungsfehler, drittens Verletzung der
Begriindungspflicht, viertens Verletzung ihrer Verteidigungsrechte und fiinftens Verstofd gegen den
Verhiltnisméafligkeitsgrundsatz.

Zunichst ist der erste, die Rechtsgrundlage der angefochtenen Rechtsakte betreffende Klagegrund zu
untersuchen, sodann der dritte und der vierte Klagegrund, mit denen Verfahrensfragen aufgeworfen
werden, und schliefllich der zweite und der fiinfte Klagegrund, die die Begriindetheit der Klage
betreffen.

Zum ersten Klagegrund: Fehlen einer geeigneten Rechtsgrundlage fiir die Aufnahme der Personen oder
Organisationen, die weder Machthaber Simbabwes noch mit diesen verbunden sind, unter die
Personen, gegen die die restriktiven MafSnahmen verhingt wurden

Mit dem ersten Klagegrund riigen die Kldger im Wesentlichen das Fehlen einer geeigneten

Rechtsgrundlage fiir die Aufnahme der Namen zahlreicher Personen, denen nicht einmal vorgeworfen
werde, Machthaber Simbabwes oder mit diesen verbundene Personen oder Organisationen zu sein, in
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die Liste der von den streitigen restriktiven MafSnahmen betroffenen Personen. Fiir die Aufnahme der
betreffenden Personen in diese Liste reiche der Vorwurf, dass sie in der Vergangenheit stratbare oder
unerlaubte Handlungen begangen hitten, nicht aus.

Der erste mit der vorliegenden Klage angefochtene Rechtsakt, der Beschluss 2012/97, wurde aufgrund
des Art. 29 EUV erlassen. Dieser lautet:

»Der Rat erldsst Beschliisse, in denen der Standpunkt der Union zu einer bestimmten Frage
geografischer oder thematischer Art bestimmt wird. Die Mitgliedstaaten tragen dafiir Sorge, dass ihre
einzelstaatliche Politik mit den Standpunkten der Union in Einklang steht.

Auch der Beschluss 2011/101, der durch den Beschluss 2012/97 gedndert wurde, ist auf Art. 29 EUV
gestutzt.

Art. 29 EUV gehort zu Titel V (,Allgemeine Bestimmungen tiber das auswértige Handeln der Union
und besondere Bestimmungen tiber die gemeinsame AufSen- und Sicherheitspolitik”) des EU-Vertrags.
Art. 21 EUV, der ebenfalls zu diesem Titel gehort, bestimmt:

»(1) Die Union lasst sich bei ihrem Handeln auf internationaler Ebene von den Grundsitzen leiten, die
fir ihre eigene Entstehung, Entwicklung und Erweiterung mafigebend waren und denen sie auch
weltweit zu starkerer Geltung verhelfen will: Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, die universelle Gtiltigkeit
und Unteilbarkeit der Menschenrechte und Grundfreiheiten, die Achtung der Menschenwiirde, der
Grundsatz der Gleichheit und der Grundsatz der Solidaritit sowie die Achtung der Grundsdtze der
Charta der Vereinten Nationen und des Volkerrechts.

(2) Die Union legt die gemeinsame Politik sowie Mafinahmen fest, fithrt diese durch und setzt sich fiir
ein hohes Maf} an Zusammenarbeit auf allen Gebieten der internationalen Beziehungen ein, um

a) ihre Werte, ihre grundlegenden Interessen, ihre Sicherheit, ihre Unabhingigkeit und ihre
Unversehrtheit zu wahren;

b) Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, die Menschenrechte und die Grundsitze des Volkerrechts zu
festigen und zu fordern;

¢) nach Mafigabe der Ziele und Grundsitze der Charta der Vereinten Nationen sowie der Prinzipien
der Schlussakte von Helsinki und der Ziele der Charta von Paris, einschliefSlich derjenigen, die die
Auflengrenzen betreffen, den Frieden zu erhalten, Konflikte zu verhiiten und die internationale
Sicherheit zu starken;

d) die nachhaltige Entwicklung in Bezug auf Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt in den
Entwicklungsldndern zu foérdern mit dem vorrangigen Ziel, die Armut zu beseitigen;

(3) Die Union wahrt bei der Ausarbeitung und Umsetzung ihres auswirtigen Handelns in den
verschiedenen unter diesen Titel und den Fiinften Teil des [AEUV] fallenden Bereichen sowie der
externen Aspekte der iibrigen Politikbereiche die in den Absdtzen 1 und 2 genannten Grundsitze und
Ziele ...”

Bei dem dritten Rechtskat, dessen Nichtigerklarung mit der vorliegenden Klage begehrt wird, dem

Durchfithrungsbeschluss 2012/124, handelt es sich um einen ,Beschluss zur Durchfithrung eines
Beschlusses, mit dem eine Aktion oder ein Standpunkt der Union festgelegt wird“, ndmlich des
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Beschlusses 2012/97. Der Durchfithrungsbeschluss 2012/124 wurde aufgrund des Art. 6 Abs. 1 des
Beschlusses 2011/101 (siehe oben, Rn. 9) geméfd dem in Art. 31 Abs. 2 EUV vorgeschriebenen
Verfahren erlassen.

Der zweite mit der vorliegenden Klage angefochtene Rechtsakt, die Durchfiihrungsverordnung
Nr. 151/2012, wurde auf der Grundlage des Art. 11 Buchst. b der Verordnung Nr. 314/2004 erlassen
(siehe oben, Rn. 4). Die Verordnung Nr. 314/2004 wurde ihrerseits aufgrund der Art. 60 EG und 301
EG erlassen. Diese wurden durch den Vertrag von Lissabon gedndert und sind nunmehr Art. 75 AEUV
bzw. Art. 215 AEUV.

Nach Auffassung der Klidger enthalten die angefochtenen Rechtsakte eine Erweiterung des Umfangs
der gegen Simbabwe ergriffenen restriktiven MafSnahmen, die nunmehr nicht nur natirliche und
juristische Personen betrédfen, denen vorgeworfen werde, Regierungsmitglieder oder mit solchen
verbunden zu sein, sondern auch Personen, die nicht beschuldigt wiirden, mit der Regierung
verbunden zu sein, wohl aber Handlungen begangen zu haben, die die Menschenrechte, die
Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe untergriiben. Den Personen dieser letzteren
Kategorie werde also keine Verbindung zu den Machthabern Simbabwes vorgeworfen. Zahlreiche
Personen seien aufgrund unbewiesener Beschuldigungen, schwere Straftaten und andere unerlaubte
Handlungen begangen zu haben, unter die von den angefochtenen Mafinahmen Betroffenen
aufgenommen worden. Die Beklagten hitten hinsichtlich dieser in den angefochtenen Rechtsakten
aufgefithrten Personen keinen Beweis erbracht, keine Tatsache zur Stiitzung der iiber sie aufgestellten
Behauptungen angefiihrt und insoweit nicht einmal genaue Informationen gegeben. In vielen Fillen
seien die in den streitigen MafSnahmen genannten Straftaten oder unerlaubten Handlungen vor der
Bildung der Regierung der nationalen Einheit, die zur Zeit des Erlasses der streitigen Rechtsakte in
Simbabwe an der Macht gewesen sei, begangen worden.

Als unerheblich im Rahmen des vorliegenden Klagegrundes, mit dem das Fehlen einer geeigneten
Rechtsgrundlage fiir den Erlass der angefochtenen Rechtsakte gertigt wird, ist zundchst das
Vorbringen der Kldger zuriickzuweisen, die im Hinblick auf einige von den durch diese Rechtsakte
eingefithrten restriktiven Mafinahmen betroffenen Personen angegebenen Tatsachen seien unbewiesen
oder nicht genau bezeichnet. Dieses Vorbringen ist nur dann erheblich, wenn ein Tatsachenirrtum der
Urheber der angefochtenen Rechtsakte oder deren unzureichende Begriindung geltend gemacht
werden soll. Derartige Irrtiimer betreffen nicht das Bestehen einer geeigneten Rechtsgrundlage fiir den
Erlass der in Rede stehenden Rechtsakte, also die einzige Frage, um die es im ersten Klagegrund geht.
Selbstverstandlich muss, auch wenn sich herausstellt, dass entgegen den Behauptungen der Klager eine
solche Rechtsgrundlage besteht, weiter untersucht werden, ob die Uberzeugung der Urheber dieser
Rechtsakte, dass der vorliegende Sachverhalt die Wahl dieser Rechtsgrundlage fiir deren Erlass
rechtfertigte, nicht auf einem offensichtlichen Beurteilungsfehler beruhte, und ob sie diese Wahl
ausreichend begriindet haben. Diese Fragen stellen sich gegebenenfalls erst bei der Priifung des
zweiten und des dritten Klagegrundes.

Zweitens hat der erste angefochtene Rechtsakt, der Beschluss 2012/97, hauptsichlich die
Geltungsdauer des Beschlusses 2011/101 verlangert und dessen Anhang ersetzt, der die Namen der
Personen und Organisationen enthielt, gegen die die durch diesen Beschluss eingefiihrten restriktiven
MafSnahmen verhdangt wurden. Der zweite angefochtene Rechtsakt, die Durchfiihrungsverordnung
Nr. 151/2012, ersetzte Anhang III der Verordnung Nr. 314/2004, in dem die Namen der Personen
und Organisation aufgefithrt waren, deren Gelder und wirtschaftliche Ressourcen in Anwendung
dieser Verordnung eingefroren wurden. Durch den dritten angefochtenen Rechtsakt, den
Durchfithrungsbeschluss 2012/124, wurde der den 60. Kldger, Cephas George Msipa, betreffende
Eintrag im Anhang des Beschlusses 2011/101 in der Fassung des Beschlusses 2012/97 geédndert.
Anders ausgedriickt handelt es sich in allen drei Fillen um Rechtsakte, durch die ein vorhergehender
Rechtsakt gedndert wurde.
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Die Wendung ,natiirlich[e] oder juristisch[e] Personen ..., die an Handlungen beteiligt sind, die die
Demokratie, die Achtung der Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft
untergraben®, auf die die Kldger in ihrem in Rn. 81 zusammenfassend wiedergegebenen Vorbringen
Bezug genommen haben, ist nur in dem Beschluss 2011/101 (siehe oben, Rn. 7 und 8) enthalten. Das
Einfrieren der Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen durch die Verordnung Nr. 314/2004 betrifft
dagegen, wie oben in Rn. 4 dargelegt worden ist, gemdfS Art. 6 Abs. 1 dieser Verordnung nur
»[s]amtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die einzelnen Mitgliedern der Regierung von
Simbabwe und mit ihnen verbundenen natiirlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder
Einrichtungen ... gehoren®.

Mit dem vorliegenden Klagegrund werden also in Bezug auf den ersten und den dritten angefochtenen
Rechtsakt, durch die der Beschluss 2011/101 gedndert wurde, andere Fragen aufgeworfen als beziiglich
des zweiten angefochtenen Rechtsakts, durch den die Verordnung Nr. 314/2004 gedndert wurde.

Im ersten Fall stellt sich im Wesentlichen die Frage, ob Art. 29 EUV, der als Rechtsgrundlage des
Beschlusses 2012/97 (und auch des durch diesen gednderten Beschlusses 2011/101) angegeben wurde,
fiir den Erlass der in dem letztgenannten Beschluss aufgefiihrten restriktiven Mafinahmen gegeniiber
yhatiirlichen oder juristischen Personen ..., die an Handlungen beteiligt sind, die die Demokratie, die
Achtung der Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergraben®, eine
geeignete Rechtsgrundlage bildet. Im Fall der Verneinung dieser Frage wiirde logischerweise auch der
Beschluss 2011/101 der Rechtsgrundlage entbehren, soweit er die zu der genannten Kategorie
gehorenden Personen betrifft. Somit ist davon auszugehen, dass die Kliager mit dem vorliegenden
Klagegrund stillschweigend, aber eindeutig auch die Rechtswidrigkeit des Beschlusses 2011/101 geltend
machen. Dazu sind die Klager nach Art. 277 AEUV auch dann berechtigt, wenn sie die
Nichtigerkldrung dieses Beschlusses hitten beantragen konnen, dies aber nicht getan haben (vgl. in
diesem Sinne entsprechend Urteile des Gerichtshofs vom 10. Juli 2003, Kommission/EZB, C-11/00,
Slg. 2003, 1-7147, Rn. 74 bis 78, vom 15. Mai 2008, Spanien/Rat, C-442/04, Slg. 2008, 1-3517, Rn. 22,
und vom 20. Mai 2008, Kommission/Rat, C-91/05, Slg. 2008, I-3651, Rn. 29 bis 34).

Im zweiten Fall, dem der Durchfithrungsverordnung Nr. 151/2004, stellt sich die Frage, ob es eine
Rechtsgrundlage fiir die Anderung der Verordnung Nr. 314/2004 gibt, durch die in deren Anhang III
— der die Namen der Personen und Organisationen enthilt, deren Gelder und wirtschaftliche
Ressourcen eingefroren wurden — die Namen der im Anhang des Beschlusses 2011/101 in der
Fassung des Beschlusses 2012/97 genannten Personen oder Organisationen mit der Begriindung
aufgenommen wurden, dass sie Handlungen begangen hitten, die die Demokratie, die Achtung der
Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergriiben, obwohl die
Verordnung Nr. 314/2004 in ihrem Art. 6 Abs. 1 nur das Einfrieren derjenigen Gelder und
wirtschaftlichen Ressourcen vorsieht, die einzelnen Mitgliedern der Regierung von Simbabwe und mit
ihnen verbundenen natiirlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen
gehoren.

Diese beiden Fragen sind somit nacheinander zu priifen.

Zur Rechtsgrundlage der Beschliisse 2011/101 und 2012/97 und des Durchfithrungsbeschlusses
2012/124

Die Klager bringen drei eng miteinander zusammenhdngende Argumente vor, die nur dahin
verstanden werden konnen, dass der Rat nicht befugt gewesen sei, auf der Grundlage des Art. 29 EUV
die Beschliisse 2011/101 und 2012/97 gegeniiber Personen zu erlassen, die an Handlungen beteiligt
waren, die die Demokratie, die Achtung der Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe
ernsthaft untergruben.
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Erstens treffe es zwar zu, dass die Unterstiitzung der Demokratie, des Rechtsstaats und der
Menschenrechte (sowie die Bekdmpfung des Terrorismus) legitime Ziele der Gemeinsamen Auflen-
und Sicherheitspolitik (GASP) seien, der Rat und die Kommission seien jedoch nicht befugt,
allgemeine strafrechtliche oder zivilrechtliche Vorschriften zu erlassen. Ihre Zustindigkeit in diesem
Bereich sei eng begrenzt und werde in den Art. 82 AEUV bis 86 AEUV definiert, und aus Art. 40
EUV ergebe sich, dass sie sie nicht iiberschreiten diirften. So konne die Union zwar Mindestregeln fiir
die Definition der Straftaten in den Bereichen der grenziiberschreitenden schweren Kriminalitét
aufstellen und die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften harmonisieren, um die tatsdchliche
Durchfithrung einer Unionspolitik sicherzustellen; weder der Rat noch die Kommission sei jedoch
befugt, unter Berufung auf die GASP eine Mafinahme des Einfrierens von Geldern oder ein
Reiseverbot gegen Personen zu verhdngen, nur weil sie angeblich in der Vergangenheit in Straftaten
oder unerlaubte Handlungen verwickelt gewesen seien.

Zweitens ist nach Auffassung der Kldger ein klarer und unbestreitbarer Zusammenhang zwischen den
Personen, gegen die die restriktiven MafSnahmen erlassen wiirden, und den von der Union gegeniiber
Drittstaaten verfolgten berechtigten Zielen der GASP erforderlich. Zwischen den Personen, die
beschuldigt wiirden, in der Vergangenheit Verbrechen oder schwere Straftaten begangen zu haben,
und irgendeinem berechtigten Ziel der GASP bestehe aber kein Zusammenhang. Es werde keine
Erklarung dafiir gegeben, inwieweit die Verhdngung einer Mafinahme des Einfrierens von Geldern
oder eines Reiseverbots gegen diese Personen, denen nicht vorgeworfen werde, mit der derzeitigen
Regierung von Simbabwe in Verbindung zu stehen, zur Verwirklichung irgendeines legitimen Ziels
geeignet sei. Die unter diese letzte Kategorie fallenden Kldger seien weder Terroristen, die ihre Gelder
und wirtschaftlichen Ressourcen fiir internationale terroristische Aktivititen zur Verfiigung stellen
konnten, noch fiir irgendeine von der Regierung von Simbabwe verfolgte Politik verantwortlich oder
befugt, sie zu kontrollieren.

Drittens sei der Rat beim Erlass restriktiver Mafinahmen verpflichtet zu erkldren, weshalb diese zur
Erreichung eines legitimen Ziels geeignet und verhéltnisméflig seien. In der vorliegenden Rechtssache
sei fir den Erlass restriktiver MafSnahmen gegen nicht zum Staatsapparat Simbabwes gehorende
Personen, die angeblich in der Vergangenheit schwere strafbare oder unerlaubte Handlungen begangen
hitten, keine legitime aufSenpolitische Rechtfertigung gegeben worden. Auch werde nicht erklart, wieso
die Anwendung einer MafSnahme, die im Einfrieren von Geldern oder in einem Reiseverbot bestehe,
auf Personen, die fiir die Politik der zur Zeit des Erlasses der angefochtenen Rechtsakte in Simbabwe
an der Macht befindliche Regierung der nationalen Einheit weder verantwortlich gewesen seien noch
irgendeinen Einfluss auf sie gehabt hitten, eine geeignete und dem Grundsatz der VerhéltnisméfSigkeit
entsprechende Methode zur Erreichung irgendeines legitimen Ziels der GASP darstelle.

Nach Art. 21 EUV in Verbindung mit Art. 29 EUV, deren Wortlaut oben in den Rn. 78 bzw. 76
wiedergegeben worden ist, kann der Erlass von Mafisnahmen, die darauf gerichtet sind, im Rest der
Welt und folglich auch in Simbabwe Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, die universelle Giiltigkeit und
Unteilbarkeit der Menschenrechte und Grundfreiheiten zu férdern, Gegenstand eines auf Art. 29 EUV
gestiitzten Beschlusses sein (vgl. in diesem Sinne Urteil des Gerichts vom 28. Mai 2013, Al Matri/Rat,
T-200/11, Rn. 46). Die Klager bestreiten dies mit ihrem oben zusammenfassend wiedergegebenen
Vorbringen nicht allgemein, sondern machen lediglich geltend, dass restriktive MafSnahmen wie die
hier in Rede stehenden, die gegen Personen oder Organisationen allein aufgrund angeblich
begangener strafbarer oder unerlaubter Handlungen erlassen wiirden, nicht zu den Mafinahmen
gehorten, die aufgrund von Art. 29 EUV erlassen werden konnten. Aufgrund derartiger Handlungen
konnten allenfalls Mafinahmen nach den Vorschriften tiber die justizielle Zusammenarbeit in
Strafsachen (Art. 82 AEUV bis 86 AEUV) erlassen werden.
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Mit diesem Vorbringen lassen die Klager jedoch den Kontext aufSer Acht, in den sich die Demokratie,
die Achtung der Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergrabende
Handlungen wie die, die den in der Liste in Anhang I des Beschlusses 2011/101 aufgefiihrten
Personen vorgeworfen werden, einfiigen. Deshalb ist auf diesen Kontext einzugehen, wie er sich aus
den Erwdgungsgriinden des Beschlusses 2011/101 und den ihm vorangegangenen Rechtsakten ergibt.

So heif3t es im ersten Erwidgungsgrund des Gemeinsamen Standpunkts 2002/145, dem ersten im
Hinblick auf Simbabwe angenommenen Gemeinsamen Standpunkt (siehe oben, Rn. 1):

»Der Rat hat am 28. Januar 2002 seiner tiefen Sorge tiber die Lage in Simbabwe, insbesondere die
Eskalation der Gewalt in jlingster Zeit, die Einschiichterung politischer Gegner und die Schikanen
gegeniiber der unabhéngigen Presse, Ausdruck gegeben. Er stellte fest, dass die Regierung Simbabwes
dem Aufruf des Europdischen Rates vom Dezember letzten Jahres in Laeken, effektive Mafsnahmen
zur Verbesserung der Situation zu ergreifen, nicht Folge geleistet hat.”

Der Gemeinsame Standpunkt 2002/145 wurde durch den Gemeinsamen Standpunkt 2003/115
gedndert und verldngert, dessen zweiter Erwdgungsgrund lautet:

»Die Lage in Simbabwe hat sich weiter verschlechtert, und es kommt weiterhin zu ernsten
Verletzungen der Menschenrechte sowie des Rechts auf freie MeinungsdufSerung, des Rechts auf
Vereinigungsfreiheit und des Rechts, sich friedlich zu versammeln.”

Im sechsten Erwéagungsgrund des Gemeinsamen Standpunkts 2004/161, durch den der Gemeinsame
Standpunkt 2002/145 aufgehoben und ersetzt wurde, wird darauf hingewiesen, dass ,sich an der
Verschlechterung der Menschenrechtssituation in Simbabwe nichts geédndert hat®, so dass es
gerechtfertigt sei, die restriktiven Mafinahmen der Union gegeniiber diesem Land um weitere zwolf
Monate zu verlingern. Im siebten Erwdgungsgrund heifSt es: ,Mit diesen restriktiven Mafsnahmen
sollen die betroffenen Personen dazu angehalten werden, Politiken zuriickzuweisen, die zur
Unterdriickung der Menschenrechte und des Rechts auf freie Meinungsduflerung fithren und eine
verantwortungsvolle Staatsfithrung unmoglich machen.”

Der Rat war offensichtlich der Auffassung, dass sich die Lage in Simbabwe nicht verbesserte, denn wie
oben in Rn. 3 dargelegt, verlingerte er die Geltungsdauer des Gemeinsamen Standpunkts 2004/161
mehrere Male bis zum 20. Februar 2009, ,angesichts der Lage in Simbabwe®, wie es stereotyp in den
verschiedenen Gemeinsamen Standpunkten heif$t, durch die diese Verlingerungen erfolgten.

Im Jahr 2008 fanden in Simbabwe Wahlen statt. Wie der Rat ausgefiihrt hat, wies der Hohe Vertreter
der Union fiir die GASP in einer Erkldrung vom 22. Juni 2008 auf die ,von den Behorden von
Simbabwe seit einigen Wochen gefithrte unakzeptable systematische Kampagne von Gewalt,
Obstruktion und Einschiichterung” hin und vertrat die Auffassung, dass ,diese Wahlen unter den
gegebenen Umstdnden zu einer Parodie der Demokratie wurden®.

Wie der Rat ferner von den Kldgern unbestritten vorgetragen hat, wurde zum Zweck der Verséhnung
der die Macht in Simbabwe ausiibenden ZANU-PF mit der Opposition am 15. September 2008 ein
umfassendes politisches Abkommen (Global Political Agreement, im Folgenden: GPA) zwischen ihnen
geschlossen. Dieses sah insbesondere die Ernennung einer neuen Regierung der nationalen Einheit vor,
der aufler den von der ZANU-PF vorgeschlagenen Mitgliedern, die bereits vor der Ernennung dieser
Regierung an der Macht waren, von der Opposition vorgeschlagene Mitglieder angehoren sollten.
Robert Mugabe blieb Prasident von Simbabwe. Diese Regierung wurde schliefdlich am 9. Februar 2009
gebildet, aber den Ausfithrungen des Rates zufolge waren die darauffolgenden Jahre durch einen
Machtkampf zwischen der ZANU-PF und den Oppositionsparteien gekennzeichnet. Dabei habe
Robert Mugabe weiter von der Unterstiitzung des Sicherheitsapparats von Simbabwe profitiert, der die
Armee, den Geheimdienst, die Polizei und das Gefdngnissystem des Landes umfasst. Das diesen
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Apparat kontrollierende Organ, das Joint Operations Command (Gemeinsames Einsatzkommando), sei
weitgehend fiir die Gewaltakte wihrend der Wahlen von 2008 verantwortlich, und die Personen, die
ihm 2008 angehort hdtten, seien nach wie vor im Amt.

Der Gemeinsame Standpunkt 2009/68/GASP des Rates vom 26. Januar 2009, durch den die
restriktiven Mafinahmen gegen Simbabwe verlingert wurden (ABL L 23, S. 43), verlingerte die
Geltungsdauer des Gemeinsamen Standpunkts 2004/161 um ein weiteres Jahr bis zum 20. Februar
2010. Im dritten Erwdgungsgrund des Gemeinsamen Standpunkts 2009/68 heifst es, dass diese
Verlangerung ,[a]ngesichts der Lage in Simbabwe, insbesondere der von den Behorden Simbabwes
organisierten und ausgeiibten Gewalt und der anhaltenden Blockade der Umsetzung des am
15. September 2008 unterzeichneten politischen Abkommens“ erfolgt sei. Desgleichen wurde im
dritten Erwédgungsgrund des Beschlusses 2010/92, durch den die Geltungsdauer des Gemeinsamen
Standpunkts 2004/161 bis zum 20. Februar 2011 verliangert wurde, auf die ,mangelnden Fortschritte
bei der Umsetzung des ... [GPA]“ hingewiesen.

Dies ist der Kontext, in dem der in den Art. 4 und 5 des Beschlusses 2011/101 (siehe oben, Rn. 7
und 8) enthaltene Verweis auf Personen zu sehen ist, ,die an Handlungen beteiligt sind, die die
Demokratie, die Achtung der Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft
untergraben”. Dieser Verweis betrifft also nicht jedwede strafbare oder unerlaubte Handlung, die unter
das allgemeine Strafrecht oder das biirgerliche Recht fillt. Er bezieht sich ganz eindeutig auf das
Verhalten von Personen, die Handlungen begangen haben, aufgrund deren der Rat den Machthabern
Simbabwes eine ,Eskalation der Gewalt® vorwarf sowie ,die Einschiichterung politischer Gegner und
die Schikanen gegeniiber der unabhingigen Presse” (siehe oben, Rn. 95), ,ernste Verletzungen der
Menschenrechte sowie des Rechts auf freie Meinungsduflerung, des Rechts auf Vereinigungsfreiheit
und des Rechts, sich [im Land] friedlich zu versammeln“ (siche oben, Rn. 96), oder aber eine ,von den
Behorden von Simbabwe ... gefithrte ... systematische Kampagne von Gewalt, Obstruktion und
Einschiichterung” (siehe oben, Rn. 99).

Diese Uberlegungen werden durch den Wortlaut der Art. 4 und 5 des Beschlusses 2011/101 bestitigt.
Denn natiirlich konnen strafbare oder unerlaubte Handlungen die Rechte der Opfer schwer
beeintrachtigen; es ist jedoch kaum einzusehen, dass sie die Demokratie selbst oder die
Rechtsstaatlichkeit ernsthaft untergraben konnen, es sei denn, es bestiinde eine Kollusion zwischen
den unmittelbar an diesen Handlungen beteiligten Personen und zumindest einem Teil der
Machthaber des betreffenden Landes.

Ferner ist zu beriicksichtigen, dass die Machthaber Simbabwes, gegen die sich die genannten
Beschuldigungen richteten, durch das GPA und die Bildung der sogenannten Regierung der
nationalen Einheit nicht vollig aus ihren Machtpositionen entfernt wurden (siehe dazu auch unten,
Rn. 109). Diese fiihrten allenfalls zu einer Aufteilung der Macht zwischen diesen Machthabern und
den fritheren Oppositionsparteien.

Unter diesen Umstinden bildet Art. 29 EUV eine geeignete Rechtsgrundlage fiir den Erlass einer
Entscheidung wie der Beschliisse 2011/101 und 2012/97 gegeniiber den in Rn. 102 bezeichneten
Personen. Entgegen dem Vorbringen der Kldger wurden die in diesen beiden Beschliissen
vorgesehenen restriktiven Mafinahmen gegen diese Personen nicht wegen ihrer angeblichen
Beteiligung an irgendwelchen stratbaren oder unerlaubten Handlungen verhidngt, sondern aufgrund
angeblich von ihnen begangener Handlungen, die zwar ebenfalls und sehr wahrscheinlich unter das
Strafrecht, zumindest aber das biirgerliche Recht fallen, jedoch Teil der den Machthabern dieses
Landes vom Rat vorgeworfenen Strategie der Einschiichterung und systematischen Verstofie gegen die
Grundrechte des Volkes von Simbabwe waren. Genau aus diesem letztgenannten Grund konnte eine
auf der Grundlage des Art. 29 EUV erlassene Mafinahme wie die beiden vorgenannten Beschliisse
rechtmiflig gegen Personen verhdngt werden, denen derartige Handlungen vorgeworfen wurden.
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Aus demselben Grund besteht zwischen den Handlungen dieser Personen und den in Art. 21 EUV
aufgefiihrten legitimen Zielen des GASP ein Zusammenhang wie der, den die Kldger in ihrem oben in
Rn. 91 zusammenfassend wiedergegebenen Vorbringen angesprochen haben. Unter Beriicksichtigung
des Zwecks der in Rede stehenden restriktiven Mafinahmen, deren Geltungsdauer durch den Beschluss
2011/101 verldngert wurde (siehe oben, Rn. 97), war es ganz folgerichtig, unter die von ihnen
betroffenen Personen die vorgeblichen Autoren der Gewaltakte und Einschiichterungen aufzunehmen,
fir die die Machthaber Simbabwes nach Auffassung des Rates die politische Verantwortung
tibernehmen mussten, und nicht nur diese Machthaber selbst. Denn unabhingig von den Straf- oder
Zivilverfahren, die gegen die angeblich an den behaupteten Gewaltakten beteiligten Personen
eingeleitet werden konnten, war es legitim und entsprach den Zielen der GASP, MafSnahmen zu
ergreifen, durch die auch diese Personen dazu angehalten werden sollten, ,Politiken zuriickzuweisen,
die zur Unterdriickung der Menschenrechte und des Rechts auf freie MeinungsaufSerung fithren und
eine verantwortungsvolle Staatsfithrung unmoglich machen®, d. h. in Zukunft keine derartigen Taten
mehr zu begehen.

Zu dem oben in Rn. 92 zusammengefassten Vorbringen der Klager ist zu bemerken, dass dieses in
Wirklichkeit nicht die Rechtsgrundlage der angefochtenen Rechtsakte betrifft, sondern dass damit
deren unzureichende Begriindung geriigt werden soll. Abgesehen davon geniigt es festzustellen, dass
der Rat — wie sich aus den oben in den Rn. 95 bis 101 dargelegten Erwdgungen ergibt, auf denen die
verschiedenen Rechtsakte, durch die die fraglichen restriktiven Mafinahmen eingefithrt und
aufrechterhalten wurden, beruhen, und wie im Rahmen der Priifung des dritten Klagegrundes
auszufithren sein wird — die Griinde ausreichend erldutert hat, aus denen er unter die von diesen
MafSnahmen betroffenen Personen diejenigen aufgenommen hat, von denen im vorliegenden
Klagegrund die Rede ist.

Die Klager machen ferner geltend, dass die angefochtenen restriktiven Mafinahmen ohnehin nicht
geeignet seien, irgendein legitimes Ziel unter Beriicksichtigung des Verhéltnisméafligkeitsgrundsatzes zu
erreichen. Dazu tragen sie fiinf Argumente vor. Erstens konzentrierten sich diese Mafsnahmen, obwohl
sie auf Mitglieder der derzeitigen Regierung abzielten, ganz und gar auf Fragen, die die ehemalige,
nicht dagegen die nach der Umsetzung des GPA an der Macht befindliche Regierung von Simbabwe
betrifen. Im Ubrigen werde diese letztere Regierung (die ,Regierung der nationalen Einheit“) von der
Union unterstiitzt, die in einen Dialog mit ihr eingetreten sei. Zweitens bezdgen sich die den Klagern
vorgeworfenen strafbaren und unerlaubten Handlungen in einer Reihe von Fillen auf den Zeitraum
vor der Bildung der Regierung der nationalen Einheit. Drittens konne eine gegen Personen, die keine
Verbindung zur Regierung hitten, nicht an der von dieser gefithrten Politik beteiligt seien und auch
keine Kontrolle dariiber ausiibten, gerichtete MafSnahme, die im Einfrieren von Geldern oder in einem
Reiseverbot bestehe, keinesfalls einem legitimen Ziel der GASP dienen. Viertens wende das Vereinigte
Konigreich, das vorgeschlagen habe, weitere Personen in die Liste der von den fraglichen restriktiven
Mafinahmen betroffenen Personen aufzunehmen, eine Strategie an, mit der der Druck auf die
Extremisten aufrechterhalten werden solle. Dies sei jedoch kein offizielles Ziel der GASP und koénne
die Ausdehnung restriktiver Mafinahmen auf nicht zum Staatsapparat gehorende Personen in
Simbabwe, die angeblich in der Vergangenheit strafbare Handlungen begangen hétten, nicht
rechtfertigen. Fiinftens blieben die angefochtenen MafSnahmen selbst dann, wenn sie angemessen
seien, aus den im fiinften Klagegrund dargelegten Griinden unverhaltnismafig.

Bei dem letzten dieser fiinf Argumente handelt es sich um eine blofie Verweisung auf das Vorbringen
der Klédger zur Stiitzung ihres fiinften Klagegrundes, der unten in den Rn. 285 bis 302 gepriift werden
wird. Die ersten vier Argumente beruhen ganz offensichtlich auf der Voraussetzung, dass die Bildung
der sogenannten Regierung der nationalen Einheit wie im GPA vorgesehen zu einer vollstindigen
Auswechslung der Machthaber Simbabwes fiihrte. Dies war jedoch wie in Rn. 100 dargelegt nicht der
Fall. Zwar gehorten der Regierung der nationalen Einheit Vertreter der Opposition an, ebenso jedoch
Vertreter der ZANU-PF, also der Partei, die an der Macht war, als es zu den Gewaltakten,
Einschiichterungen und Verstof3en gegen die Grundrechte kam, auf die der Rat in den vorgenannten
verschiedenen Simbabwe betreffenden gemeinsamen Standpunkten und Beschliissen Bezug nahm.
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Tatsdchlich waren die von der ZANU-PF vorgeschlagenen Mitglieder der Regierung der nationalen
Einheit, wie aus der Antwort des Rates auf eine ihm vom Gericht im Rahmen einer prozessleitenden
Mafinahme gestellte Frage hervorgeht, im Wesentlichen bereits Mitglieder der vorangegangenen
Regierung. Zudem iibte der Prasident von Simbabwe, Robert Mugabe, sein Amt weiter aus.

Unter diesen Umstédnden kann entgegen der offenbar von den Kldgern vertretenen Meinung von einem
radikalen und vollstindigen Austausch der Machthaber Simbabwes nach der Bildung der Regierung
der nationalen Einheit geméfS dem GPA keine Rede sein. Somit stand es dem Rat frei, auch nach der
Bildung dieser Regierung gemafs Art. 29 EUV einen Beschluss mit restriktiven Mafinahmen sowohl
gegen diejenigen derzeitigen Machthaber Simbabwes, die schon zuvor die Macht in diesem Land
ausgeiibt hatten, oder die mit ihnen verbundenen Personen, als auch gegen solche Personen zu
erlassen, die in der Vergangenheit an Handlungen beteiligt waren, die die Demokratie, die Achtung
der Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergruben. Dies gilt umso
mehr, als der Rat, wie sich aus den Erwédgungsgriinden des Gemeinsamen Standpunkts 2009/68 und
des Beschlusses 2010/92 (siehe oben, Rn. 101) ergibt, der Auffassung war, dass die Umsetzung des
GPA Gegenstand einer ,anhaltenden Blockade” und durch ,mangelnde Fortschritte“ gekennzeichnet
war.

Was sodann speziell das vierte Argument angeht, dem zufolge das Vereinigte Konigreich eine andere
Strategie verfolgt, wird dieses auf den Bericht eines Parlamentsausschusses dieses Mitgliedstaats
gestiitzt, den die Kldger ihrer Klageschrift als Anlage beigefiigt haben. Dazu geniigt der Hinweis
darauf, dass, wie der Rat im Wesentlichen geltend macht, die Rechtméfligkeit der angefochtenen
Rechtsakte anhand der in ihnen selbst genannten Griinde zu priiffen ist und nicht aufgrund
angeblicher Uberlegungen der Regierung des Vereinigten Kénigreichs, die diese veranlasst hitten, ihre
Zustimmung zu diesen Rechtsakten zu erteilen. Dies gilt umso mehr, als diese Rechtsakte, worauf der
Rat ebenfalls hinweist, bekanntlich nicht allein vom Vereinigten Konigreich, sondern von allen im Rat
versammelten Vertretern der Mitgliedstaaten erlassen wurden.

Alle diese Erwagungen fithren zu dem Ergebnis, dass Art. 29 EUV eine geeignete Rechtsgrundlage fiir
den Erlass des Beschlusses 2012/97 wie auch des durch diesen gednderten Beschlusses 2011/101
bildete. Ferner wurde auch der Durchfithrungsbeschluss 2012/124 aufgrund einer geeigneten
Rechtsgrundlage, namlich Art. 6 Abs. 1 des Beschlusses 2011/101, erlassen.

Zur Rechtsgrundlage der Durchfithrungsverordnung Nr. 151/2012

Wie bereits dargelegt (siehe oben, Rn. 80) erlief die Kommission die Durchfithrungsverordnung
Nr. 151/2012 aufgrund des Art. 11 Buchst. b der Verordnung Nr. 314/2004.

Zunichst ist festzustellen, dass sich diese Bestimmung ihrem Wortlaut nach (siehe oben, Rn. 4) auf
»Beschliisse in Bezug auf den Anhang zum Gemeinsamen Standpunkt 2004/161“ bezieht. Der
Gemeinsame Standpunkt 2004/161 wurde jedoch, wie oben in Rn. 6 dargelegt, durch den Beschluss
2011/101 aufgehoben.

Es wire zwar wiinschenswert gewesen, Art. 11 Buchst. b der Verordnung Nr. 314/2004 zu aktualisieren
und statt auf den aufgehobenen Gemeinsamen Standpunkt 2004/161 auf den an seine Stelle getretenen
Beschluss 2011/101 zu verweisen. Aber selbst mangels einer solchen Aktualisierung ist die fragliche
Bestimmung eindeutig dahin auszulegen, dass sie auch alle eine MafSnahme einfithrenden Beschliisse
wie den Beschluss 2011/101 erfasst, der den Gemeinsamen Standpunkt aufhob, an seine Stelle trat
und im Wesentlichen dieselben Vorschriften enthélt.

Eine vergleichende Untersuchung der in den beiden fraglichen MafSnahmen enthaltenen

Bestimmungen zeigt némlich, dass die Art. 1 bis 5 des Beschlusses 2011/101, abgesehen von einigen
weniger wichtigen punktuellen Anderungen, wdrtlich mit den entsprechenden Artikeln des
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Gemeinsamen Standpunkts 2004/161 in der zur Zeit seiner Authebung geltenden Fassung
tibereinstimmen. Art. 6 des Beschlusses 2011/101 tibernimmt in Abs. 1 den Text von Art. 6 des
Gemeinsamen Standpunkts 2004/161, enthdlt jedoch zwei neue Absitze, die die Verteidigungsrechte
der von den eingefiihrten restriktiven MafSnahmen betroffenen Personen garantieren sollen. Ein neuer
Art. 7, der den Anhang des Beschlusses 2011/101 prazisiert, sichtlich um die Einhaltung der
Begriindungspflicht zu garantieren, wurde zwischen Art. 6 und Art. 8 — der wortlich mit Art. 7 des
Gemeinsamen Standpunkts 2004/161 iibereinstimmt — eingefiigt. Art. 9 des Beschlusses 2011/101
besteht aus einer einzigen Bestimmung zur Authebung des Gemeinsamen Standpunkts 2004/161,
wihrend der letzte Artikel (Art. 10) des Beschlusses 2011/101 Art. 9 des Gemeinsamen Standpunkts
2004/161 entspricht. Der Beschluss 2011/101 enthdlt keine Art. 10 des Gemeinsamen Standpunkts
2004/161 entsprechende Bestimmung; dieser sah jedoch nur die Veréffentlichung des Gemeinsamen
Standpunkts im Amtsblatt vor. Das Fehlen einer entsprechenden Bestimmung im Beschluss 2011/101
erklart sich sicher daraus, dass dessen Veroffentlichung im Amtsblatt durch Art. 297 Abs. 2
Unterabs. 2 AEUV vorgeschrieben ist.

Die Auslegung des Art. 11 Buchst. b der Verordnung Nr. 314/2004 dahin gehend, dass er sich auch auf
die den Anhang des Beschlusses 2011/101 betreffenden Beschliisse bezieht, findet eine Bestitigung im
finften Erwdgungsgrund dieses letzten Beschlusses, der wie erinnerlich vom Rat erlassen wurde, der
auch der Urheber der Verordnung Nr. 314/2004 ist. In diesem Erwiagungsgrund heifst es: ,Die
Durchfithrungsbestimmungen [des Beschlusses 2011/101] der Union sind in der Verordnung ...
Nr. 314/2004 ... festgelegt.

Nach alledem bildet Art. 11 Buchst. b der Verordnung Nr. 314/2004 eine geeignete Rechtsgrundlage
fir den Erlass einer Durchfiihrungsverordnung wie der Verordnung Nr. 151/2012 aufgrund eines
Beschlusses zur Anderung des Anhangs I des Beschlusses 2011/101. Sodann ist die oben in Rn. 87
aufgeworfene Frage zu priifen, ob infolge dieser Anderung die in der Verordnung Nr. 314/2004
vorgesehenen restriktiven MafSnahmen gegen Personen verhingt werden durften, denen vorgeworfen
wurde, an Handlungen beteiligt gewesen zu sein, die die Demokratie, die Achtung der
Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergruben, obwohl die
Verordnung Nr. 314/2004 in ihrem Art. 6 Abs. 1 nur das Einfrieren der Gelder und wirtschaftlichen
Ressourcen einzelner Mitglieder der Regierung von Simbabwe und mit ihnen verbundener natiirlicher
oder juristischer Personen, Organisationen oder Einrichtungen vorsieht.

Wie erinnerlich wurde die Verordnung Nr. 314/2004 aufgrund der Art. 60 EG und 301 EG erlassen.
Die Klager weisen auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs hin, wonach nur solche gegen natiirliche
Personen gerichteten MafSnahmen als restriktive MafSnahmen gegen Drittldnder auf der Grundlage der
Art. 60 EG und 301 EG erlassen werden konnen, die allein auf die Machthaber dieser Lander und mit
diesen verbundene Personen abzielen (Urteile des Gerichtshofs vom 3. September 2008, Kadi und Al
Barakaat International Foundation/Rat und Kommission, C-402/05 P und C-415/05 P, Slg. 2008,
1-6351, Rn. 166, und vom 13. Mirz 2012, Tay Za/Rat, C-376/10 P, Rn. 63).

Die Kldger tragen weiter vor, die Kommission habe in ihrem Vorschlag KOM(2009) 395 endg. vom
29. Juli 2009 fiir eine Verordnung des Rates zur Anderung der Verordnung Nr. 314/2004 ausdriicklich
eingerdumt, dass die Art. 60 EG und 301 EG nicht ausreichten, um restriktive Mafinahmen auf
Personen anzuwenden, die nicht mit der Regierung verbunden seien, und dass die Verordnung
Nr. 314/2004 gedndert werden miisse, um restriktive MafSnahmen gegen Personen und
Organisationen verhdngen zu konnen, denen nicht vorgeworfen werde, Mitglieder der Regierung von
Simbabwe oder mit dieser verbunden zu sein. Dieser Vorschlag sei jedoch nicht angenommen
worden, und die durch die Verordnung Nr. 314/2004 eingefiihrten restriktiven MafSnahmen seien
weiter auf die Art. 60 EG und 301 EG gestiitzt worden.

Der Rat entgegnet, der Beschluss 2011/101 sei nach Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon erlassen

worden, und nunmehr sei es gestattet, auf der Grundlage von Art. 215 Abs. 2 AEUV restriktive
Mafinahmen gegen natiirliche oder juristische Personen sowie Gruppierungen oder nichtstaatliche
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Einheiten zu erlassen, die keine Verbindung mit der herrschenden Regierung eines Drittstaats hatten.
Der Verordnungsvorschlag, auf den sich die Kléger beriefen, sei aufgrund der Entwicklung, die mit
dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon eingetreten sei, durch die Ereignisse iiberholt. Auch die
Kommission nimmt in ihren Ausfithrungen auf Art. 215 Abs. 2 AEUV Bezug und tragt vor, diese
Bestimmung sei eine angemessene Rechtsgrundlage fiir den Erlass restriktiver MafSnahmen gegen
andere Personen oder Organisationen als die Machthaber von Drittlindern und die, die mit diesen
verbunden seien.

Zwar trifft es zu, wie der Gerichtshof im Urteil vom 19. Juli 2012, Parlament/Rat (C-130/10, Rn. 51),
ausgefithrt hat, dass infolge der nach Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon eingetretenen
Anderungen im Primirrecht der Inhalt des Art. 60 EG, der restriktive Mafinahmen in Bezug auf den
Kapital- und Zahlungsverkehr betraf, und des Art. 301 EG, der die Aussetzung, Einschriankung oder
vollstindige Einstellung der Wirtschaftsbeziehungen zu einem oder mehreren Drittstaaten betraf,
nunmehr in Art. 215 AEUV wiedergegeben wird. Der Gerichtshof hat ferner entschieden, dass der Rat
gemifd Art. 215 Abs. 2 AEUYV restriktive MafSnahmen gegen natiirliche oder juristische Personen sowie
Gruppierungen oder nichtstaatliche Einheiten erlassen kann, d. h. Mafinahmen, die vor Inkrafttreten
des Vertrags von Lissabon die Einbeziehung des Art. 308 EG in ihre Rechtsgrundlage erforderten,
wenn eine Verbindung zwischen ihren Adressaten und dem Regime eines Drittstaats fehlte (Urteil
Parlament/Rat, Rn. 53).

Daraus ergibt sich jedoch nur, dass der Rat nach Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon mit Art. 215
Abs. 2 AEUV iber eine angemessene Rechtsgrundlage verfiigte, die es ihm ermoglichte, im
Verordnungsweg restriktive MafSnahmen gegen natiirliche und juristische Personen in Simbabwe, die
keine Verbindung zu den Machthabern dieses Drittstaats hatten, zu erlassen. Eine solche Verordnung
ist jedoch nicht erlassen worden. In Art. 6 Abs. 1 der Verordnung Nr. 314/2004 ist nach wie vor die
Rede von ,Mitgliedern der Regierung von Simbabwe und mit ihnen verbundenen natiirlichen oder
juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen, wie sie in Anhang III aufgefiihrt sind®.

Ferner ist Art. 11 Buchst. b der Verordnung Nr. 314/2004 im Einklang mit Art. 6 Abs. 1 dieser
Verordnung auszulegen, mit dem Ergebnis, dass die Kommission Anhang III der Verordnung
Nr. 314/2004 nur dann durch eine Durchfiihrungsverordnung dndern kann, wenn die Personen, deren
Namen in diesen Anhang aufgenommen werden sollten, entweder als Mitglieder der Regierung von
Simbabwe oder als mit diesen verbundene Personen qualifiziert werden konnten.

Deshalb ist insbesondere zu priifen, ob die Personen, die mit der Begriindung, sie seien an Handlungen
beteiligt gewesen, die die Demokratie, die Achtung der Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in
Simbabwe ernsthaft untergraben hétten, in Anhang I des Beschlusses 2011/101 aufgenommen worden
waren, unter die Kategorie der mit den Mitgliedern der Regierung von Simbabwe verbundenen
Personen fallen. Wenn eine oder mehrere dieser Personen gleichzeitig Mitglieder der Regierung von
Simbabwe sind, hindert natiirlich nichts, ihre Namen gemafd einer aufgrund von Art. 11 Buchst. b der
Verordnung Nr. 314/2004 erlassenen Durchfithrungsverordnung in die Liste in Anhang III dieser
Verordnung aufzunehmen, da schon ihre Eigenschaft als Regierungsmitglieder dafiir ausreichend ist.

Um den Begriff der mit den Machthabern eines Drittstaats ,verbundenen® Personen so, wie er in den
in Rn. 119 angefiithrten Urteilen des Gerichtshofs verwendet wird, genauer zu bestimmen, ist im
Einzelnen auf die Rechtssachen einzugehen, die zu diesen Urteilen gefithrt haben. In den
Rechtssachen, in denen das Urteil Kadi und Al Barakaat International Foundation/Rat und
Kommission (oben in Rn. 119 angefiihrt) ergangen ist, handelte es sich, wie der Gerichtshof in
Rn. 167 dieses Urteils dargelegt hat, um restriktive MafSnahmen, die durch das Fehlen jeglicher
Verbindung zu dem Regime eines Drittstaats gekennzeichnet waren. Konkret ging es nach dem
Zusammenbruch des Taliban-Regimes in Afghanistan um Mafsnahmen, die sich unmittelbar gegen
Osama bin Laden, das Al-Qaida-Netzwerk und die mit ihnen verbundenen Personen und
Organisationen richteten.
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In der Rechtssache, in der das Urteil Tay Za/Rat (oben in Rn. 119 angefiihrt) ergangen ist, handelte es
sich bei der Person, gegen die restriktive Mafinahmen erlassen wurden, um einen Familienangehorigen
eines Unternehmensleiters in Myanmar. Nach Auffassung des Gerichtshofs liefS sich nicht
ausschlieflen, dass gegen die Leiter bestimmter Unternehmen auf der Grundlage der Art. 60 EG
und 301 EG restriktive MafSnahmen erlassen werden konnten, sofern sie nachweislich mit den
Machthabern der Republik der Union Myanmar verbunden waren oder die Tétigkeiten dieser
Unternehmen von diesen Machthabern abhéngig waren (Urteil Tay Za/Rat, oben in Rn. 119
angefithrt, Rn. 55). Der Gerichtshof hat jedoch die Anwendung solcher MafSnahmen auf natiirliche
Personen allein wegen ihrer familidren Bindung zu Personen, die mit den Machthabern des
betroffenen Drittstaats verbunden waren, und unabhdngig von ihrem personlichen Verhalten
ausgeschlossen (Urteil Tay Za/Rat, oben in Rn. 119 angefiihrt, Rn. 66).

Diese beiden Fille sind jedoch mit dem Sachverhalt der vorliegenden Rechtssache nicht vergleichbar.
Anders als in den Rechtssachen Kadi und Al Barakaat International Foundation/Rat und Kommission
(oben in Rn. 119 angefiihrt) geht es hier aus den in Rn. 109 dargelegten Griinden nicht um einen
»Zusammenbruch“ des Regimes, das in Simbabwe die Macht ausiibte, als es zu den Gewaltakten,
Einschiichterungen und Verstofien gegen die Grundrechte des Volkes von Simbabwe kam, auf die der
Rat den Erlass der streitigen restriktiven Mafinahmen stiitzte. Zum Urteil Tay Za/Rat (oben in Rn. 119
angefithrt) geniigt der Hinweis, dass es sich in der vorliegenden Rechtssache keineswegs um Personen
handelt, gegen die nur deshalb restriktive Mafinahmen verhangt wurden, weil sie Familienangehorige
von mit den Machthabern eines Drittstaats verbundenen Personen sind.

Somit steht die bisher gepriifte Rechtsprechung des Gerichtshofs nicht einer Einordnung der Personen,
deren Namen mit der Begriindung, sie seien an Handlungen beteiligt gewesen, die die Demokratie, die
Achtung der Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergraben hitten, in
Anhang I des Beschlusses 2012/97 aufgenommen wurden, in die Kategorie der ,mit ... Mitgliedern der
Regierung von Simbabwe ... verbundenen ... Personen” im Sinne des Art. 6 Abs. 1 der Verordnung
Nr. 314/2004 entgegen. Als solche sind sie namlich unter Beriicksichtigung der Feststellungen und
Uberlegungen in den vorstehenden Rn. 105, 106, 109 und 110 zu qualifizieren.

Anders ausgedriickt sind unter den oben in den Rn. 95 bis 104 beschriebenen besonderen
Gegebenheiten in Simbabwe die ,natiirlichen Personen, die an Handlungen beteiligt sind, die die
Demokratie, die Achtung der Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft
untergraben®, und die diesen natiirlichen Personen gehorenden juristischen Personen, Organisationen
und Einheiten, die alle in den Art. 4 und 5 des Beschlusses 2011/101 genannt sind, nicht zu
unterscheiden von den mit den Mitgliedern der Regierung von Simbabwe verbundenen Personen und
den diesen gehorenden juristischen Personen, Organisationen und Einheiten, sondern stellen in
Wirklichkeit eine besondere Kategorie dieser verbundenen Personen dar.

Zwar scheint der Wortlaut der beiden vorgenannten Bestimmungen angesichts der Worte ,sowie
anderen ... Personen” auf den ersten Blick fiir die gegenteilige Auslegung zu sprechen. Unter
Beriicksichtigung des oben in den Rn. 95 bis 104 beschriebenen Kontextes, der zum Erlass restriktiver
Mafsnahmen gegeniiber Simbabwe und zu ihrer Verldngerung fiir einen sehr langen Zeitraum gefiihrt
hat, kann jedoch eine Auslegung des Art. 6 Abs. 1 der Verordnung Nr. 314/2004, die zu dem
Ergebnis fiilhren wiirde, dass die in dieser Verordnung vorgesehenen restriktiven Mafinahmen nicht
gegen die in Rn. 129 genannten Personen verhdngt werden konnen, nicht befiirwortet werden.

Es wire namlich widerspriichlich, zuzulassen, dass die in der Verordnung Nr. 314/2004 vorgesehenen
restriktiven MafSnahmen gegeniiber den Familienangehorigen der Machthaber von Simbabwe erlassen
werden konnen (vgl. in diesem Sinne Urteil Tay Za/Rat, oben in Rn. 119 angefiihrt, Rn. 63 und die
dort angefithrte Rechtsprechung), nur weil sie mit diesen Machthabern verbunden sind, ohne dass
ihnen ein besonderes Verhalten vorzuwerfen ist, durch das sie die Demokratie, die Achtung der
Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit untergraben, zugleich aber den Erlass derartiger
Mafinahmen gegeniiber Personen auszuschliefSen, die die wirklichen Vollstrecker der diesen

24 ECLLEU:T:2015:222



133

134

135

136

137

138

URTEIL VOM 22. 4. 2015 — RECHTSSACHE T-190/12
TOMANA U. A. / RAT UND KOMMISSION

Machthabern von der Union vorgeworfenen Politik der Gewalt, der Einschiichterung und der Verstof3e
gegen die Grundrechte waren. Denn die Qualifikation als mit den Machthabern von Simbabwe
»verbundene® Personen ist im Fall dieser letzteren Personen viel eher gerechtfertigt als im Fall der
Familienangehorigen dieser Machthaber.

Folglich bildete Art. 11 Buchst. b der Verordnung Nr. 314/2004 eine geeignete Rechtsgrundlage fiir
den Erlass der Durchfithrungsverordnung Nr. 151/2012 gegeniiber allen unter diese Verordnung
fallenden Personen.

Alle diese Erwdgungen werden bestitigt durch eine Priifung der Griinde, die fiir die Aufnahme der
Namen der in Fn. 33 der Klageschrift genannten Kldger in Anhang I des Beschlusses 2011/101 in der
Fassung des Beschlusses 2012/97 angegeben wurden. Wie der Rat zutreffend ausgefithrt hat,
bekleideten die meisten betroffenen Klager Stellungen, aufgrund deren sie als Machthaber Simbabwes
oder als mit diesen verbundene Personen anzusehen sind, so dass ihre Aufnahme in diesen Anhang
schon aus diesem Grund gerechtfertigt war. Unabhdngig davon ist jedoch festzustellen, dass in allen
Féllen in der kurzen Beschreibung des ihnen vorgeworfenen Verhaltens von Handlungen die Rede ist,
die eine eindeutige Verbindung zu der den Machthabern dieses Staates von der Union vorgeworfenen
Politik der Gewalt, der Einschiichterung und der Verstofle gegen die Grundrechte des Volkes von
Simbabwe aufweisen.

So wird z. B. dem 15. Klager, Joseph Chinotimba, und dem 54. Klédger, Gilbert Moyo, vorgeworfen, sich
bei den Wahlen von 2008 an Gewaltakten beteiligt zu haben. Beziiglich des 30. Kldgers, Nolbert
Kunonga, heifst es in Anhang I des Beschlusses 2011/101 in der Fassung des Beschlusses 2012/97:
»oelbsternannter anglikanischer Bischof. Lautstarker Anhédnger des Regimes. Seine Gefolgsleute
wurden bei gewalttitigen Ubergriffen gegen Unterstiitzer der Kirche im Jahr 2011 von der Polizei
unterstiitzt. Die Griinde, die fiir die Aufnahme aller anderen in Fn. 33 der Klageschrift genannten
Klager angegeben wurden, entsprechen dem im Wesentlichen.

Aufgrund aller dieser Erwédgungen ist der erste Klagegrund als unbegriindet zuriickzuweisen.

Zum dritten Klagegrund: Verletzung der Begriindungspflicht

Die Klager tragen vor, wihrend bis 2007 fiir die aufgrund der Lage in Simbabwe ergriffenen
restriktiven Mafsnahmen keine Griinde angegeben worden seien, hitten der Rat und die Kommission
in der Folgezeit begonnen, bestimmte Griinde anzugeben. Die in den angefochtenen Rechtsakten
angefithrten Griinde entsprachen jedoch, was sie betreffe, nicht den von der Rechtsprechung
aufgestellten Grundsétzen, sondern bestiinden in allgemeinen Behauptungen, aus denen sich die
konkreten und besonderen Griinde, aus denen die Organe annahmen, dass die restriktiven
Mafsnahmen gegen jede einzelne der betroffenen Personen und Organisationen verhingt werden
miissten, nicht klar und eindeutig entnehmen lief3en. Es sei der betroffenen Person oder Organisation
nicht moglich festzustellen, weshalb ihr Name weiterhin auf der Liste der diesen restriktiven
Mafsnahmen unterworfenen Personen und Organisationen stehe, widhrend die Namen anderer
Personen oder Organisationen darin gestrichen worden seien, und sie wisse auch nicht, wie sie in
Zukunft die Streichung ihres Namens in dieser Liste erreichen konne. In ihrer Erwiderung verweisen
die Klédger beispielshalber auf die ,zu ungenauen und allgemeinen” Angaben iiber 39 von ihnen in
Anhang I des Beschlusses 2011/101 in der Fassung des Beschlusses 2012/97.

Die Klager fiigen hinzu, nach der Rechtsprechung seien in der Begriindung eines Beschlusses, durch
den zuvor verhédngte restriktive Mafinahmen verlangert wiirden, die besonderen und konkreten Griinde
anzugeben, aus denen das betreffende Organ nach einer Uberpriifung der Ansicht sei, dass das
Einfrieren der Gelder des Betroffenen gerechtfertigt bleibe. Hier seien die beklagten Organe dieser
Verpflichtung nicht nachgekommen. Sie hétten zu keinem Zeitpunkt angegeben, ob und inwiefern die
Handlungen des einen oder anderen Kldgers ihrer Meinung nach die Demokratie, die Achtung der
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Menschenrechte oder die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergraben hitten, zugleich aber
beziiglich der Kldger vollig neue und niemals zuvor geltend gemachte Behauptungen schwerer
stratbarer Handlungen aufgestellt.

Die genannten Verpflichtungen seien im vorliegenden Fall umso bedeutsamer, als die beklagten
Organe versucht hitten, die Verlangerung der restriktiven MafSnahmen gegeniiber den Klagern mit
deren Verhalten in der Vergangenheit zu begriinden, und auf diese Weise eine ,unausgesprochene
Vermutung“ hinsichtlich ihres kiinftigen Verhaltens aufgestellt hiatten. Die Klager verweisen dazu auf
das Urteil des Gerichts vom 31. Januar 2007, Minin/Kommission (T-362/04, Slg. 2007, II-2003,
Rn. 72), und machen geltend, die beklagten Organe hitten wie auch in jener Rechtssache erklaren
miissen, weshalb die Anwendung der restriktive Mafinahmen auf sie weiterhin notwendig gewesen sei.

Schliefllich fithren die Klager aus, die beklagten Organe hitten die Entscheidung, die gegen sie
verhéngten restriktiven Mafinahmen zu verldngern, aus Griinden getroffen, die sie nicht angegeben
hitten. Diese Griinde, die zum ersten Mal in den Klagebeantwortungen dargelegt worden seien,
bestiinden erstens in einer zuvor noch nie verwendeten Definition dessen, was die beklagten Organe
unter ,Verbundenheit mit der Regierung von Simbabwe verstiinden, zweitens in der dort dargelegten
Idee, dass von jedem Kldger gesagt werden konne, dass er die Umsetzung des GPA behindere oder
unterstiitze oder dass er in der Lage sei, die Politik der Regierung in Simbabwe zu beeinflussen, und
drittens in der Vermutung, dass jeder Klager bereit sei, bei den Wahlen, die 2013 in Simbabwe
stattfinden sollten, Gewaltakte zu begehen. Nach Auffassung der Kldger haben die beklagten Organe
aufgrund haltloser Behauptungen allgemeine Hypothesen iiber die von den Kldgern angeblich in der
Vergangenheit begangenen Verfehlungen und ihre Mitgliedschaft in einer politischen Partei, der
ZANU-PF, deren Mitglieder sie selbstverstindlich sein diirften, aufgestellt.

Die einschldgige Rechtsprechung

Nach stindiger Rechtsprechung dient die Pflicht zur Begriindung eines beschwerenden Rechtsakts, die
aus dem Grundsatz der Beachtung der Verteidigungsrechte folgt, dem Zweck, zum einen den
Betroffenen so ausreichend zu unterrichten, dass er erkennen kann, ob der Rechtsakt sachlich richtig
oder eventuell mit einem Mangel behaftet ist, der seine Anfechtung vor dem Unionsrichter zulésst,
und zum anderen dem Unionsrichter die Prifung der Rechtmifligkeit dieses Rechtsakts zu
ermoglichen (vgl. Urteil des Gerichtshofs vom 15. November 2012, Rat/Bamba, C-417/11 P, Rn. 49
und die dort angefithrte Rechtsprechung).

Die nach Art. 296 AEUV vorgeschriebene Begriindung muss die Uberlegungen des Organs, das den
Rechtsakt erlassen hat, so klar und eindeutig zum Ausdruck bringen, dass der Betroffene ihr die
Griinde fiir die erlassenen MafSnahmen entnehmen und das zustédndige Gericht seine Kontrollaufgabe
wahrnehmen kann (vgl. Urteil Rat/Bamba, oben in Rn. 141 angefithrt, Rn. 50). Genauer muss die
Begriindung eines Rechtsakts, mit dem eine MafSnahme des Einfrierens von Geldern verhdngt wird,
die besonderen und konkreten Griinde nennen, aus denen dieses Organ in Ausiibung seines Ermessens
annimmt, dass der Betroffene einer solchen MafSnahme zu unterwerfen sei (Urteil Rat/Bamba, oben in
Rn. 141 angefiihrt, Rn. 52).

Die nach Art. 296 AEUV vorgeschriebene Begriindung muss allerdings der Natur des betreffenden
Rechtsakts und dem Kontext, in dem er erlassen worden ist, angepasst sein. Das
Begriindungserfordernis ist nach den Umstdnden des Einzelfalls, insbesondere nach dem Inhalt des
Rechtsakts, der Art der angefithrten Griinde und dem Interesse zu beurteilen, das die Adressaten oder
andere durch den Rechtsakt unmittelbar und individuell betroffene Personen an Erlduterungen haben
konnen. In der Begriindung brauchen nicht alle tatsichlich und rechtlich einschldgigen
Gesichtspunkte genannt zu werden, da die Frage, ob eine Begriindung ausreichend ist, nicht nur
anhand des Wortlauts des Rechtsakts zu beurteilen ist, sondern auch anhand seines Kontextes sowie
samtlicher Rechtsvorschriften auf dem betreffenden Gebiet. Insbesondere ist ein beschwerender
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Rechtsakt hinreichend begriindet, wenn er in einem Zusammenhang ergangen ist, der dem Betroffenen
bekannt war und ihm gestattet, die Tragweite der ihm gegeniiber getroffenen Mafinahme zu verstehen
(vgl. Urteil Rat/Bamba, oben in Rn. 141 angefithrt, Rn. 53 und 54 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Vor einer Entscheidung der Frage, ob die angefochtenen Rechtsakte jedem der von ihnen betroffenen
Klager gegeniiber ausreichend begriindet sind, ist zunédchst zu priifen, ob sie ausreichende allgemeine
Griinde fiir den Erlass und die Verlingerung der restriktiven Mafinahmen aufgrund der Lage in
Simbabwe enthalten. Wenn dieses Erfordernis erfiillt ist, ist weiter zu untersuchen, ob die
angefochtenen Rechtsakte fiir jeden Kldger ausreichende besondere Griinde fiir die Verhdngung oder
die Verlingerung der fraglichen MafSnahmen gegeniiber der betroffenen Person oder Organisation
enthalten.

Zu den Griinden fiir den Erlass und die Verlingerung der restriktiven MafSnahmen gegeniiber
Simbabwe

Wie erinnerlich wurden durch die angefochtenen Rechtsakte lediglich zuvor durch andere Rechtsakte
verhdngte restriktive MafSnahmen gegeniiber allen Kldgern verldngert (siehe oben, Rn. 15). Diese
Rechtsakte sind also zwangsldufig in einem Kontext ergangen, der den Kldgern bekannt war. Dazu
gehoren namentlich die oben in den Rn. 95 bis 104 wiedergegebenen und die in den Rn. 109 und 110
dargelegten Erwdgungen und Umstdnde, die den Kldgern bekannt sein mussten. Folglich waren die
Klager bei der Lektiire der vorgenannten angefochtenen Rechtsakte sowie der ihnen
vorausgegangenen Rechtsakte in der Lage, die Griinde zu verstehen, die den Rat veranlassten,
gegeniiber den in Art. 4 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 1 des Beschlusses 2011/101 und den in Art. 6 Abs. 1
der Verordnung Nr. 314/2004 genannten Kategorien von Personen restriktive Mafinahmen zu
erlassen. Diese Griinde ermoglichten den Kldgern die Anfechtung der Begriindetheit der
Entscheidung, aufgrund der Lage in Simbabwe derartige Mafinahmen zu ergreifen, und dem Gericht
die Priifung der Rechtmaifligkeit dieser MafSnahmen.

Dasselbe gilt fiir die Griinde, mit denen die nachfolgenden Beschliisse, durch die die Geltungsdauer der
fraglichen MafSnahmen verldngert wurde, gerechtfertigt wurden. Insbesondere ermdglichen es die oben
in den Rn. 109 und 110 dargelegten Umstinde und Erwdgungen, wie sie aus den angefochtenen
Rechtsakten und den ihnen vorangegangenen Rechtsakten hervorgehen, die Griinde zu verstehen, aus
denen trotz des Abschlusses des GPA und der darauf folgenden Bildung einer sogenannten Regierung
der nationalen Einheit beschlossen wurde, restriktive Mafinahmen gegeniiber den mit der ZANU-PF,
die zuvor allein die Macht ausgeiibt hatte, verbundenen Personen und Organisationen
aufrechtzuerhalten, wahrend gegeniiber Mitgliedern der Regierung der nationalen Einheit, die nicht
Mitglieder der vorangegangenen Regierung waren, keine entsprechenden Mafinahmen erlassen
wurden.

Zu den besonderen Griinden, mit denen der Erlass und die Verldngerung der streitigen restriktiven
Mafsnahmen gegeniiber jedem Kléger gerechtfertigt wurden

Weiter ist zu untersuchen, ob die angefochtenen Rechtsakte eine ausreichende Begriindung enthalten,
was die besonderen Griinde angeht, aus denen die beklagten Organe zu der Uberzeugung gelangten,
dass jeder einzelne Kldger unter eine oder mehrere Kategorien von Personen falle, denen gegeniiber
der Erlass restriktiver MafSnahmen beschlossen worden war.

Unerheblich fiir die vorliegende Rechtssache ist zundchst der Hinweis der Klager auf das Urteil
Minin/Kommission (oben in Rn. 139 angefithrt, Rn. 72). Die von den Kldgern herangezogenen
Ausfithrungen in diesem Urteil betreffen nicht die Begriindung der in jener Rechtssache streitigen
Verordnungen, sondern deren Rechtsgrundlage. Genauer ging es um die Frage, ob die Art. 60 EG
und 301 EG eine geeignete Rechtsgrundlage fiir den Erlass dieser Verordnungen bildeten. Insoweit
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war zu priifen, ob die restriktiven Mafinahmen, die gegen den Klidger als mit dem ehemaligen
Prasidenten von Liberia, Charles Taylor, verbundene Person erlassen wurden, tatsichlich darauf
abzielten, die Wirtschaftsbeziehungen zu einem Drittstaat ganz oder teilweise auszusetzen,
einzuschrinken oder vollstindig einzustellen, da doch Charles Taylor im August 2003 aus dem Amt
des Prasidenten Liberias entfernt worden war, d. h. vor dem Erlass der in jener Rechtssache in Rede
stehenden Verordnungen (Urteil Minin/Kommission, oben in Rn. 139 angefiihrt, Rn. 70 und 71). In
diesen Zusammenhang fiigen sich die von den Kldgern herangezogenen Ausfiilhrungen in Rn. 72
dieses Urteils ein, wonach ,die gegen Charles Taylor und die mit ihm verbundenen Personen
ergriffenen beschrankenden Mafinahmen ... weiterhin notwendig [bleiben], um diese daran zu
hindern, die von ihnen veruntreuten Gelder und Vermogenswerte dazu zu verwenden, die
Wiederherstellung des Friedens und der Stabilitét in [Liberia] und in der Region zu behindern®.

Im vorliegenden Fall sind jedoch Prasident Mugabe und die ZANU-PF nicht aus ihren
Machtpositionen in Simbabwe entfernt worden. Wie vorstehend, insbesondere in den Rn. 109
und 110, dargelegt worden ist, erkléarten sie sich lediglich mit der Teilung der Macht mit der fritheren
Oppositionspartei MDC einverstanden. Die Umsetzung dieses Abkommens tiber die Teilung der
Macht, des GPA, wurde jedoch den Urhebern der angefochtenen Rechtsakte zufolge durch die
ZANU-PF behindert. Auch ist bereits darauf hingewiesen worden, dass die angefochtenen Rechtsakte
ausreichend begriindet waren, was die allgemeinen Griinde betrifft, mit denen die Verldngerung der
restriktiven MafSnahmen trotz des Abschlusses des GPA und der Bildung der sogenannten Regierung
der nationalen Einheit gerechtfertigt wurde.

Zu der Behauptung, die beklagten Organe hidtten versucht, die Verlangerung der streitigen restriktiven
MafSnahmen durch einen Hinweis auf die Handlungen der Kldger in der Vergangenheit zu
rechtfertigen, ist festzustellen, dass sich nicht ausschliefien lédsst, dass die Handlungen des einen oder
anderen Kliagers in der Vergangenheit den Erlass oder die Verlingerung restriktiver MafSnahmen
gegen ihn rechtfertigen konnen. Dies gilt umso mehr, als wie gesagt die Personen und die politische
Partei, namlich die ZANU-PF, die an der Macht waren, als es zu den in den angefochtenen
Rechtsakten bezeichneten Gewaltakten und Verstofien gegen die Grundrechte kam, zur Zeit des
Erlasses dieser Rechtsakte nach wie vor an der Macht waren, wenn auch im Rahmen eines
Abkommens tiber die Aufteilung der Macht. So ist zur Einhaltung der Begriindungspflicht, die allein
Gegenstand des vorliegenden Klagegrundes ist, festzustellen, dass der Hinweis auf Handlungen, die
der eine oder andere Kldger in der Vergangenheit begangen haben soll, nicht den Schluss auf eine
fehlende oder unzureichende Begriindung der in Rede stehenden Rechtsakte erlaubt. Die Frage, ob der
Erlass oder die Verlingerung der restriktiven MafSnahmen gegen die betroffene Person oder
Organisation wegen angeblich in der Vergangenheit von ihr begangener Handlungen gerechtfertigt ist,
betrifft die Begriindetheit der angefochtenen Rechtsakte und ist im Rahmen der Untersuchung der die
Rechtmaéfligkeit dieser Rechtsakte betreffenden Klagegriinde, namentlich des zweiten Klagegrundes, zu
priifen (siehe unten, Rn. 235).

Zu dem Vorbringen der Kléger, die Griinde fiir die Verlangerung der restriktiven MafSnahmen ihnen
gegeniiber seien erst in den Klagebeantwortungen angegeben worden (siehe oben, Rn. 140), ist auf die
stindige Rechtsprechung zu verweisen, wonach die Entscheidung aus sich heraus verstindlich sein
muss und ihre Begriindung nicht erst spéter, wenn die Entscheidung bereits Gegenstand einer Klage
vor dem Unionsrichter ist, schriftlich oder miindlich nachgeholt werden darf (Urteile des Gerichts vom
12. Dezember 1996, Rendo u. a./Kommission, T-16/91 RV, Slg. 1996, 11-1827, Rn. 45, und vom 7. Juli
2011, Valero Jordana/Kommission, T-161/04, nicht in der amtlichen Sammlung veroffentlicht,
Rn. 107). Zwar kann eine Begriindung, fiir die sich in der angefochtenen Handlung ein Ansatzpunkt
findet, wiahrend des Verfahrens weitergefithrt und klargestellt werden; das Organ, das den Rechtsakt
erlassen hat, darf aber die urspriingliche Begriindung nicht durch eine génzlich neue Begriindung
ersetzen (Urteil Valero Jordana/Kommission, Rn. 107; vgl. in diesem Sinne auch Urteile des Gerichts
Rendo u. a./Kommission, Rn. 55, und vom 25. Februar 2003, Renco/Rat, T-4/01, Slg. 2003, 1I-171,
Rn. 96).
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Dieser Rechtsprechung zufolge ist die Frage, ob die angefochtenen Rechtsakte ausreichend begriindet
sind, allein aufgrund der dort angegebenen Griinde zu priifen, die in ihrem Kontext zu sehen sind,
der sich namentlich aus den zuvor erlassenen Rechtsakten ergibt, durch die restriktive Mafsnahmen
gegeniiber Simbabwe erlassen oder verldngert wurden. Folglich kénnen von den beklagten Organen
wéhrend des Verfahrens geltend gemachte vollig neue Griinde das eventuelle Fehlen oder Ungeniigen
der Begriindung der angefochtenen Rechtsakte nicht wettmachen. Es stand diesen Organen jedoch
frei, die in den angefochtenen Rechtsakten angegebenen Griinde vor dem Gericht weiterzufithren und
klarzustellen.

Dies vorausgeschickt brauchten die Urheber der angefochtenen Rechtsakte, um ihrer
Begriindungspflicht zu gentigen, dort nicht ihre eigene Auslegung der Wendung ,mit der Regierung
von Simbabwe verbunden® oder allgemein ihre Auslegung der anwendbaren Bestimmungen und der
einschlagigen Rechtsprechung darzulegen. Die Frage, ob diese Rechtsakte auf einer zutreffenden oder
einer unrichtigen Auslegung dieser Wendung und allgemeiner der anwendbaren Bestimmungen und
der einschldgigen Rechtsprechung beruhen, betrifft die sachliche Begriindetheit der Klage und nicht
die Einhaltung der Begriindungspflicht. Folglich stellen die eventuellen Ausfithrungen, die die
beklagten Organe in ihren beim Gericht eingereichten Schriftsitzen zu diesen Punkten gemacht
haben, keine erst im Verfahren gegebene Begriindung der angefochtenen Rechtsakte dar.

Nachdem alle diese Argumente zuriickgewiesen worden sind, ist zu priifen, ob die Griinde, die die
Urheber der angefochtenen Rechtsakte zur Rechtfertigung der Aufnahme des Namens jedes einzelnen
Klagers in die Liste der Personen und Organisationen, gegen die die restriktiven Mafinahmen verhdngt
wurden, angegeben haben, ausreichend sind.

Zunichst ist insoweit darauf hinzuweisen, dass sowohl die Anhédnge I und II des Beschlusses 2012/97
(die nach der Anderung des Beschlusses 2011/101 durch den Beschluss 2012/97 die Anhinge I und II
des Beschlusses 2011/101 geworden sind) als auch Anhang I der Verordnung Nr. 151/2012 (der
Anhang III der Verordnung Nr. 314/2004 geworden ist) die Form von Tabellen haben. Diese
enthalten neben einer ersten Spalte mit dem Namen der betreffenden Person oder Organisation eine
zweite Spalte mit der Uberschrift ,Angaben zur Identitit und eine dritte Spalte mit der Uberschrift
»,Grinde“. Bei den natiirlichen Personen wird in den beiden letzten Spalten namentlich die
Regierungs- oder Verwaltungsfunktion, die die betreffende Person ausiibt oder gegebenenfalls ausgeiibt
hat, oder in bestimmten Fillen von Personen, die keine derartigen Funktionen ausgeiibt haben, ihre
sonstige in den Augen der Urheber der angefochtenen Rechtsakte wesentliche Eigenschaft angegeben.
Dort findet sich ebenfalls in zahlreichen Féllen die Information, dass die betreffende Person Mitglied
der ZANU-PF ist, die vor dem Abschluss des GPA allein an der Macht war, sowie gegebenenfalls eine
kurze Beschreibung der ihr vom Rat vorgeworfenen Gewaltakte, Einschiichterungen oder Verstofde
gegen die Grundrechte des Volkes von Simbabwe.

Bei juristischen Personen und Organisationen wird in der die ,Griinde” betreffenden Spalte entweder
angegeben, dass sie der einen oder anderen in Teil I des entsprechenden Anhangs aufgefiihrten
natiirlichen Person gehoren oder dass sie mit der ,ZANU-PF-Fraktion der Regierung” in Verbindung
stehen, und im Fall der 117. Kldgerin, der Firma OSLEG (Private) Ltd, dass diese ,[u]nter Kontrolle
der simbabwischen Armee” steht.

Ferner ist darauf hinzuweisen, dass das durch die Verordnung Nr. 314/2004 angeordnete Einfrieren der
Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen nach deren Art. 6 Abs. 1 die Mitglieder der Regierung von
Simbabwe und die mit ihnen verbundenen natiirlichen oder juristischen Personen, Organisationen
oder Einrichtungen betrifft. Auflerdem sind die im Beschluss 2011/101 vorgesehenen restriktiven
Mafsnahmen nach dessen Art. 4 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 1 anwendbar auf Mitglieder der Regierung
von Simbabwe und die mit ihnen verbundenen natiirlichen und juristischen Personen einschliefilich
der ,natiirlichen oder juristischen Personen ..., die an Handlungen beteiligt sind, die die Demokratie,
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die Achtung der Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergraben®, und
die, wie oben in Rn. 146 ausgefithrt worden ist, als besondere Kategorie der mit Regierungsmitgliedern
verbundenen Personen anzusehen sind.

Folglich waren die angefochtenen Rechtsakte nur dann ausreichend begriindet, wenn sie fiir jeden
Klager eine klare und genaue Angabe der Tatsachen enthielten, die es rechtfertigten, die betreffende
Person als Mitglied der Regierung von Simbabwe oder als mit einem solchen Mitglied verbundene
Person anzusehen.

Fir folgende Personen sind in der Begriindung des Beschlusses 2012/97 und der
Durchfithrungsverordnung Nr. 151/2012 die Funktionen, die sie zur Zeit des Erlasses dieser Rechtsakte
ausiibten, klar angegeben: fiir den ersten Kldger, Johannes Tomana, die vierte Klégerin, Flora Buka, den
elften Klager, Phineas Chihota, den 13. Kldger, Patrick Anthony Chinamasa, den 19. Kldger, Ignatius
Morgan Chiminya Chombo, den 21. Kliger, Nicholas Tasunungurwa Goche, den 27. Kldger, Saviour
Kasukuwere, den 33. Kldger, Andrew Langa, den 36. Klédger, Joseph Mtakwese Made, den 40. Klédger,
Paul Munyaradzi Mangwana, den 41. Kldger, Reuben Marumahoko, den 52. Kldger, Emmerson
Dambudzo Mnangagwa, den 53. Kldger, Kembo Campbell Dugishi Mohadi, den 59. Kldger, Obert
Moses Mpofu, die 62. Kldgerin, Olivia Nyembesi Muchena, den 66. Kldger, Isack Stanislaus Gorerazvo
Mudenge, die 69. Klagerin, Joyce Teurai Ropa Mujuru, den 70. Kldger, Isaac Mumba, den 72. Kléger,
Herbert Muchemwa Murerwa, den 75. Kldger, Didymus Noel Edwin Mutasa, den 79. Klager, Walter
Mzembi, den 81. Klager, Sylvester Nguni, den 82. Kldger, Francis Chenayimoyo Dunstan Nhema, den
83. Klager, John Landa Nkomo, den 85. Kldger, Magadzire Hubert Nyanhongo, die 87. Kldgerin,
Sithembiso Gile Glad Nyoni, den 95. Klager, M.S.T. Sekeramayi, und den 97. Kldger, Webster
Kotiwani Shamu. Die genannten Funktionen rechtfertigen es vollauf, diese Klager als Mitglieder der
Regierung von Simbabwe einzustufen. Somit sind die angefochtenen Rechtsakte im Hinblick auf diese
Klager ausreichend begriindet.

Die iibrigen klagenden natiirlichen Personen mit Ausnahme der in Rn. 159 genannten Kldger sowie des
15. Klagers, Joseph Chinotimba, des 30. Klagers, Nolbert Kunonga, und des 54. Klagers, Gilbert Moyo
(deren Falle unten in den Rn. 170 und 171 untersucht werden), haben recht verschiedene
Eigenschaften oder iiben recht verschiedene Funktionen aus. Genauer handelt es sich um Offiziere des
Heeres oder der Luftwaffe, den Generaldirektor des Zentralen Nachrichtendienstes, um hdohere
Polizeibeamte, um hohe Beamte, ndmlich den siebten Klédger, den Stindigen Sekretir im Amt fiir
Information und Offentlichkeitsarbeit George Charamba, den 65. Kliger, den Leiter der zentralen
Registerbehorde (Registrar General) Tobaiwa Mudede, als solcher insbesondere verantwortlich fiir die
Fihrung der Wéhlerverzeichnisse, den 96. Klager, den Wabhlleiter Lovemore Sekeremay, und den 110.
Kléger, den Leiter der Strafvollzugsanstalten Paradzai Willings Zimondi, um Provinzgouverneure, um
den Gouverneur der Reserve Bank of Zimbabwe (Zentralbank von Simbabwe), um Parlamentarier,
namlich den 25. Klager, den im Wahlkreis Mudzi Nord gewdhlten Abgeordneten Newton Kachepa,
und die 37. Kldgerin, die Senatsprésidentin Edna Madzongwe, um hohere Funktiondre der ZANU-PF,
namlich die 37. Kligerin (die Mitglied des Politbiiros und im Ubrigen Prisidentin des Senats von
Simbabwe ist), den 57. Kldger, den Prasidenten des Politbiiros Simon Khaya Moyo, die 63. Kldgerin,
Oppah Chamu Zvipange Muchinguri, und den 98. Kldger, Nathan Marwirakuwa Shamuyarira, die
Sekretdre des Politbiiros sind, den 93. Klédger, Stanley Urayayi Sakupwanya, und den 94. Klédger, Tendai
Savanhu, die stellvertretende Sekretire des Politbiiros sind, sowie den 103. Klager, den Kabinettschef
Mishek Julius Mpande Sibanda.

Hinzuweisen ist auch auf den Fall des 28. Kldgers, Jawet Kazangarare, der in den Anhédngen des
Beschlusses 2012/97 und der Durchfithrungsverordnung Nr. 151/2012 als ,ZANU-PF-Ratsmitglied in
Nord-Hurungwe und Kriegsveteran® bezeichnet wird, und des 102. Kldgers, Jabulani Sibanda, bei dem
es sich denselben Anhédngen zufolge um den ,[e]hemaligen Vorsitzenden des nationalen Verbandes der
Kriegsveteranen” handelt.
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Schliefllich finden sich unter den ibrigen natiirlichen Personen, gegen die die angefochtenen
Rechtsakte erlassen wurden, ehemalige Regierungsmitglieder, zwei ehemalige Provinzgouverneure,
namlich der neunte Klédger, Tinaye Chigudu, und der 60. Kldger, Cephas George Msipa, sowie ein
»[e]hemaliger Hauptstellvertreter des Polizeikommissars®, ndmlich der 68. Kldger, Bothwell Mugariri.

Hinsichtlich der meisten in den Rn. 160 bis 162 aufgefiihrten Kldger, d. h. fiir alle aufler den beiden
unten in Rn. 169 genannten Personen, geniigt nach Auffassung des Gerichts schon der Hinweis auf die
Funktionen, die sie zur Zeit des Erlasses der angefochtenen Rechtsakte ausiibten oder zuvor ausgeiibt
hatten, zur Rechtfertigung ihrer Aufnahme in die Liste der von den restriktiven Mafsnahmen
betroffenen Personen. Es handelt sich bei ihnen um hohe Beamte (einschliefSlich der
Provinzgouverneure) und um hochrangige Angehorige der Armee und der Polizei. Personen, die
solche Funktionen ausiiben, sind enge Mitarbeiter der Regierung eines Landes und konnen zu Recht
als ,mit den Mitgliedern dieser Regierung verbunden® qualifiziert werden, ohne dass eine zusatzliche
Rechtfertigung notwendig wire. Dasselbe gilt fiir die Mitglieder des Politbiiros der ZANU-PF, bei dem
es sich um das Leitungsorgan der politischen Partei handelt, die seit der Unabhangigkeit des Landes bis
zum Abschluss des GPA in Simbabwe allein die Macht ausiibte.

Ferner bildet nach Auffassung des Gerichts unter den Umstédnden des vorliegenden Falles der Hinweis
darauf, dass eine Person in der Vergangenheit Funktionen ausgeiibt hat, aufgrund deren sie wihrend
ihrer Austibung als Mitglied der Regierung des betreffenden Landes oder als mit einem solchen
Mitglied verbunden qualifiziert werden kann, eine ausreichende Rechtfertigung dafiir, sie auch nach
Beendigung ihrer Tatigkeit als mit den Mitgliedern der Regierung des betreffenden Landes
verbundene Person zu qualifizieren. Denn wenn wie hier das Regime, das in dem betreffenden Land
an der Macht war, als die betreffende Person Mitglied seiner Regierung oder mit einem solchen
Mitglied verbunden war, nicht zwischendurch gestiirzt ist, kann mangels gegenteiliger Beweise oder
Indizien davon ausgegangen werden, dass sie auch nach Beendigung ihrer Funktion mit den
Mitgliedern der Regierung dieses Landes, ihren fritheren Kollegen, Mitarbeitern oder Vorgesetzten,
verbunden bleibt.

Was das etwaige Argument angeht, diese Personen seien moglicherweise ihrer fritheren Funktion
enthoben worden, weil sie mit der repressiven Politik des Regimes nicht einverstanden gewesen seien,
so dass ihre Aufnahme unter die von den streitigen restriktiven Mafinahmen Betroffenen nicht
gerechtfertigt wire, ist auf den Zweck der Begriindungspflicht hinzuweisen, wie er sich aus der in
Rn. 141 angefithrten Rechtsprechung ergibt, sowie darauf, dass es sich bei der Frage der Begriindung,
die ein wesentliches Formerfordernis darstellt, um eine andere Frage handelt als die des Nachweises
der behaupteten Tatsachen, die die materielle Rechtméfliigkeit des fraglichen Rechtsakts betrifft und
bei der zu priifen ist, ob die dort angegebenen Tatsachen zutreffen und als Umsténde einzustufen
sind, die die Anwendung restriktiver MafSnahmen gegen die betreffende Person rechtfertigen (Urteil
Rat/Bamba, oben in Rn. 141 angefiihrt, Rn. 60).

Denn eine Person, deren Name mit der Begriindung, sie sei ein fritheres Mitglied der Regierung oder
ein ehemaliger hoher Verwaltungsbeamter von Simbabwe, in die Liste der von den fraglichen
restriktiven MafSnahmen betroffenen Personen aufgenommen wurde, verfiigt aufgrund dieser Angabe
tiber wesentliche Informationen, die es ihr ermoglichen, ihre Aufnahme in diese Liste anzufechten,
indem sie gegebenenfalls darauf hinweist, dass sie jede Verbindung zu dem von den Urhebern der
angefochtenen Rechtsakte als repressiv angesehenen Regime abgebrochen habe und gerade deshalb
ihrer Funktionen enthoben worden sei. Auch der Unionsrichter verfigt iiber die noétigen
Informationen, um seine Kontrolle ausiiben zu konnen, denn aus den Griinden des fraglichen
Rechtsakts ergibt sich, dass bei der Priifung seiner Begriindetheit zu untersuchen ist, ob unter
Beriicksichtigung der frither von der betreffenden Person ausgeiibten Funktionen Verbindungen
zwischen dieser und dem Regime fortbestehen oder ob sie abgebrochen worden sind.
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Diese im Rahmen der Priifung, ob die Organe die Begriindungspflicht eingehalten haben, angestellten
Erwédgungen implizieren unter den Umstdnden des vorliegenden Falles und angesichts der besonderen
Lage in Simbabwe (siehe oben, Rn. 130) weder eine Vermutung noch eine Umkehr der Beweislast
zulasten der Betroffenen. Sie besagen lediglich, dass der in der Begriindung der angefochtenen
Rechtsakte enthaltene Hinweis auf die frither von bestimmten Klagern ausgeiibten Funktionen die
Ansicht der Urheber dieser Rechtsakte zum Ausdruck bringt, dass die fraglichen Kldger aus diesem
Grund nach wie vor mit den Machthabern in Simbabwe verbunden blieben und dass es keinen
Anhaltspunkt dafiir gebe, dass diese These in Frage gestellt werden miisste. Im Fall des Bestreitens ist
es Sache der Urheber der angefochtenen Rechtsakte, vor dem Unionsrichter zu beweisen, dass
tatsdchlich aufgrund der frither von den Betroffenen ausgeiibten Funktionen weiterhin eine
Verbindung zu der Regierung besteht, wobei die Betroffenen den Gegenbeweis mit allen ihnen zur
Verfiigung stehenden Beweismitteln antreten konnen.

Somit bildet der in den angefochtenen Rechtsakten enthaltene Hinweis auf die frither von den in
Rn. 162 genannten Klagern ausgeiibten Funktionen eine ausreichende Rechtfertigung fiir die
Aufnahme dieser Klager unter die von den fraglichen restriktiven Mafinahmen betroffenen Personen.

Dagegen geniigt fiir die im Folgenden genannten Klédger der blofSe Hinweis auf ihre Eigenschaft oder
die frither von ihnen ausgeiibten Funktionen nicht fiir ihre Aufnahme in die Liste der von den
restriktiven Mafinahmen betroffenen Personen. Zu dieser Kategorie gehéren die Militdrs mit dem
Dienstgrad eines Obersts oder einem niedrigeren Dienstgrad, also der 24. Klager, Stephen
Gwekwerere, der 32. Klager, R. Kwenda, der 42. Kldger, G. Mashava, der 49. Klager, Cairo Mhandu, der
50. Klager, Fidellis Mhonda, der 58. Kldger, S. Mpabanga, der 64. Klager, C. Muchono, der 78. Klager,
S. Mutsvunguma, der 80. Klager, Morgan S. Mzilikazi, der 91. Klager, Victor Tapiwe Chashe Rungani,
und der 101. Klager, Chris Sibanda, die Polizisten, die einen niedrigeren als die oben in Rn. 160
genannten Rédnge hatten, also der 67. Klager, ,Hilfsinspektor Columbus Mudonhi, der 70. Kléger,
»Polizeichef” Isaac Mumba, und der 89. Kléger, ,Polizeiinspektor Dani Rangwani, der 25. Kldger, der
Parlamentarier N. Kachepa, und schliefllich die beiden in Rn. 161 genannten Kléger.

Im Hinblick auf den 15. Klager, Joseph Chinotimba, den 30. Kldger, Nolbert Kunonga, und den 54.
Klager, Gilbert Moyo, hat der Rat in seiner Klagebeantwortung vorgetragen, dass sie eine besondere
Kategorie von Personen bildeten, bei denen die Verhdngung der streitigen restriktiven MafSnahmen
durch die ihnen in der Begriindung des Beschlusses 2012/97 und der Durchfiihrungsverordnung
Nr. 151/2012 vorgeworfenen konkreten Handlungen gerechtfertigt sei. Dies trifft jedoch nicht auf den
30. Klager, Nolbert Kunonga, zu, der in der zweiten Spalte der Anhidnge dieser beiden Rechtsakte als
»selbsternannter anglikanischer Bischof* bezeichnet wird. Diese Eigenschaft allein reicht ganz
offensichtlich nicht aus, um die Verhingung restriktiver Mafinahmen gegen den Betroffenen zu
rechtfertigen.

Was dagegen den 15. und den 54. Kldger angeht, wird in derselben Spalte dieser Anhinge klar
angegeben, dass sie ,Chefs der Miliz der ZANU-PF” seien. Diese Eigenschaft geniigt, wenn sie
nachgewiesen ist, um diese Kldger als Personen zu qualifizieren, die mit den von der ZANU-PF
ernannten Mitgliedern der Regierung von Simbabwe verbunden sind, und somit ihre Aufnahme unter
die von den restriktiven Mafsnahmen Betroffenen zu rechtfertigen, unabhingig davon, welche
konkreten Handlungen ihnen in der dritten Spalte derselben Anhidnge vorgeworfen werden.

Diese Uberlegungen ermdéglichen bereits die Schlussfolgerung, dass die angefochtenen Rechtsakte
gegeniiber allen klagenden natiirlichen Personen mit Ausnahme der in Rn. 169 aufgefiihrten Kldger
sowie des 30. Klagers, Nolbert Kunonga, ausreichend begriindet sind. Um festzustellen, ob die
Begriindung des Beschlusses 2012/97 und der Durchfithrungsverordnung Nr. 151/2012 im Hinblick
auf diese letztgenannten Kldger ausreicht, muss auf die ihnen von den Urhebern dieser beiden
Rechtsakte vorgeworfenen Handlungen Bezug genommen werden.

32 ECLLEU:T:2015:222



173

174

175

176

177

URTEIL VOM 22. 4. 2015 — RECHTSSACHE T-190/12
TOMANA U. A. / RAT UND KOMMISSION

Es ist festzustellen, dass die angefochtenen Rechtsakte auch fiir die meisten anderen klagenden
natiirlichen Personen Hinweise auf konkrete Handlungen enthalten. Der Rat macht geltend, er sei
hinsichtlich dieser anderen Kldger ,weit tiber das Erforderliche® hinausgegangen, indem er genaue
Angaben zu ihrer konkreten Beteiligung an politischen Handlungen gemacht habe, durch die die
Menschenrechte, die Rechtsstaatlichkeit und die Demokratie in Simbabwe untergraben worden seien.
Die Klédger bestreiten dies. Ihr Vorbringen. beruht jedoch auf der unrichtigen Annahme, dass die
Eigenschaft einer Person als Mitglied der Regierung von Simbabwe oder mit einem solchen Mitglied
verbundene Person fiir die Aufnahme ihres Namens in die Liste der von den streitigen restriktiven
Mafinahmen betroffenen Personen nicht ausreiche. Den im Rahmen der Priifung des ersten
Klagegrundes angestellten Uberlegungen zufolge reicht diese Eigenschaft jedoch fiir solche
Regierungsmitglieder, die sie bereits vor der Bildung der Regierung der nationalen Einheit besaflen,
und fiir die mit ihnen verbundenen Personen sehr wohl fiir den Erlass dieser Mafsnahmen aus (siehe
oben, namentlich Rn. 105). Dasselbe gilt fiir die ehemaligen Regierungsmitglieder und die ehemaligen
hohen Beamten (siehe oben, Rn. 168). Daher ist dieses Vorbringen der Klidger zurtickzuweisen.

Hinsichtlich der Klédger, bei denen eine Bezugnahme auf die ihnen in den angefochtenen Rechtsakten
vorgeworfenen konkreten Handlungen notwendig ist (siche oben, Rn. 172), ergibt sich aus dem
Wortlaut dieser Rechtsakte, dass ihnen im Wesentlichen eine direkte Beteiligung an Gewaltakten und
Einschiichterungen, dazu noch in einer Anfithrer- und Anstifterrolle, vorgeworfen wird. Danach sei es
in allen Fillen aufler denen des 30. und des 89. Klagers, Nolbert Kunonga und Dani Rangwani (bei
denen die vorgeworfenen Handlungen auf die Jahre 2011 bzw. 2007 zuriickgehen), zu den fraglichen
Gewaltakten und Einschiichterungen anlésslich des Wahlkampfs von 2008 gekommen. In allen Fillen
aufSer beim 30. und beim 89. Klager, Nolbert Kunonga und Dani Rangwani, ist der genaue Ort der
Handlungen des Betreffenden angegeben. Der 30. Kldger wird als ,[lJautstarker Anhédnger des
Regimes” bezeichnet. Weiter heifit es: ,Seine Gefolgsleute wurden bei gewalttitigen Ubergriffen gegen
Unterstiitzer der Kirche im Jahr 2011 von der Polizei unterstiitzt.“ Beziiglich des 89. Klagers wird
hingewiesen auf seine ,Beteiligung an einer Gruppe von 50 Ménnern, die direkt von der ZANU-PF
bezahlt wurden, um im April 2007 MDC-Anhénger ausfindig zu machen und zu foltern®.

Die Angaben betreffend die oben in Rn. 174 genannten Kldger und allgemein alle Griinde, die in den
angefochtenen Rechtsakten, ndmlich in der dritten Spalte des Anhangs III der Verordnung
Nr. 314/2004 und der Tabelle ,Personen” im Anhang des Beschlusses 2011/101 fiir alle Kldger
angegeben wurden, haben eine &hnliche Tragweite wie die, die der Gerichtshof in den Rn. 57 bis 59
des Urteils Rat/Bamba (oben in Rn. 141 angefiihrt) fiir ausreichend erachtet hat. In der Begriindung
werden ebenso wie in jener Rechtssache die besonderen konkreten Umstidnde, namlich die Eigenschaft
oder die ausgeiibte Funktion sowie die Arten von Handlungen genannt, die nach Auffassung der
Urheber der angefochtenen Rechtsakte eine Beteiligung der Betroffenen an den Gewaltakten,
Einschiichterungen und Verstofien gegen die Grundrechte in Simbabwe belegen.

Entgegen dem Vorbringen der Kliger sind die in der dritten Spalte der genannten Anhidnge
angegebenen Griinde weder hinsichtlich der in Rn. 137 aufgefiihrten 39 Kldger noch beziiglich der
tibrigen betroffenen natiirlichen Personen zu ungenau und allgemein. Ferner ist darauf hinzuweisen,
dass — wie sich ebenfalls aus den im Rahmen der Priifung des ersten Klagegrundes bezeichneten
Erwidgungsgriinden der angefochtenen Rechtsakte ergibt — die dem Regime des Présidenten Mugabe
vorgeworfenen Gewaltakte, Einschiichterungen und Verstofle gegen die Grundrechte in Simbabwe, zu
denen es sowohl allgemein als auch besonders bei den Wahlen von 2008 kam, ein internationales
Echo fanden und den Kldgern nicht unbekannt sein konnten. Diese Beschuldigungen bilden somit
unabhingig davon, ob sie zu Recht erhoben wurden, einen Teil des Kontextes, in den sich die
angefochtenen Rechtsakte einfiigen und auf den es nach der in Rn. 143 angefithrten Rechtsprechung
bei der Priifung der Einhaltung der Begriindungspflicht ankommt.

Die betroffenen Klager konnten namlich unter Beriicksichtigung dieses Kontextes miihelos verstehen,

was ihnen vorgeworfen wurde, und gegebenenfalls die aufgestellten Behauptungen allgemein oder
speziell im Hinblick auf den Ort der angeblich begangenen Handlungen bestreiten. Zumindest
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konnten sie geltend machen, wenn es tatsdchlich zu den behaupteten Gewaltakten, Einschiichterungen
und Verstoflen gegen die Grundrechte gekommen sei, seien sie nicht daran beteiligt gewesen (siehe in
diesem Sinne Rn. 59 des Urteils Rat/Bamba, oben in Rn. 141 angefiihrt).

Ferner hat der Rat seiner Klagebeantwortung ein Dokument von 1046 Seiten (Anhang B.19) beigefiigt,
das der entsprechenden Angabe im Verzeichnis der Anhdnge zufolge ,allgemein bekannte Tatsachen”
enthilt, ,die die in den [streitigen restriktiven] MafSnahmen angegebenen Informationen bestétigen®.
Die in den Anhéngen der streitigen Rechtsakte gemachten Angaben iiber das die Grundrechte, die
Rechtsstaatlichkeit und die Demokratie in Simbabwe beeintriachtigende Verhalten der Kldger sind
nach Auffassung des Rates allgemein bekannt, wie sich im Einzelnen aus den verschiedenen in diesem
Anhang vorgelegten Dokumenten ergebe.

Nach alledem ist die Beriicksichtigung dieses Anhangs fiir die Priifung, ob die angefochtenen
Rechtsakte ausreichend begriindet sind, nicht erforderlich. Damit eriibrigt sich der Erlass der von den
Klagern im Hinblick auf diesen Anhang vorgeschlagenen prozessleitenden Mafinahme (siehe oben,
Rn. 25).

Aufgrund der in Rn. 178 zusammenfassend wiedergegebenen Erlduterungen des Rates sind die in
Anhang B.19 seiner Klagebeantwortung enthaltenen Dokumente eindeutig von denjenigen zu
unterscheiden, um deren Vorlage die Kldger mit ihrem in Rn. 19 bezeichneten Antrag ersucht haben.
Wie bereits dargelegt hat der Rat den Klagern, kurz nachdem sie den Erlass einer prozessleitenden
Mafinahme beantragt hatten (siehe oben, Rn. 25), die in ihrem in Rn. 19 bezeichneten Ersuchen
genannten Dokumente ibermittelt. Folglich handelt es sich bei den in Anhang B.19 der
Klagebeantwortung des Rates enthaltenen Dokumenten nicht um Dokumente, auf die sich der Rat bei
Erlass des Beschlusses 2012/97 und des Durchfiihrungsbeschlusses 2012/124 stiitzte.

Es ist vielmehr davon auszugehen, dass der Rat mit der Einreichung des Anhangs B.19 der
Klagebeantwortung nicht beabsichtigt hat, die angefochtenen Rechtsakte nachtriglich zu begriinden,
sondern vielmehr darzutun, dass ihre Begriindung angesichts des Kontextes, in dem sie erlassen
wurden, ausreichend gewesen sei (vgl. in diesem Sinne Rn. 62 des Urteils Rat/Bamba, oben in Rn. 141
angefiihrt).

Ausreichend sind schliefSlich auch die besonderen Griinde, die in den Anhdngen des Beschlusses
2012/97 und der Durchfithrungsverordnung Nr. 151/2012 zur Rechtfertigung der Aufnahme der
klagenden juristischen Personen in die Liste der von den streitigen restriktiven Mafinahmen
betroffenen Personen und Organisationen angegeben wurden. Fiir jede dieser Organisationen wird
namlich dargelegt, dass sie entweder der einen oder anderen natiirlichen Person gehorte, gegen die
durch dieselben Rechtsakte restriktive MafSnahmen verhéngt wurden, oder dass sie mit der Regierung
von Simbabwe, einer ihrer Dienststellen oder der ZANU-PF-Fraktion der Regierung verbunden war.
Diese Begriindung reicht aus, um es den betroffenen Organisationen zu erlauben, die RechtmafSigkeit
dieser Mafsnahmen in Abrede zu stellen, und dem Gericht die Wahrnehmung seiner Kontrollaufgabe
zu ermoglichen.

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die angefochtenen Rechtsakte allen Kldgern gegeniiber ausreichend
begriindet sind. Folglich ist der dritte Klagegrund als unbegriindet zuriickzuweisen.

Zum vierten Klagegrund: Verletzung der Verteidigungsrechte

Die Klager tragen vor, die Organe der Union miissten dem Grundsatz der Wahrung der
Verteidigungsrechte zufolge im Kontext der vorliegenden Rechtssache zwei wesentliche
Verpflichtungen erfiillen. Zum einen missten sie der betroffenen Person oder Organisation die
Argumente und Beweise bekannt geben, die es ihrer Meinung nach rechtfertigten, restriktive
Mafinahmen gegen sie zu verhdngen. Zum anderen miisse es der betreffenden Person oder
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Organisation ermoglicht werden, sachdienlich zu diesen Beweismitteln Stellung zu nehmen. Bei
Verlangerung einer bereits gegeniiber einer Person oder Organisation beschlossenen restriktiven
Mafsnahme verpflichte die Notwendigkeit, ihre Verteidigungsrechte und ihr Recht auf Anhérung zu
wahren, dazu, ihr vor einer Entscheidung iiber die Verlingerung der fraglichen Mafinahme die gegen
sie vorliegenden Beweise zur Kenntnis zu bringen und es ihr zu ermoglichen, Erkldrungen dazu
abzugeben.

Hier seien jedoch weder vor noch nach Erlass der angefochtenen Rechtsakte irgendeinem Kldger
Beweise bekannt gegeben worden, die geeignet seien, die streitigen Rechtsakte gegeniiber jedem von
ihnen zu rechtfertigen. Auch hitten die Kléger keine Moglichkeit gehabt, zu diesen Beweisen Stellung
zu nehmen. Die angefochtenen Rechtsakte enthielten insoweit keine Garantie. Zudem wiirden die
Klager dort schwerer Straftaten beschuldigt, ohne dass irgendein Hinweis auf die Quelle dieser
Beschuldigungen gegeben werde und ohne dass die von der Kommission und dem Europdischen
Datenschutzbeauftragten identifizierten Datenschutzprobleme beriicksichtigt wiirden, die bei der
Verarbeitung von Straftaten oder Verurteilungen betreffenden Daten durch den Rat oder die
Kommission auftreten konnten.

Wie der Gerichtshof im Rahmen der Kontrolle restriktiver MafSinahmen ausgefiihrt hat, miissen die
Unionsgerichte im Einklang mit den ihnen zustehenden Befugnissen eine grundsitzlich umfassende
Kontrolle der Rechtmafligkeit simtlicher Handlungen der Union im Hinblick auf die Grundrechte als
Bestandteil der Unionsrechtsordnung gewihrleisten. Dieses Erfordernis ist in Art. 275 Abs. 2 AEUV
ausdriicklich verankert (vgl. Urteil des Gerichtshofs vom 28. November 2013, Rat/Fulmen und
Mahmoudian, C-280/12 P, Rn. 58 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Grundrechtsrang hat u. a. das Recht auf Wahrung der Verteidigungsrechte, das in Art. 41 Abs. 2 der
Charta der Grundrechte niedergelegt ist und den Anspruch auf rechtliches Gehor und das Recht auf
Akteneinsicht unter Beachtung der berechtigten Interessen an Vertraulichkeit umfasst (vgl. Urteil
Rat/Fulmen und Mahmoudian, oben in Rn. 186 angefiihrt, Rn. 59 und 60 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Demselben Urteil zufolge ist die Frage, ob eine Verletzung der Verteidigungsrechte vorliegt, anhand
der besonderen Umstidnde jedes Einzelfalls zu priifen, insbesondere anhand der Natur des betreffenden
Rechtsakts, des Kontextes seines Erlasses sowie der Rechtsvorschriften auf dem betreffenden Gebiet
(vgl. Urteil Rat/Fulmen und Mahmoudian, oben in Rn. 186 angefiihrt, Rn. 63 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Im vorliegenden Fall ist festzustellen, dass die Kldger zwar in ihrer Klageschrift auf die Vorschriften
und allgemeinen Grundsitze und die einschldgige Rechtsprechung verwiesen haben, ihre konkrete,
oben in Rn. 185 zusammenfassend wiedergegebene Riige jedoch dahin geht, dass der Rat ihnen vor
Erlass der angefochtenen Rechtsakte nicht die Beweise fiir die Handlungen zur Kenntnis gebracht
habe, die ihnen in diesen Rechtsakten vorgeworfen worden seien und mit denen die gegen sie
verhdngten MafSnahmen gerechtfertigt worden seien, und ihnen nicht Gelegenheit gegeben habe, zu
diesen Beweisen Erkldrungen abzugeben.

Aus den Akten ergibt sich jedoch nicht — und die Kldger behaupten dies auch nicht —, dass sie vor
dem Ersuchen um Bekanntgabe der Beweise, das sie fiinf Tage vor Klageerhebung an den Rat richteten
(sieche oben, Rn. 19), diesen um Bekanntgabe der Beweise ersucht hitten, auf die er den Erlass der
streitigen restriktiven MafSnahmen gegen sie gestiitzt hatte.

Die Kldger gehen also von der Annahme aus, dass der Rat ihnen zur Wahrung ihrer

Verteidigungsrechte diese Beweise von sich aus ohne ein Ersuchen ihrerseits hitte bekannt geben
miissen. Diese Annahme geht jedoch fehl.
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Wie das Gericht im Urteil vom 14. Oktober 2009, Bank Melli Iran/Rat (T-390/08, Slg. 2009, 1I-3967,
Rn. 97), entschieden hat, verpflichtet der Grundsatz der Wahrung der Verteidigungsrechte in dem
Fall, dass hinreichend genaue Informationen mitgeteilt wurden, die es dem Betroffenen erlauben, zu
den ihm vom Rat zur Last gelegten Gesichtspunkten sachdienlich Stellung zu nehmen, den Rat nicht
dazu, von sich aus Zugang zu den in seinen Akten enthaltenen Schriftstiicken zu gewdhren. Nur auf
Antrag des Betroffenen hat er Einsicht in alle nichtvertraulichen Verwaltungspapiere zu gewdhren, die
die in Rede stehende Mafinahme betreffen. Das Erfordernis einer Spontanmitteilung des Inhalts der
Akte ginge zu weit, da zum Zeitpunkt des Erlasses einer restriktiven Mafinahme wie etwa des
Einfrierens von Geldern nicht sicher ist, dass der Betroffene mittels Aktenzugangs die tatsdchlichen
Umstdnde tberpriifen will, auf die der Rat die ihm zur Last gelegten Punkte stiitzt.

Hier ist das Gericht jedoch aufgrund der Untersuchung des dritten Klagegrundes zu dem Ergebnis
gekommen, dass die angefochtenen Rechtsakte ausreichend begriindet waren (siehe oben, Rn. 183).
Anders ausgedriickt verfiigten die Kldger iiber hinreichend genaue, den Anforderungen der
einschldgigen Rechtsprechung geniigende Informationen und hitten, wenn sie dies wiinschten, selbst
um die Bekanntgabe der sie betreffenden Beweise, auf die sich der Rat gestiitzt hatte, ersuchen
miissen. Einen solchen Antrag haben sie, wie festgestellt, erst fiinf Tage vor Erhebung der Klage
gestellt.

Die Akten enthalten keinen Anhaltspunkt dafiir, dass die Klager, wenn sie dies gewollt hitten, nicht
frither einen solchen Antrag hitten stellen konnen. Es gibt vielmehr Hinweise darauf, dass sie sich
tber die Moglichkeit im Klaren waren, sich mit dem Rat beziiglich der gegen sie erlassenen
restriktiven MafSnahmen in Verbindung zu setzen und ihn in diesem Zusammenhang zu ersuchen,
ihnen die gegen sie vorliegenden Beweise bekannt zu geben.

Der Rat hat namentlich ein Schreiben vom 1. September 2011 zu den Akten gereicht, das der erste
Klager, Johannes Tomana, ,im Namen aller natiirlichen und juristischen Personen und aller
Organisationen®, die im Anhang des Beschlusses 2011/101 aufgefithrt waren, an den Rat gerichtet
hatte. In diesem Schreiben machte er geltend, dass die Griinde, mit denen die Verhdngung restriktiver
Mafsnahmen gegen alle diese Personen in diesem Anhang gerechtfertigt worden sei, nicht ausreichend
und im Ubrigen nicht stichhaltig seien. Er ersuchte jedoch nicht um Bekanntgabe der Beweise fiir die
in diesem Anhang aufgestellten Behauptungen.

Zudem haben die iibrigen Kldger in ihrer Antwort auf eine schriftliche Frage des Gerichts nicht
vorgetragen, dass sie den ersten Kldger nicht bevollmiachtigt hitten, das fragliche Schreiben auch in
ihrem Namen zu verfassen, sondern lediglich bestritten, dass er ,hinsichtlich der Mitteilung ihrer
namentlichen Nennung als von den [streitigen] restriktiven Mafinahmen betroffene Personen® in
ihrem Namen gehandelt habe.

Im Ubrigen hat der erste Klidger nicht nur in dem besagten Schreiben behauptet, auch fiir die {ibrigen
Kldger zu handeln. Diese haben ihrer Klageschrift ein von ihm an ihre Prozessbevollmichtigten
gerichtetes Schreiben beigefiigt, in dem er angab, alle anderen Kldger zu vertreten, und die
Prozessbevollmichtigten auch in deren Namen zur Klageerhebung bevollméchtigte.

Ferner beantwortete der Kabinettschef des Présidenten des Europidischen Rates das Schreiben des
ersten Klagers vom 1. September 2011 mit Schreiben vom 20. September 2011, in dem er darauf
hinwies, dass die Griinde fiir die Verhdngung restriktiver Mafinahmen gegen die in Rede stehenden
Personen und Organisationen im Anhang des Beschlusses 2011/101 aufgefiihrt seien, und im Ubrigen
auf die Mitteilung des Rates vom 16. Februar 2011 fiir die Personen, Organisationen und
Einrichtungen, auf die restriktive Mafinahmen nach dem Beschluss 2011/101 Anwendung finden
(ABL C 49, S. 4), verwies. Dort hief} es u. a., dass die von den fraglichen restriktiven MafSinahmen
betroffenen Personen, Organisationen und Einrichtungen ,beim Rat ... beantragen [konnen], dass der
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Beschluss, sie in die genannten Listen aufzunehmen, tberpriift wird“, und es wurde die Anschrift, an
die der Antrag zu richten war, angegeben. Nach Erlass des Beschlusses 2012/97 wurde eine
entsprechende Mitteilung im Amtsblatt vom 18. Februar 2012 (ABL C 48, S. 13) veroffentlicht.

Unabhéngig davon, ob diese Umsténde es rechtfertigten, dass der Rat, wie er geltend macht, den Erlass
des Beschlusses 2012/97 dem ersten Kldger auch mit Wirkung fiir die tbrigen dort genannten
natiirlichen Personen mitgeteilt hat, bilden sie eine Bestitigung dafiir, dass die Kléger sich schon
vorher an den Rat hdtten wenden koénnen, um die Informationen zu erhalten, um die sie mit ihrem
oben in Rn. 19 genannten Antrag ersucht und die sie in der Folgezeit erhalten haben.

Auf dieses letztgenannte Ersuchen antwortete der Rat durch die Bekanntgabe der erbetenen
Informationen (in einer nicht vertraulichen Fassung) mit einer Verspatung von ungefihr sieben
Monaten, die er mit der Notwendigkeit rechtfertigte, die ,Freigabe“ zahlreicher relevanter Dokumente
zu erhalten. Mangels gegenteiliger Angaben spricht nichts gegen die Vermutung, dass die Antwort des
Rates auf ein fritheres den gleichen Gegenstand betreffendes Ersuchen der Klidger dieselbe gewesen
wire, d. h., dass er ihnen eine nicht vertrauliche Fassung der erbetenen Informationen iibersandt
hitte.

Zudem wurde die fiir die Kldger bestehende Moglichkeit, ihren Standpunkt vor dem Gericht zu
vertreten, nicht dadurch beeintrachtigt, dass der Rat ihnen die mit dem in Rn. 19 genannten
Schreiben erbetenen Informationen erst am 27. November 2012 bekannt gab. Tatsdchlich haben die
Klager zweimal um Verldngerung der Erwiderungsfrist ersucht, und das Gericht hat ihren Antridgen
stattgegeben. Somit hatten sie die Moglichkeit, in der Erwiderung zu den fraglichen Informationen
Stellung zu nehmen. Thr Vorbringen zu diesen Dokumenten wird im Folgenden im Rahmen der
Priifung des zweiten Klagegrundes untersucht werden.

In ihrer Erwiderung haben die Kldger zunédchst den in Rn. 185 zusammenfassend wiedergegebenen
Vorwurf wiederholt und sodann geltend gemacht, sie hétten dadurch, dass der Rat die Beweise, auf
die er den Erlass der angefochtenen Rechtsakte gestiitzt habe, bekannt gegeben habe, einen schweren
Schaden erlitten, denn sie hétten erst im Jahr 2013 auf Behauptungen iiber angeblich fiinf Jahre zuvor
begangene Handlungen antworten konnen.

Eine so knappe und allgemeine Behauptung geniigt jedoch nicht fiir eine Nichtigerklarung der
angefochtenen Rechtsakte wegen Verletzung der Verteidigungsrechte der Klager. Denn diese
bezeichnen weder die Behauptungen, die zu widerlegen sie Schwierigkeiten hétten, noch die Art und
die Griinde dieser Schwierigkeiten. Auch erkliren sie nicht, weshalb sie die Bekanntgabe der
fraglichen Informationen erstmals fiinf Tage vor Erhebung der Klage beantragt haben.

Fiir den Fall, dass der vorliegende Klagegrund dahin zu verstehen ist, dass die Kldger behaupten, die
beklagten Organe hitten es ihnen vor Erlass der angefochtenen Rechtsakte nicht ermdglicht, zu den
in diesen Rechtsakten enthaltenen sie betreffenden Griinden sachdienlich Stellung zu nehmen, ist
darauf hinzuweisen, dass nach der Rechtsprechung das Recht einer Person oder einer Organisation,
gegen die frither verhédngte restriktive Mafsnahmen durch einen neuen Rechtsakt aufrechterhalten
werden, vor dessen Erlass angehort zu werden, gewahrt werden muss, wenn sein Urheber zulasten
dieser Personen oder Organisationen neue Erkenntnisse beriicksichtigt hat, nicht dagegen, wenn die
Aufrechterhaltung im Wesentlichen auf dieselben Griinde gestiitzt wird wie der Erlass des
urspriinglichen Rechtsakts, durch den die restriktiven MafSinahmen angeordnet wurden (Urteile des
Gerichts vom 13. September 2013, Makhlouf/Rat, T-383/11, Rn. 43, und vom 4. Februar 2014, Syrian
Lebanese Commercial Bank/Rat, T-174/12 und T-80/13, Rn. 149; siehe in diesem Sinne auch Urteil
des Gerichtshofs vom 21. Dezember 2011, Frankreich/People’s Mojahedin Organization of Iran,
C-27/09 P, Slg. 2011, 1-13427, Rn. 62).
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Im vorliegenden Fall unterscheiden sich die in den angefochtenen Rechtsakten zur Rechtfertigung der
Verhidngung der streitigen restriktiven Mafinahmen gegen die Klager angegebenen Griinde jedoch
nicht wesentlich von denen, die in den zuvor erlassenen Rechtsakten aufgefithrt waren, namlich in
dem Beschluss 2011/101 in der Fassung vor seiner Anderung durch den Beschluss 2012/97 und in der
Verordnung Nr. 314/2004 vor ihrer Anderung durch die Durchfiihrungsverordnung Nr. 151/2012.

Denn auch wenn die zahlreichen Kldgern vorgeworfenen Handlungen in der Begriindung der
angefochtenen Rechtsakte im Einzelnen dargelegt oder genauer beschrieben werden, sind die Griinde
fiir die Aufnahme der Klager in die Liste der von den restriktiven MafSinahmen betroffenen Personen
im Wesentlichen dieselben wie die, die in den zuvor erlassenen Rechtsakten angegeben wurden. In
keinem Fall wurde bei der Aufrechterhaltung der restriktiven Mafinahmen die Begriindung der zuvor
erlassenen Rechtsakte aufgegeben und durch eine andere ersetzt, wie dies in der Rechtssache der Fall
war, in der das Urteil Frankreich/People’s Mojahedin Organization of Iran (oben in Rn. 204
angefiihrt), ergangen ist.

Was genauer die Personen betrifft, die wegen der Funktionen, die sie ausiiben oder frither ausgeiibt
haben, in die Liste der von den restriktiven MafSnahmen betroffenen Personen und Organisationen
aufgenommen wurden, d. h. alle Kldger mit Ausnahme der oben in Rn. 169 genannten Personen, ist
bereits oben in Rn. 163 ausgefiithrt worden, dass nach Auffassung des Gerichts schon der Hinweis auf
die Funktion, die sie zur Zeit des Erlasses der angefochtenen Rechtsakte ausiibten oder zuvor ausgetibt
hatten, zur Rechtfertigung ihrer Aufnahme in die Liste der von den restriktiven Mafinahmen
betroffenen Personen geniigt. Sowohl in den zuvor erlassenen Rechtsakten als auch in den
angefochtenen Rechtsakten wird fiir jede dieser Personen auf dieselben Funktionen hingewiesen.

Unterstellt, die Kldger erhoben auch eine Riige wie die oben in Rn. 204 angefiihrte, greift diese folglich
nicht durch.

Das iibrige Vorbringen der Kldger im Rahmen des vorliegenden Klagegrundes betrifft nicht eine
angebliche Verletzung ihrer Verteidigungsrechte. Sie machen im Wesentlichen geltend, dass sich die
beklagten Organe bei der Verhdngung der streitigen restriktiven Mafinahmen gegen sie nicht auf
liberzeugende Beweise gestiitzt hitten, und fithren dazu aus, wenn sie fiir die ihnen in den
angefochtenen Rechtsakten vorgeworfenen Handlungen vor ein Strafgericht gestellt worden wéren,
hitten fiir ihre Verurteilung relevante und iiberzeugende Beweise erbracht werden miissen. Ubrigens
habe das Vereinigte Konigreich eingeraumt, dass es keinen Beweis fiir die einigen Klagern in den
angefochtenen Rechtsakten vorgeworfenen Handlungen gebe.

Dieses Vorbringen ist jedoch fiir die Frage, ob die Verteidigungsrechte der Klédger verletzt worden sind,
unerheblich. Es konnte sich fiir den Fall als erheblich erweisen, dass die Kldger die Begriindetheit der
angefochtenen Rechtsakte und die sachliche Richtigkeit der Tatsachen, auf die sie gestiitzt wurden,
bestreiten. Ob sie dies tatsachlich getan haben, wird in den Rn. 261 bis 266 untersucht werden.

Die Klager weisen ferner darauf hin, dass die Kommission in ihrem in Rn. 120 angefiihrten
Verordnungsvorschlag  bestimmte Garantien vorgesehen habe, um die Wahrung ihrer
Verteidigungsrechte sicherzustellen, die jedoch im vorliegenden Fall nicht beachtet worden seien. Der
von den Kldgern genannte Vorschlag der Kommission ist jedoch niemals angenommen worden, so
dass unerheblich ist, ob die dort vorgesehenen Garantien hier beachtet wurden. Aus demselben Grund
braucht nicht auf die Stellungnahme des Europiischen Datenschutzbeauftragten zu verschiedenen
Rechtsetzungsvorschldgen iiber die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Mafinahmen gegen
Somalia, Simbabwe, die Demokratische Volksrepublik Korea und Guinea (ABL 2010, C 73, S. 1)
eingegangen zu werden, auf die sich die Kldger ebenfalls berufen haben (siehe oben, Rn. 185). Auch
diese Stellungnahme betrifft den genannten Vorschlag der Kommission, dem der Rat nicht gefolgt ist.
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In ihrer Erwiderung haben die Klager weiter geltend gemacht, die beklagten Organe hitten ihnen
niemals schriftlich mitgeteilt, dass ihre Namen in die Liste der von den streitigen restriktiven
Mafsnahmen betroffenen Personen aufgenommen worden seien. Die Bekanntgabe dieser Information
durch die Veroffentlichung einer Mitteilung im Amtsblatt konne nicht als ausreichend angesehen
werden.

Dieses Vorbringen betrifft jedoch die Frage der Zustellung der angefochtenen Rechtsakte an die Kldger
und ist fiir die Priiffung der Wahrung ihrer Verteidigungsrechte vor deren Erlass unerheblich, da die
Zustellung derartiger Rechtsakte zwangsldufig nach ihrem Erlass erfolgt. Die Frage, ob der Rat die
angefochtenen Rechtsakte jedem der von ihnen betroffenen Klager per Post hitte zustellen miissen,
genauer, ob ihre Zustellung per Post an den ersten Klager auch als Zustellung an alle anderen Klager
anzusehen ist, wie der Rat geltend macht (sieche oben, Rn. 199), ist fiir die Bestimmung des Beginns
der Klagefrist von Bedeutung. Hier besteht jedoch ohnehin kein Zweifel daran, dass die Klage
fristgemaf erhoben worden ist, was auch die beklagten Organe nicht bestritten haben.

Da keine der von den Kldgern im Rahmen des vierten Klagegrundes erhobenen Riigen durchgreift, ist
dieser Klagegrund zuriickzuweisen.

Zum zweiten Klagegrund: offensichtlicher Beurteilungsfehler

Mit dem zweiten Klagegrund machen die Klager geltend, die Auffassung des Rates und der
Kommission, dass die Voraussetzungen fiir ihre Aufnahme in die Liste der von den streitigen
restriktiven Mafisnahmen betroffenen Personen und Organisationen erfiillt seien, beruhe auf einem
offensichtlichen Beurteilungsfehler.

Vorbemerkungen

Das Gericht hat bereits im Urteil Bank Melli Iran/Rat (oben in Rn. 192 angefiihrt, Rn. 36) entschieden,
dass der Rat, was die allgemeinen Regeln {iber die Einzelheiten der restriktiven Mafinahmen betrifft,
bei der Beurteilung der Umstidnde, die bei der Verhdngung von wirtschaftlichen und finanziellen
Sanktionen auf der Grundlage der Art. 60 EG und 301 EG in Ubereinstimmung mit einem im
Rahmen der GASP angenommenen Gemeinsamen Standpunkt zu beriicksichtigen sind, tber ein
weites Ermessen verfiigt, und weiter ausgefiihrt, dass, da der Gemeinschaftsrichter insbesondere nicht
seine Beurteilung der Beweise, Tatsachen und Umstinde, die dem Erlass solcher Mafinahmen
zugrunde liegen, an die Stelle der Beurteilung des Rates setzen darf, sich die Kontrolle durch das
Gericht auf die Priiffung beschrinken muss, ob die Verfahrensvorschriften und die Begriindungspflicht
beachtet worden sind, der Sachverhalt richtig ermittelt wurde und weder ein offensichtlicher Fehler in
der Beurteilung der Tatsachen noch Ermessensmissbrauch vorliegt; diese eingeschrinkte Kontrolle gilt
insbesondere fiir die Beurteilung der Zweckméfligkeitserwdgungen, auf denen solche Mafinahmen
beruhen.

Diese Erwdgungen gelten ebenfalls fiir die restriktiven Mafinahmen, die gemaf$ Art. 215 AEUV erlassen
wurden, der inhaltlich den Art. 60 EG und 301 EG entspricht (siehe oben, Rn. 122).

Nach dieser Rechtsprechung hindert das Ermessen, i{iber das der Rat insoweit verfiigt, den
Unionsrichter nicht, bei der Ausiibung seiner RechtmafSigkeitskontrolle die sachliche Richtigkeit der
Tatsachen, auf die sich der Rat gestiitzt hat, zu priifen. Die durch Art. 47 der Charta der Grundrechte
gewihrleistete Effektivitit der gerichtlichen Kontrolle erfordert u. a., dass sich der Unionsrichter
vergewissert, ob eine Entscheidung, die die betroffene Person oder Organisation individuell betrifft,
auf einer hinreichend gesicherten tatsichlichen Grundlage beruht. Dies setzt eine Uberpriifung der
Tatsachen voraus, die in der dieser Entscheidung zugrunde liegenden Begriindung angefiihrt werden,
so dass sich die gerichtliche Kontrolle nicht auf die Beurteilung der abstrakten Wahrscheinlichkeit der
angefithrten Griinde beschrinkt, sondern auf die Frage erstreckt, ob diese Griinde — oder zumindest
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einer von ihnen, der fiir sich genommen als ausreichend angesehen wird, um diese Entscheidung zu
stiitzen — erwiesen sind (siehe Urteil Rat/Fulmen und Mahmoudian, oben in Rn. 186 angefiihrt,
Rn. 64 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Bei dieser Priiffung hat der Unionsrichter gegebenenfalls von der zustindigen Unionsbehorde
vertrauliche oder nicht vertrauliche Informationen oder Beweise anzufordern, die fiir eine solche
Priffung relevant sind. Im Streitfall ist es ndmlich Sache der zustindigen Unionsbehorde, die
Stichhaltigkeit der gegen die betroffene Person vorliegenden Griinde nachzuweisen, und nicht Sache
der betroffenen Person, den negativen Nachweis zu erbringen, dass diese Griinde nicht stichhaltig
sind. Hierzu braucht die betreffende Behtrde dem Unionsrichter nicht samtliche Informationen und
Beweise vorzulegen, die mit den Griinden zusammenhingen, die in dem Rechtsakt, dessen
Nichtigerkldrung beantragt wird, angegeben werden. Die vorgelegten Informationen und Beweise
miissen jedoch die zulasten der betroffenen Personen angefiihrten Griinde stiitzen (vgl. Urteil
Rat/Fulmen und Mahmoudian, oben in Rn. 186 angefithrt, Rn. 65 bis 67 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Ist es der zustindigen Unionsbehérde nicht moglich, der Forderung des Unionsrichters
nachzukommen, hat dieser sich allein auf die ihm iibermittelten Angaben zu stiitzen, d. h. auf die
Angaben, die in der Begriindung des angefochtenen Rechtsakts enthalten sind, auf die Stellungnahme
der betroffenen Person und die von ihr gegebenenfalls vorgelegten Entlastungsbeweise sowie auf die
Antwort der zustindigen Unionsbehorde auf diese Stellungnahme. Lisst sich die Stichhaltigkeit eines
Grundes anhand dieser Angaben nicht feststellen, schliefSt der Unionsrichter ihn als Grundlage der
fraglichen Entscheidung iiber die Aufnahme in die Liste oder die Belassung auf ihr aus. Ubermittelt
die zustdndige Unionsbehorde dagegen relevante Informationen oder Beweise, muss der Unionsrichter
die inhaltliche Richtigkeit der vorgetragenen Tatsachen anhand dieser Informationen oder Beweise
prifen und deren Beweiskraft anhand der Umstinde des Einzelfalls und im Licht etwaiger dazu
abgegebener Stellungnahmen, insbesondere der betroffenen Person, wiirdigen (vgl. Urteil Rat/Fulmen
und Mahmoudian, oben in Rn. 186 angefithrt, Rn. 68 und 69 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass der Unionsrichter, wie sich im Ubrigen aus dem in Rn. 219
angefiihrten Urteil ergibt, die sachliche Richtigkeit der zur Rechtfertigung des Erlasses der restriktiven
Mafsnahmen angefithrten Tatsachen nur dann zu priifen braucht, wenn die davon betroffenen
Personen sie bestreiten. Diese Priifung betrifft ndmlich die Begriindetheit der angefochtenen
Rechtsakte, die der Unionsrichter nicht von Amts wegen zu priifen hat.

Im Ubrigen ist es in einem Fall, in dem der Rat die Kriterien, die die Aufnahme einer Person oder
einer Organisation in die Liste der von restriktiven Mafinahmen betroffenen Personen oder
Organisationen rechtfertigen, abstrakt bestimmt, Sache des Unionsrichters, unter Beriicksichtigung der
von der betroffenen Person oder Organisation geltend gemachten oder von Amts wegen festgestellten
Umsténde zu priifen, ob ihr Fall unter die vom Rat abstrakt festgelegten Kriterien fillt. Diese Priifung
erstreckt sich auf die Beurteilung der Tatsachen und Umstinde, die zu seiner Begriindung
herangezogen wurden, sowie auf die Priifung der Beweise und Informationen, auf die sich diese
Beurteilung stiitzt (vgl. in diesem Sinne Urteil Bank Melli Iran/Rat, oben in Rn. 192 angefiihrt,
Rn. 37).

Anhand dieser Erwdgungen sind die von den Kldgern im Rahmen des vorliegenden Klagegrundes
vorgebrachten Riigen und Argumente zu untersuchen, und zwar zunichst die, die in der Klageschrift
enthalten sind, und sodann im Hinblick auf ihre Zuldssigkeit und gegebenenfalls ihre Begriindetheit
die, die in der Erwiderung vorgebracht worden sind.

40 ECLLEU:T:2015:222



224

225

226

227

URTEIL VOM 22. 4. 2015 — RECHTSSACHE T-190/12
TOMANA U. A. / RAT UND KOMMISSION

Zu den in der Klageschrift enthaltenen Riigen und Argumenten

Die Kldger machen geltend, die angefochtenen restriktiven Mafinahmen betrifen ebenso wie die
vorangegangenen nach den Art. 4 und 5 des Beschlusses 2011/101 die Personen und Organisationen,
»die an Handlungen beteiligt sind, die die Demokratie, die Achtung der Menschenrechte und die
Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergraben®. Der Rat und die Kommission diirften solche
Mafsnahmen deshalb nur gegeniiber Personen und Organisationen erlassen, fiir die Beweise ihrer
tatsdchlichen Beteiligung an Handlungen vorligen, die die Demokratie, die Achtung der
Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergriiben. Zudem miisse es sich
um eine fortdauernde Beteiligung handeln.

Die Auffassung des Rates und der Kommission, dass diese Voraussetzung bei jedem einzelnen Kldger
vorliege, sei unrichtig, und zwar aus mehreren Griinden. Erstens seien die streitigen restriktiven
Mafsnahmen gegen mehrere Kldger mit der Begriindung verhdngt worden, dass sie ,der ZANU-PF
angehorende Regierungsmitglieder” seien oder zur ,ZANU-PF-Fraktion“ gehorten. Diese Begriindung
sei nicht ausreichend, denn sie enthalte keine Behauptung einer unerlaubten Handlung. Im Ubrigen
sei die Mitgliedschaft in einer politischen Partei ein von der Verfassung von Simbabwe garantiertes
Recht. Zudem betrifen die streitigen restriktiven Mafinahmen die Mitglieder der ehemaligen
Regierung von Simbabwe, nicht dagegen die Regierung der nationalen Einheit, die zur Zeit des
Erlasses der angefochtenen Rechtsakte an der Macht gewesen sei, und auch nicht die ZANU-PF.
Dariiber hinaus unterstiitze die Union ausdriicklich die Regierung der nationalen Einheit.

Zweitens seien bestimmte Kldger mit der Begriindung, dass sie mit einem der ZANU-PF angehorenden
Regierungsmitglied oder einem Mitglied der ZANU-PF-Fraktion der Regierung verbunden seien oder
Beziehungen unterhielten, in die Liste der von den restriktiven Mafinahmen betroffenen Personen und
Organisationen aufgenommen worden. Diese Begriindung sei unzureichend. Zum einen werde diesen
Klagern nicht vorgeworfen, rechtswidrige Handlungen begangen und erst recht nicht tatsichlich an
Handlungen teilgenommen zu haben, von denen wirklich gesagt werden konne, dass sie die
Demokratie, die Achtung der Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft
untergraben hdtten. Zum anderen habe der Gerichtshof im Urteil Tay Za/Rat (oben in Rn. 119
angefithrt) klargestellt, dass der blofle Vorwurf der Verbindung einer Person oder einer Organisation
mit den Machthabern eines Drittstaats nicht geniige, um den Erlass restriktiver MafSnahmen gegen sie
zu rechtfertigen.

Drittens sei die Aufnahme zahlreicher Kldger in die Liste der von den restriktiven MafSnahmen
betroffenen Personen oder Organisationen auf Handlungen gestiitzt worden, die in der Vergangenheit
und in vielen Féllen mehrere Jahre vor Erlass der angefochtenen Mafinahmen und sogar vor der
Bildung der Regierung der nationalen Einheit begangen worden sein sollen. Diese Begriindung sei
unzureichend, wenn man das Ziel der in Rede stehenden restriktiven MafSnahmen beriicksichtige,
durch die die betroffenen Personen dazu angehalten werden sollten, ,Politiken zuriickzuweisen, die
zur Unterdriickung der Menschenrechte und des Rechts auf freie MeinungsaufSerung fithren und eine
verantwortungsvolle Staatsfiihrung unmoglich machen®. Gezielt gegen Personen vorzugehen, die in
keiner Weise an der Regierungspolitik beteiligt seien und auch keinen Einfluss auf sie hétten, und dies
allein aufgrund ihrer fritheren Handlungen, werde sie sicher nicht dazu anhalten, diese Politiken
zuriickzuweisen. Die Klager fithren dazu unter Berufung auf die Erwdgungsgriinde des Gemeinsamen
Standpunkts 2002/145 und auf eine Erklirung des Hohen Vertreters der Union fiir die Auflen- und
Sicherheitspolitik aus, dass in der Vergangenheit begangene Handlungen bestimmter Personen allein
nicht ausreichten, um ihre Aufnahme in die Liste der von restriktiven MafSinahmen wie der, um die es
hier gehe, betroffenen Personen und Organisationen zu rechtfertigen.
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Dieses Vorbringen der Klager beruht auf einer falschen Voraussetzung. Die Klager scheinen zu
glauben, dass die streitigen restriktiven MafSnahmen nur gegeniiber solchen Personen oder
Organisationen hitten erlassen werden diirfen, die an Handlungen beteiligt waren, die die
Demokratie, die Achtung der Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft
untergruben. Diese Auffassung ist unrichtig.

Diese Personen bilden ndmlich nach dem Wortlaut der Art. 4 und 5 des Beschlusses 2011/101 (siehe
oben, Rn. 7 und 8), wie bereits im Rahmen der Untersuchung des ersten und des dritten Klagegrundes
dargelegt, nur eine der drei Kategorien von Personen, gegen die die in diesem Beschluss vorgesehenen
restriktiven Mafinahmen erlassen werden konnen. Zu den beiden anderen Kategorien gehoren die
»Mitglieder der Regierung Simbabwes“ bzw. die ,mit ihnen verbundenen natiirlichen oder juristischen
Personen, Organisationen oder Einrichtungen®. Anders ausgedriickt reicht die Eigenschaft einer Person
als Mitglied der Regierung Simbabwes oder einer Organisation als mit einem solchen Mitglied
verbundene Organisation als solche aus, um den Erlass der in dem Beschluss 2011/101 vorgesehenen
restriktiven MafSnahmen ihr gegeniiber zu rechtfertigen.

Ferner ergibt sich aus den oben in den Rn. 129 bis 133 dargelegten Erwédgungen im Wesentlichen, dass
die Personen und Organisationen, die an Handlungen beteiligt waren, die die Demokratie, die Achtung
der Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergraben, nur eine
besondere Kategorie der mit den Machthabern in diesem Land verbundenen Personen und
Organisationen bilden. Deshalb ist ihre Aufnahme in Anhang III der Verordnung Nr. 314/2004
gerechtfertigt, obwohl diese Kategorie von Personen und Organisationen in dieser Verordnung nicht
wortlich genannt wird.

Aufgrund dieser Uberlegungen greift das in den Rn. 225 und 226 zusammenfassend wiedergegebene
Vorbringen der Klager nicht durch. Wie sich eindeutig aus dem Urteil Tay Za/Rat (oben in Rn. 119
angefiihrt, Rn. 63) ergibt, konnen restriktive Mafinahmen gemaf; Art. 60 EG und 301 EG oder gemif}
Art. 215 AEUV gegeniiber den Mitgliedern der Regierung Simbabwes, die unzweifelhaft zu den
Machthabern dieses Landes gehoren, und gegeniiber den mit ihnen verbundenen Personen erlassen
werden. Mit einem eventuellen Hinweis auf die konkreten Handlungen von Personen dieser letzteren
Kategorie soll letztlich nur der Nachweis ihrer Eigenschaft als mit den Mitgliedern der Regierung
dieses Landes verbundene Personen erbracht werden. Diese Hinweise sind also weder fiir die
Mitglieder der Regierung noch fiir die mit ihnen verbundenen Personen unerldsslich, wenn sich die
Verbindung Letzterer mit den Mitgliedern der Regierung aus anderen Umstdnden ergibt, wie z. B. aus
den Funktionen, die sie ausiiben oder in der Vergangenheit ausgeiibt haben.

Im Ubrigen bedeutet der Hinweis darauf, dass die betreffenden Regierungsmitglieder zur ZANU-PF
gehoren, nicht, wie die Kldger offensichtlich meinen, dass diese Personen (und die mit ihnen
verbundenen Organisationen) allein wegen ihrer Zugehorigkeit zu einer politischen Partei Sanktionen
unterworfen werden. Denn wie gesagt ist die ZANU-PF nicht irgendeine politische Partei, sondern die
Partei, die zur Zeit der Gewaltakte, Einschiichterungen und Verstofle gegen die Grundrechte des
Volkes von Simbabwe, auf die die Urheber der angefochtenen Rechtsakte zur Rechtfertigung des
Erlasses dieser und der vorangegangenen Rechtsakte verwiesen haben, allein an der Macht war. Ferner
ist darauf hinzuweisen, dass die Regierung der nationalen Einheit, die zur Zeit des Erlasses der
angefochtenen Rechtsakte die Macht in Simbabwe ausiibte, einerseits aus Angehérigen der ZANU-PF
bestand, die im Ubrigen zum groften Teil schon vor der Bildung dieser Regierung Mitglieder der
Regierung von Simbabwe waren, d. h. widhrend der Zeit der Gewaltakte, Einschiichterungen und
Verstofle gegen die Grundrechte, die den Erlass der streitigen restriktiven MafSnahmen rechtfertigten,
und andererseits aus Personen, die von den Oppositionsparteien vorgeschlagen worden waren (siehe
auch oben, Rn. 104, 109 und 110).

Unter diesen Umstdnden ist klar, weshalb mit dem in den angefochtenen Rechtsakten enthaltenen

Hinweis darauf, dass ein von diesen Rechtsakten betroffenes Regierungsmitglied der ZANU-PF oder
der ,ZANU-PF-Fraktion der Regierung angehore, erklirt werden sollte, weshalb gegen dieses
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Regierungsmitglied restriktive MafSnahmen verhdngt wurden, wéihrend gegeniiber anderen Mitgliedern
derselben Regierung, die von der fritheren Opposition vorgeschlagen worden waren, keine
entsprechenden Mafsnahmen erlassen wurden.

Ferner ergibt sich aus den Ausfithrungen in Rn. 110, dass auch nach der Bildung der Regierung der
nationalen Einheit gegeniiber denjenigen Mitgliedern dieser Regierung, die schon vor ihrer Bildung zu
den Machthabern in Simbabwe gehorten, und gegeniiber den mit diesen verbundenen Personen
restriktive MafSnahmen erlassen werden konnten. Was diese Personen betrifft, kann von einem
offensichtlichen Beurteilungsfehler nur dann die Rede sein, wenn die Urheber der angefochtenen
Rechtsakte zu Unrecht angenommen hitten, dass die eine oder andere den streitigen restriktiven
MafSnahmen unterworfene Person ein von der ZANU-PF vorgeschlagenes Regierungsmitglied oder
eine mit einem solchen Mitglied verbundene Person oder Organisation war. In ihrer Klageschrift
stellen die Kldger jedoch keine dahin gehende Behauptung auf.

Zudem haben die Klager das Urteil Tay Za/Rat (oben in Rn. 119 angefiihrt) falsch verstanden, wenn sie
vortragen, der Gerichtshof habe dort ausgefiihrt, dass die Verbindung einer Person oder einer
Organisation mit den Machthabern eines Drittstaats allein nicht ausreiche, um den Erlass restriktiver
Mafsnahmen ihr gegeniiber zu rechtfertigen. In Rn. 63 dieses Urteils hat der Gerichtshof ndmlich
ausdriicklich bestdtigt, ,dass nur solche gegen natiirliche Personen gerichtete MafSnahmen als
restriktive Mafinahmen gegen Drittlinder auf der Grundlage der Art. 60 EG und 301 EG erlassen
werden konnen, die allein auf die Machthaber dieser Linder und mit ihnen verbundene Personen
abzielen“. Ausgeschlossen hat der Gerichtshof die Anwendung solcher Mafinahmen nur gegeniiber
den Familienangehorigen der mit den Machthabern eines Drittstaats verbundenen Personen, wenn sie
allein wegen der familidren Bindung der Betroffenen zu Personen, die mit den Machthabern des
fraglichen Drittstaats verbunden sind, und unabhéngig von ihrem personlichen Verhalten erlassen
werden (siehe oben, Rn. 128).

Zuriickzuweisen ist auch der Hinweis der Kldger darauf, dass in der Begriindung der angefochtenen
Rechtsakte fiir sehr viele von ihnen auf Handlungen in der Vergangenheit und in mehreren Fillen in
einer ziemlich lange zuriickliegenden Vergangenheit Bezug genommen wurde. Nachdem die Urheber
der angefochtenen Rechtsakte beschlossen hatten, auf konkrete Handlungen der einen oder anderen
von diesen Rechtsakten betroffenen Person oder Organisation Bezug zu nehmen, kamen natiirlich nur
in der Vergangenheit liegende Handlungen in Frage. Diese Bezugnahme kann nicht allein deshalb als
rechtsfehlerhaft angesehen werden, weil die fraglichen Handlungen mehr oder weniger lange
zuriickliegen. Mangels gegenteiliger Argumente und Beweise ist davon auszugehen, dass diejenigen,
die in der Vergangenheit personlich an den Gewaltakten und Verstofien gegen die Grundrechte
beteiligt waren, die die Urheber der angefochtenen Rechtsakte denen, die Simbabwe vor der Bildung
der Regierung der nationalen Einheit allein regierten, sowie der politischen Partei, deren Mitglieder sie
waren, ndmlich der ZANU-PF, vorwerfen, im Sinne der oben in Rn. 235 genannten Rechtsprechung
mit den Machthabern dieses Landes ,verbunden“ bleiben, mit der Folge, dass der Erlass restriktiver
Mafsnahmen gegen sie nach dieser Rechtsprechung zuléssig ist.

Das Vorbringen der Kldger, das im Wesentlichen dahin geht, dass die streitigen restriktiven
Mafinahmen gezielt gegen Personen verhdngt worden seien, die in keiner Weise an der Politik der
Regierung von Simbabwe beteiligt gewesen seien und auch keinen Einfluss auf sie gehabt hdtten, und
dies allein aufgrund ihrer Handlungen in der Vergangenheit, kann nur in dem Sinne verstanden
werden, dass die Kldger geltend machen, dass die angefochtenen Rechtsakte zumindest zum Teil
gegen Personen oder Organisationen gerichtet seien, die weder Machthaber von Simbabwe noch mit
diesen verbunden seien.

Bei seiner Untersuchung des dritten Klagegrundes hat das Gericht gepriift, ob die in den
angefochtenen Rechtsakten angegebenen Griinde ausreichen, um den Erlass der fraglichen
MafSnahmen gegeniiber allen Klédgern zu rechtfertigen, und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass dies
der Fall ist (siehe oben, Rn. 155 bis 182). Im Ubrigen haben die Kliger nicht angegeben, wer von
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ihnen von diesem Vorbringen betroffen war. Zudem fallen unter die Kategorie der mit den Mitgliedern
der Regierung eines Drittstaats ,verbundenen Personen“ nicht nur Personen, die an der Ausarbeitung
der Politik dieser Regierung mitwirken und einen Einfluss auf sie haben, sondern auch diejenigen
Personen, die an der Durchfithrung dieser Politik beteiligt sind, namentlich wenn diese in
Gewaltakten, Einschiichterungen und Verstofien gegen die Grundrechte des Volkes besteht. Aus allen
diesen Griinden ist dieses Vorbringen zuriickzuweisen.

Die Klager tragen weiter vor, dass die Namen bestimmter Personen in der Liste der von den
restriktiven MafSnahmen betroffenen Personen gestrichen worden seien, so z. B. die Namen der Kldger
Charumbira, Gambe und Kuruneri, auf die die gegeniiber Simbabwe festgesetzten restriktiven
Mafsnahmen bis 2011 angewandyt, fiir die sie aber in der Folgezeit nicht verlangert worden seien. Die
Personen, fiir die die restriktiven Mafinahmen aufgehoben wurden, seien urspriinglich wegen ihrer
Handlungen in der Vergangenheit in diese Liste aufgenommen worden. Das Vorgehen des Rates und
der Kommission gegeniiber den auf der Liste verbleibenden Personen sei jedoch willkiirlich und
verstofle gegen die Grundsidtze der Rechtssicherheit und der Gleichbehandlung. Zudem hitten die
Behorden des Vereinigten Konigreichs bestdtigt, dass Personen, die nicht mehr mit der ZANU-PF in
Verbindung stiinden, in der fraglichen Liste gestrichen worden seien. Deshalb sei schwer verstandlich,
weshalb bestimmte Personen, die angeblich in der Vergangenheit in unerlaubte Handlungen verwickelt
gewesen seien, weiter auf der fraglichen Liste stiinden, wihrend andere gestrichen worden seien.

Die Griinde, aus denen die drei von den Kldgern im Rahmen dieses Vorbringens genannten Personen
in die Liste der den streitigen restriktiven Mafinahmen unterworfenen Personen aufgenommen
wurden, ergeben sich aus Anhang III der Verordnung Nr. 314/2004 in der Fassung der Verordnung
(EG) Nr. 77/2009 der Kommission vom 26. Januar 2009 zur Anderung der Verordnung Nr. 314/2004
(ABL L 23, S. 5) und aus dem Anhang des Gemeinsamen Standpunkts 2004/161 in der Fassung des
Gemeinsamen Standpunkts 2009/68/GASP des Rates vom 26. Januar 2009 zur Verlingerung der
restriktiven MafSnahmen gegen Simbabwe (ABL L 23, S. 43). Betreffend den Kldger Charumbira heif3t
es in diesen Griinden, dass er ein ,[elhemalige[r] Stellvertretende[r] Minister fiir die
Lokalverwaltungen, offentliche Arbeiten und das nationale Wohnungswesen ... und [e]hemaliges
Regierungsmitglied mit weiterhin engen Beziehungen zur Regierung® sei. Betreffend den Klédger
Gambe heifst es, dass er ,Leiter der Woahlaufsichtskommission® und ,[m]itverantwortlich fiir
Wahlbetrug bei den Wahlen im Jahr 2005 sei. Beziiglich des Kldgers Kuruneri schliefSlich wird in den
beiden genannten Texten angegeben, dass er ,[elhemaliger Minister fiir Finanzen und
Wirtschaftsentwicklung [und] [e]hemaliges Regierungsmitglied mit weiterhin engen Beziehungen zur
Regierung” sei.

Der Rat erklarte auf die ihm im Rahmen einer prozessleitenden Mafinahme gestellte Frage nach den
Griinden, aus denen er die gegen diese drei Personen verhidngten restriktiven MafSnahmen nicht
verldngert hat, im Wesentlichen, dass er ,den Druck auf Simbabwe unter Beriicksichtigung der
Verbesserung der Lage im Lande etwas verringern wollte®.

Es ist darauf hinzuweisen, dass die streitigen restriktiven Mafinahmen nach Art. 6 Abs. 1 der
Verordnung Nr. 314/2004 sowie Art. 4 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 1 des Beschlusses 2011/101 die
Mitglieder der Regierung von Simbabwe und die mit ihnen verbundenen Personen betreffen, wobei
diese letztere Kategorie auch natiirliche Personen umfasst, ,die an Handlungen beteiligt sind, die die
Demokratie, die Achtung der Menschenrechte und die Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft
untergraben®.

Aus diesen Bestimmungen ergibt sich jedoch nicht, dass der Rat und die Kommission verpflichtet sind,
in die Liste der von den genannten MafSnahmen Betroffenen alle Mitglieder der Regierung von
Simbabwe und alle mit diesen verbundenen Personen aufzunehmen. Beriicksichtigt man auflerdem die
oben in Rn. 216 angefithrte Rechtsprechung, so ist vielmehr davon auszugehen, dass diese
Bestimmungen dahin auszulegen sind, dass diese Mafinahmen nicht gegen eine Person verhangt
werden diirfen, die weder Mitglied der Regierung von Simbabwe noch mit einem solchen Mitglied
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verbunden ist, der Rat jedoch, was die Mitglieder der Regierung von Simbabwe und die mit ihnen
verbundenen Personen angeht, iiber ein weites Ermessen verfiigt, das es ihm erméglicht, gegen eine
solche Person keine derartigen Mafinahmen zu verhdngen, wenn er dies im Hinblick auf deren Zweck
nicht fiir angezeigt hélt.

Die Griinde, aus denen die restriktiven Mafinahmen, um die es hier geht, fiir andere Personen nicht
verlangert wurden, sind fiir den Fall der Kldger unerheblich.

Von einem offensichtlichen Beurteilungsfehler beim Erlass der angefochtenen Rechtsakte gegeniiber
den Kldgern kann ndmlich nur dann die Rede sein, wenn sie nachweislich entweder auf einer falschen
tatsdchlichen Grundlage beruhen oder wenn die den Kldgern zur Last gelegten Tatsachen zwar
zutreffen, die Auffassung des Rates, dass die streitigen restriktiven Mafinahmen ihnen gegeniiber
aufrechterhalten werden miissten, jedoch auf einem offensichtlichen Beurteilungsfehler beruht. Was
die erste Hypothese betrifft, so bestreiten die Kldger in der Klageschrift nicht die sachliche Richtigkeit
der ihnen in den streitigen Rechtsakten zur Last gelegten Tatsachen (siehe auch unten, Rn. 261
bis 263). Was die zweite Hypothese angeht, so erldutern die Klager nicht, aus welchen Griinden der
Rat die gegen sie erlassenen restriktiven Mafinahmen nicht hitte verlangern sollen.

Die unbestimmte und allgemeine Berufung auf die Grundsitze der Gleichbehandlung und der
Rechtssicherheit kann diese Liicken in der Argumentation der Kldger nicht schlieflen.

Nach stindiger Rechtsprechung verlangt der Grundsatz der Gleichbehandlung, dass gleiche
Sachverhalte nicht unterschiedlich und unterschiedliche Sachverhalte nicht gleich behandelt werden,
es sei denn, dass eine solche Behandlung objektiv gerechtfertigt ist (vgl. Urteil Bank Melli Iran/Rat,
oben in Rn. 192 angefithrt, Rn. 56 und die dort angefiithrte Rechtsprechung). Die Kliger erklaren
jedoch nicht, inwiefern ihre Lage mit der Lage derjenigen Personen vergleichbar ist, fiir die die
restriktiven MafSnahmen nicht verldngert wurden.

Wenn die Nichtverlaingerung gegeniiber diesen anderen Personen auf triftigen Griinden beruht,
miissten die Kldger angeben, welches diese Griinde waren und warum sie auch fiir sie gelten sollen. In
diesem Fall wire ein Vergleich mit der Lage anderer Personen und somit die Berufung auf den
Gleichbehandlungsgrundsatz iiberfliissig. Wenn es namlich triftige Griinde dafiir gibt, dass die
restriktiven MafSnahmen den Klégern gegeniiber nicht hitten verldngert werden diirfen, reicht dies
allein fiir die Nichtigerkldrung der angefochtenen Rechtsakte aus, ohne dass es darauf ankommt, wie
der Rat andere urspriinglich von denselben restriktiven MafSnahmen betroffene Personen behandelt
hat.

Gab es dagegen fiir die Nichtverlangerung der fraglichen restriktiven MafSnahmen gegeniiber anderen
Personen keinen triftigen Grund, so ldge eine rechtswidrige Handlung des Rates vor, aus der die
Klager keinen Nutzen ziehen konnten. Denn nach stindiger Rechtsprechung muss der Grundsatz der
Gleichbehandlung mit dem Gebot rechtméfligen Handelns, wonach sich niemand zu seinem Vorteil
auf eine gegeniiber anderen begangene Rechtsverletzung berufen kann, in Einklang gebracht werden
(vgl. Urteil Bank Melli Iran/Rat, oben in Rn. 192 angefithrt, Rn. 59 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Ebenso geniigt beziiglich der Berufung der Klager auf den Grundsatz der Rechtssicherheit die
Feststellung, dass sie keinerlei Erklirung dafir geben, weshalb dieser Grundsatz durch die
Verldngerung der restriktiven Mafinahmen ihnen gegeniiber verletzt worden sein soll. Insbesondere
tragen sie nicht vor, dass sie angesichts der zur Zeit des Erlasses der angefochtenen Rechtsakte
geltenden Bestimmungen zu Recht erwarten konnten, dass die restriktiven MafSnahmen ihnen
gegeniiber nicht verldngert wiirden.
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Im Ergebnis gibt das in der Klageschrift enthaltene Vorbringen zur Stiitzung des zweiten Klagegrundes
nichts dafiir her, dass die angefochtenen Rechtsakte aus irgendeinem Grund rechtswidrig sind oder auf
einem offensichtlichen Beurteilungsfehler beruhen.

Zu den in der Erwiderung enthaltenen Riigen und Argumenten

Um die Stichhaltigkeit der Griinde, auf die die Urheber der angefochtenen Rechtsakte den Erlass der
streitigen restriktiven MafSnahmen stiitzten, in Abrede zu stellen, haben die Kldger in der Erwiderung
andere Argumente vorgebracht. Im Folgenden sind die Zuldssigkeit und gegebenenfalls die
Begriindetheit dieser Argumente zu priifen. Dabei ist zwischen den fiir die natiirlichen und den fiir
die juristischen Personen vorgebrachten Argumenten zu unterscheiden.

— Zu den Klégern, bei denen es sich um natiirliche Personen handelt

In einem Teil der Erwiderung mit der Uberschrift ,Das von den Beklagten befolgte Verfahren“ wird
ausgefiihrt, der Rat und die Kommission vermuteten zu Unrecht, dass die Klager die Stichhaltigkeit der
Griinde, die fir die Aufnahme ihrer Namen in die Liste der von den restriktiven MafSnahmen
Betroffenen angegeben wurden, nicht anzweifelten. Die Kldager haben ihrer Erwiderung
»Zeugenaussagen“ als Anlage beigefiigt, die 40 von ihnen aufgesetzt hatten, und vorgetragen, dass
diese Aussagen ihnen zum ersten Mal Gelegenheit gegeben hitten, ihre Meinung zu ihrer
namentlichen Nennung in den angefochtenen Mafinahmen und zu den Dokumenten in Anhang B.19
der Klagebeantwortung des Rates zu duflern. In diesen Aussagen bestreiten die betreffenden Klager die
Behauptungen, die in der Begriindung der angefochtenen Rechtsakte iiber sie gemacht wurden. Einigen
dieser Aussagen sind Anlagen beigefiigt.

Die Klager tragen weiter vor, die meisten von ihnen, die diese Aussagen gemacht hitten, hitten die
Informationen, aufgrund deren ihre Namen in die Liste der von den restriktiven Mafisnahmen
betroffenen Personen aufgenommen worden seien, ebenso wie die Dokumente in Anhang B.19 der
Klagebeantwortung des Rates nie zuvor gesehen. Die ,Quellen oder Daten“ der diesen Anhang
bildenden Dokumente, die offensichtlich zum grofien Teil von ihren politischen Gegnern stammten,
seien ihnen unbekannt. Jedenfalls verursachten die iiber sie aufgestellten Behauptungen ihnen einen
schweren Schaden, seien vollig haltlos und wegen ihrer Ungenauigkeit mit grofitem Nachdruck zu
bestreiten.

Diejenigen von ihnen, die Aussagen gemacht hitten, hétten in einer Reihe von Fillen ferner erklért,
dass sie im Rahmen der Regierung der nationalen Einheit eng mit der Partei MDC
zusammengearbeitet hdtten und deshalb nicht verstehen konnten, weshalb die streitigen restriktiven
Mafsnahmen gegen sie erlassen worden seien, nicht aber gegen Angehorige des MDC, die
vergleichbare Posten in der Regierung bekleidet hitten.

Weiter machen die Kldger in dem Teil ihrer Erwiderung, in dem sie auf die ,offensichtlichen
Beurteilungsfehler” eingehen, geltend, der Rat und die Kommission hdtten nicht nachgewiesen, dass
die Aufnahme ihrer Namen in die Liste der von den fraglichen restriktiven Mafinahmen betroffenen
Personen und Organisationen gerechtfertigt gewesen sei. Im Ubrigen wiederholen sie in diesem Teil
der Erwiderung im Wesentlichen ihr Vorbringen zur Stiitzung des zweiten Klagegrundes, das bereits
untersucht worden ist (siehe oben, Rn. 228 bis 251).

Somit bestreiten die Klager in ihrer Erwiderung klar die sachliche Richtigkeit der Tatsachen, die in den
angefochtenen Rechtsakten zur Rechtfertigung des Erlasses der angefochtenen MafSnahmen gegen sie
angefiihrt wurden. Ebenso klar enthalten jedoch die in den Rn. 224 bis 227 zusammenfassend
wiedergegebenen Argumente, die in der Klageschrift zur Stiitzung des zweiten Klagegrundes
vorgebracht worden sind, kein solches Bestreiten.
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Hauptséchlich aus diesen Griinden hilt der Rat diesen Teil des Vorbringens der Klédger fiir unzuldssig.
Die Kommission erhebt keine Einrede der Unzuldssigkeit gegen diesen Teil des Vorbringens der
Kldger, weist jedoch darauf hin, dass diese die sachliche Richtigkeit der in der Begriindung der
angefochtenen Rechtsakte iiber sie aufgestellten Behauptungen erstmals in der Erwiderung bestritten
hitten.

Die Klager haben auf die im Rahmen einer prozessleitenden Mafinahme ergangene Aufforderung, auf
die in Rn. 258 wiedergegebenen Argumente zu antworten, daran erinnert, dass sie in der Klageschrift
einen offensichtlichen Beurteilungsfehler geriigt und zugleich deutlich darauf hingewiesen hétten, dass
die in den angefochtenen Rechtsakten enthaltenen Behauptungen ungenau und nicht substantiiert
seien, so dass es ihnen unmoglich sei, sachlich dazu Stellung zu nehmen. IThnen kénne kein Vorwurf
gemacht werden, da die streitigen restriktiven MafSnahmen aufler dem ersten Kldger keinem von
ihnen zugestellt worden seien. Im Ubrigen hitten sie beim Rat das ,Material“ angefordert, auf das die
in den angefochtenen Rechtsakten iiber sie aufgestellten Behauptungen gestiitzt worden seien, und
hitten zu diesen Behauptungen inhaltlich Stellung genommen, nachdem sie von den Erldauterungen
des Rates in seiner Klagebeantwortung und den von ihm vorgelegten Beweisen Kenntnis genommen
hitten.

Das Gericht weist darauf hin, dass nach Art. 48 § 2 Abs. 1 der Verfahrensordnung neue Angriffs- und
Verteidigungsmittel im Laufe des Verfahrens nicht mehr vorgebracht werden konnen, es sei denn, sie
werden auf rechtliche oder tatsichliche Griinde gestiitzt, die erst wihrend des Verfahrens zutage
getreten sind. Ein Angriffsmittel, das eine Erweiterung eines bereits vorher — unmittelbar oder implizit
— in der Klageschrift vorgetragenen Angriffsmittels darstellt und einen engen Zusammenhang mit
diesem aufweist, ist jedoch fiir zulédssig zu erkldren. Auch konnen Argumente, die inhaltlich in engem
Zusammenhang mit einem in der Klageschrift geltend gemachten Klagegrund stehen, nicht als neue
Angriffs- oder Verteidigungsmittel angesehen werden und deshalb noch in der Erwiderung oder in
der miindlichen Verhandlung vorgebracht werden (vgl. Urteil des Gerichts vom 12. September 2012,
Italien/Kommission, T-394/06, Rn. 48 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

In der vorliegenden Rechtssache haben die Klager in der Klageschrift nicht behauptet, dass die in der
Begriindung der  angefochtenen  Rechtsakte  iiber jeden von  ihnen  aufgestellten
Tatsachenbehauptungen falsch seien. Anders ausgedriickt haben die Kldger in der Klageschrift die
sachliche Richtigkeit der fraglichen Tatsachen nicht bestritten, was, wie oben in Rn. 221 dargelegt,
eine Voraussetzung fiir die Nachpriifung ihrer sachlichen Richtigkeit durch den Unionsrichter ist. Mit
dem zweiten Klagegrund, wie er in der Klageschrift vorgebracht worden ist, wurde den Urhebern der
angefochtenen Rechtsakte insofern ein offensichtlicher Irrtum vorgeworfen, als sie gemeint hétten,
dass die in diesen Rechtsakten fiir jeden Kléger angegebenen Griinde den Erlass der streitigen
restriktiven MafSnahmen gegen ihn rechtfertigten. Ein Klagegrund, mit dem ein solcher Irrtum — ob
es sich dabei nun um einen Rechtsirrtum oder um einen offensichtlichen Beurteilungsfehler handelt —
geltend gemacht wird, ist von einem Klagegrund zu unterscheiden, durch den die sachliche Richtigkeit
der fraglichen Griinde bestritten wird. Er stellt keine Erweiterung dieses Klagegrundes dar und weist
auch keinen engen Zusammenhang mit ihm auf.

Das vorstehend angefiihrte, in der Erwiderung enthaltene Vorbringen der Kldger kann auch nicht mit
einigen in der Klageschrift enthaltenen Ausfithrungen zum ersten und vierten Klagegrund (siehe oben,
Rn. 81, 82, 90, 108 und 185) in Zusammenhang gebracht werden, denn mit diesen beiden
Klagegriinden soll nicht die Begriindetheit der angefochtenen Rechtsakte, genauer die sachliche
Richtigkeit der dort angegebenen Griinde, in Frage gestellt werden, sondern das Bestehen einer
geeigneten Rechtsgrundlage fiir ihren Erlass bzw. die Wahrung der Verteidigungsrechte. Abgesehen
davon ist festzustellen, dass die Kldger in den Teilen der Klageschrift, die die oben in den Rn. 81
und 185 zusammenfassend wiedergegebenen Argumente enthalten, zwar das Fehlen von Beweisen fiir
die in der Begriindung der angefochtenen Rechtsakte erhobenen ,Beschuldigungen” riigen, aber nicht
vortragen, dass diese ,Beschuldigungen® sachlich falsch seien, und sie erst recht nicht im Einzelnen
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substantiiert bestreiten. Ein solches detailliertes Bestreiten ist umso notwendiger, als es hier um
zahlreiche Kldger geht und in den angefochtenen Rechtsakten sehr verschiedene Griinde angegeben
werden.

Sonach ist das zum ersten Mal in der Erwiderung geltend gemachte Vorbringen der Klidger, mit dem
sie die sachliche Richtigkeit der Begriindung der angefochtenen Rechtsakte bestreiten, ein neues
Angriffsmittel. Dieses wird nicht auf rechtliche oder tatsichliche Griinde gestiitzt, die erst wahrend
des Verfahrens zutage getreten sind, da die Griinde, die in den angefochtenen Rechtsakten fiir jeden
Klager angegeben wurden, den Kldgern bei Klageerhebung bekannt waren und es ihnen freistand, die
sachliche Richtigkeit dieser Griinde zu bestreiten.

Zu einem anderen Ergebnis kann entgegen dem Vorbringen der Kldger auch nicht der Umstand
fithren, dass der Rat Anhang B.19 seiner Klagebeantwortung und seine Antwort auf das oben in
Rn. 19 genannte Ersuchen der Kldger erst im Laufe des Verfahrens eingereicht hat. Die Klédger
bestreiten ndmlich mit ihren erstmalig in der Erwiderung vorgebrachten Argumenten nicht die
Glaubhaftigkeit oder den Aussagewert des einen oder anderen Beweises, auf den die in den
angefochtenen Rechtsakten angegebenen Griinde gestiitzt wurden, sondern die sachliche Richtigkeit
dieser Griinde selbst. Da die Kldger bereits vor Klageerhebung von diesen Rechtsakten Kenntnis erlangt
hatten, konnten sie die sachliche Richtigkeit dieser Griinde ohne Weiteres schon in der Klageschrift
bestreiten, auch wenn sie die dafiir beigebrachten Beweise nicht kannten. Der in Rn. 219 genannten
Rechtsprechung zufolge muss der Unionsrichter im Fall eines solchen Bestreitens die zustindige
Behorde zur Vorlage der fraglichen Beweise auffordern und priifen, ob diese die Begriindung stiitzen.
Die Klageschrift enthélt jedoch kein solches Bestreiten.

Die Feststellung, dass die Klager die sachliche Richtigkeit der Griinde, die in den angefochtenen
Rechtsakten fiir jeden von ihnen angegeben waren, schon in der Klageschrift hdtten bestreiten
konnen, erweist sich als umso richtiger, wenn man beriicksichtigt, dass diese Griinde die Posten, die
die Klager in der Regierung oder in der offentlichen Verwaltung von Simbabwe bekleideten, oder aber
ihre angeblichen Handlungen betrafen. Selbst wenn man annehmen wollte, dass keinem der Klédger die
Beweise fiir die in den angefochtenen Rechtsakten gegen ihn angefithrten Griinde bekannt waren, war
doch jeder von ihnen ohne Weiteres in der Lage, durch blofle Lektiire der ihn betreffenden Griinde
festzustellen, ob sie zutrafen oder nicht, und im letzteren Fall ihre sachliche Richtigkeit bereits in der
Klageschrift zu bestreiten.

Folglich ist das Vorbringen, mit dem die klagenden natiirlichen Personen in der Erwiderung die
sachliche Richtigkeit der Griinde, mit denen der Erlass der restriktiven Mafinahmen gegen sie
gerechtfertigt wurde, bestreiten, unzuldssig und ohne Priifung seiner Begriindetheit zuriickzuweisen.

— Zu den Klédgern, bei denen es sich um juristische Personen handelt

Da die Kldger in ihrem oben in Rn. 253 zusammenfassend wiedergegebenen Vorbringen in ihrer
Erwiderung keinen Unterschied zwischen den natiirlichen und den juristischen Personen gemacht
haben, ist davon auszugehen, dass sie in der Erwiderung auch die sachliche Richtigkeit derjenigen
Griinde bestreiten, auf die die Aufnahme der klagenden juristischen Personen in die Liste der von den
streitigen restriktiven MafSnahmen betroffenen Organisationen gestiitzt wurde. Aus den bereits
dargelegten Griinden (siehe oben, Rn. 260 bis 266) ist diese Argumentation als zu spit vorgebracht
und deshalb unzuldssig zuriickzuweisen.

Die Klager machen in der Erwiderung noch eine Reihe anderer Argumente betreffend die

Rechtmaéfligkeit des Erlasses der fraglichen restriktiven MafSnahmen gegeniiber juristischen Personen
geltend.
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Sie weisen darauf hin, dass Art. 6 Abs. 1 der Verordnung Nr. 314/2004 und Art. 5 des Beschlusses
2011/101 das Einfrieren von Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen von juristischen Personen
vorsdhen, die mit den Mitgliedern der Regierung von Simbabwe verbunden seien oder ,die an
Handlungen beteiligt sind, die die Demokratie, die Achtung der Menschenrechte und die
Rechtsstaatlichkeit in Simbabwe ernsthaft untergraben®. Folglich seien die Urheber der angefochtenen
Rechtsakte nicht befugt gewesen, die Gelder von Organisationen einzufrieren, die angeblich mit -
ihrerseits mit der Regierung verbundenen - Personen oder Organisationen, mit der Regierung
allgemein, mit einer Fraktion der Regierung oder mit einem Ministerium verbunden seien.

Gestiitzt auf dieses Vorbringen wenden sich die Kldger erstens gegen das Einfrieren der Gelder der
113. Klégerin, Divine Homes. Diese sei angeblich mit einer Person verbunden, die ihrerseits mit der
Regierung verbunden sein solle, ndmlich mit dem sechsten Kldger, David Chapfika. Selbst wenn dieser
mit der Regierung verbunden wire, was nicht zutreffe, wiirde diese Eigenschaft allein nicht ausreichen,
um das Einfrieren der Gelder der 113. Kldgerin zu rechtfertigen.

Zweitens werde in den angefochtenen Rechtsakten kein Regierungsmitglied genannt, mit dem die 115.
bis 121. Kldgerinnen, Jongwe Printing, M & S Syndicate (Private) Ltd, Osleg, Swift Investments
(Private) Ltd, Zidco Holdings (Private) Ltd, Zimbabwe Defence Industries oder Zimbabwe Mining
Development, angeblich verbunden seien. Deshalb sei die wesentliche Voraussetzung fiir die
Aufnahme dieser Organisationen unter die von den streitigen restriktiven MafSnahmen Betroffenen
nicht erfillt.

Drittens ergebe sich aus der Rechtsprechung des Gerichts, dass die in den angefochtenen Rechtsakten
zur Rechtfertigung des Einfrierens der Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen der in Rede stehenden
Organisationen angegebenen Griinde unzureichend seien. Die Urheber der angefochtenen Rechtsakte
hitten in jedem Einzelfall priifen miissen, inwieweit es sich bei jeder Organisation um eine im
Eigentum oder unter der Kontrolle stehende Organisation gehandelt habe und gegebenenfalls wie die
Kontrolle geartet und ob sie fiir die streitigen restriktiven Mafsnahmen relevant gewesen sei. Eine
solche Priifung sei fiir die genannten Organisationen nicht erfolgt.

Schliefllich sei viertens dem Rat vorgeschlagen worden, den Namen von Zimbabwe Mining
Development in der Liste der von den streitigen restriktiven Mafinahmen betroffenen Organisationen
zu streichen; der Rat und die Kommission hdtten nicht erklart, weshalb dieser Vorschlag letztlich
nicht angenommen worden sei.

Auf die ihnen im Rahmen einer prozessleitenden MafSnahme gestellte Frage, an welchen in der
Klageschrift geltend gemachten Klagegrund diese Argumente ankniipften und ob es gegebenenfalls
erst wihrend des Verfahrens zutage getretene rechtliche oder tatsdchliche Griinde gab, die es
rechtfertigten, sie erstmalig in der Erwiderung vorzubringen, haben die Klager geantwortet, dass diese
Argumente an die ersten drei Klagegriinde ankniipften und dass sie im Ubrigen eine Antwort auf
bestimmte vom Rat in der Klagebeantwortung vorgebrachte Argumente enthielten.

Mit dem oben in den Rn. 272 und 273 zusammenfassend wiedergegebenen Vorbringen wird im
Wesentlichen eine Frage aufgeworfen, die sich auf die ausreichende Begriindung der angefochtenen
Rechtsakte bezieht, die der Gerichtshof gegebenenfalls von Amts wegen priifen muss (vgl. Urteil des
Gerichtshofs vom 2. April 1998, Kommission/Sytraval und Brink’s France, C-367/95 P, Slg. 1-1719,
Rn. 67 und die dort angefiihrte Rechtsprechung). Somit ist die Begriindetheit dieses Vorbringens zu
priifen.

Die Klager berufen sich zur Stiitzung ihres in Rn. 272 zusammenfassend wiedergegebenen Arguments
auf die Urteile des Gerichts vom 9. Juli 2009, Melli Bank/Rat (T-246/08 und T-332/08, Slg. 2009,
11-2629), vom 7. Dezember 2011, HTTS/Rat (T-562/10, Slg. 2011, 11-8087), und vom 26. Oktober
2012, CF Sharp Shipping Agencies/Rat (T-53/12). Ihr Vorbringen findet jedoch in keinem dieser
Urteile eine Stiitze.
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Zwar trifft es zu, dass das Gericht im Urteil Melli Bank/Rat (oben in Rn. 276 angefiihrt, Rn. 146)
ausgefithrt hat, dass die Bestimmung, um die es in dieser Rechtssache ging, es erforderlich machte, im
Einzelfall zu beurteilen, ob die betreffende Einrichtung eine ,im Eigentum oder unter der Kontrolle
stehende” Einrichtung war, und dass sich die Begriindungspflicht, der der Urheber dieser Mafsnahme
nachzukommen hatte, abgesehen von der Angabe der Rechtsgrundlage fiir die erlassene MafSnahme
genau auf diesen Umstand erstreckte. Unabhéngig davon, dass dieses Urteil die Auslegung und die
Anwendung einer anderen Bestimmung als der, um die es hier geht, betraf, ist jedoch auf jeden Fall
festzustellen, dass die Urheber der angefochtenen Rechtsakte in der vorliegenden Rechtssache jeden
Einzelfall untersucht und die angefochtenen Rechtsakte anhand der Ergebnisse dieser Untersuchung
begriindet haben.

Wie im Rahmen der Priifung des dritten Klagegrundes ausgefiihrt worden ist, wurde die Aufnahme der
Namen aller Kldger einschliefllich der 121. Kldgerin, Zimbabwe Mining Development, in die Liste der
von den restriktiven Mafinahmen betroffenen Personen und Organisationen in den angefochtenen
Rechtsakten ausreichend begriindet. Tatsachlich enthalten diese fiir jeden Kldger, sowohl fiir die
natiirlichen als auch fiir die juristischen Personen, die genauen und besonderen Griinde fiir den Erlass
der streitigen restriktiven Mafinahmen ihm gegeniiber. Im Ubrigen waren die Urheber der
angefochtenen Rechtsakte nicht verpflichtet, gesondert zu begriinden, weshalb sie dem Vorschlag, den
Namen der 121. Klédgerin in dieser Liste zu streichen, nicht gefolgt sind.

Aufgrund dieser Uberlegung hatte das Gericht iibrigens in Rn. 146 des Urteils Melli Bank/Rat (oben in
Rn. 276 angefiihrt) das Vorbringen des Rates zuriickgewiesen, dass es nicht erforderlich sei, in den
Beschliissen, um die es in jener Rechtssache ging, die Namen der im Eigentum oder unter der
Kontrolle stehenden Einrichtungen, deren Gelder eingefroren worden waren, zu nennen. Diese
Uberlegung ist deshalb fiir die vorliegende Rechtssache unerheblich, in der die Namen aller
Organisationen, gegen die die streitigen restriktiven Mafinahmen verhdngt wurden, in den
angefochtenen Rechtsakten genau angegeben wurden.

In den anderen beiden Urteilen, auf die sich die Kldger berufen, hat das Gericht die angefochtenen
Rechtsakte wegen Verletzung der Begriindungspflicht fiir nichtig erklart. Hier ist jedoch im Rahmen
der Priifung des dritten Klagegrundes bereits entschieden worden, dass die angefochtenen Rechtsakte
allen Klagern gegeniiber ausreichend begriindet sind. Somit kommt es auch auf diese beiden Urteile
fiir die vorliegende Rechtssache nicht an.

Die oben in den Rn. 269 und 270 zusammenfassend wiedergegebenen Argumente weisen einen
Zusammenhang mit dem oben in Rn. 237 wiedergegebenen Vorbringen zum zweiten Klagegrund auf.
Sie bilden deshalb eine Erweiterung des zweiten Klagegrundes und sind zuléssig.

In der Sache selbst greifen diese Argumente jedoch nicht durch. Sie gehen im Wesentlichen dahin,
dass nur diejenigen Organisationen als mit den Mitgliedern der Regierung von Simbabwe im Sinne des
Art. 6 Abs. 1 der Verordnung Nr. 314/2004 und des Art. 5 des Beschlusses 2011/101 verbunden
angesehen werden konnen, die in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle stehen. Dem kann
jedoch nicht gefolgt werden. Eine Auslegung dieser beiden Bestimmungen dahin gehend, dass auch
solche Organisationen, die im Eigentum oder unter der Kontrolle von natiirlichen (oder gegebenenfalls
juristischen) Personen stehen, die mit Mitgliedern der Regierung von Simbabwe verbunden sind, den
dort vorgesehenen restriktiven MafSnahmen unterworfen werden konnen, ist mit ihrem Wortlaut vollig
vereinbar. Dasselbe gilt fiir die Auslegung, wonach die Organisationen, die im Eigentum oder unter der
Kontrolle der Regierung von Simbabwe selbst stehen, als im Sinne dieser beiden Bestimmungen mit
den Mitgliedern dieser Regierung verbunden anzusehen sind.

Dies ist auch die einzige Auslegung der genannten Bestimmungen, die mit dem Zweck der fraglichen
restriktiven MafSnahmen (siehe oben, Rn. 97) vereinbar ist. Wollte man der von den Kliagern
befiirworteten Auslegung folgen, so bestiinde die Gefahr, dass diese Mafinahmen zum grofSen Teil
oder vollstindig ihre praktische Wirksamkeit verloren. Es wire in der Tat widerspriichlich, wenn das
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Geld und die wirtschaftlichen Ressourcen einer mit den Mitgliedern der Regierung von Simbabwe
verbundenen Person eingefroren wiirden, ohne dass diese MafSnahme auf die von dieser natiirlichen
Person unmittelbar oder mittelbar kontrollierten Organisationen erstreckt werden konnte. In diesem
Fall wire es fiir die betreffende natiirliche Person sehr einfach, dem durch die restriktiven
Mafsnahmen angeordneten Einfrieren der Gelder durch die Einschaltung von unter ihrer Kontrolle
stehenden juristischen Personen oder anderen Organisationen zu entgehen. Das Gleiche wiirde gelten,
wenn man davon ausginge, dass die genannten Bestimmungen nicht das Einfrieren von Geldern und
wirtschaftlichen Ressourcen solcher Organisationen zulassen, die unmittelbar von der Regierung oder
dem Staat von Simbabwe kontrolliert werden.

Nach alledem ist der zweite Klagegrund zuriickzuweisen.

Zum  fiinften  Klagegrund:  VerstofS gegen die  Grundrechte der  Kliger und den
VerhdltnismdfSigkeitsgrundsatz

Der grofite Teil des klagerischen Vortrags zu diesem Klagegrund besteht in der Bezugnahme auf die
Rechtsprechung und auf verschiedene Texte, ndmlich die Charta der Grundrechte, die Charta der
Vereinten Nationen, das Dokument 15114/05 des Rates vom 2. Dezember 2005 mit dem Titel
sLeitlinien zur Umsetzung und Bewertung restriktiver Mafinahmen (Sanktionen) im Rahmen der
Gemeinsamen Auflen- und Sicherheitspolitik der EU“ die oben in Rn. 210 genannte Stellungnahme
des Europiischen Datenschutzbeauftragten und den Bericht des Independent Reviewer of Terrorism
Legislation (Unabhéngiger Priifer der Antiterrorgesetzgebung des Vereinigten Konigreichs).

Im Wesentlichen riigen die Kldger ziemlich knapp gefasst einen Verstof$ gegen ihre Grundrechte und
gegen den Verhaltnismafligkeitsgrundsatz. Sie nehmen Bezug auf ihr bereits im Rahmen der Priifung
des ersten Klagegrundes (siehe oben, Rn. 106) untersuchtes Vorbringen, dass die streitigen restriktiven
Mafsnahmen kein legitimes Ziel der GASP verfolgten, und tragen vor, selbst wenn dies der Fall wire,
seien sie unverhdltnisméflig. Zur Stiitzung dieses Vorbringens berufen sie sich kurz und biindig auf
Argumente, die oben schon untersucht und zuriickgewiesen worden sind. Sie tragen insbesondere vor,
einigen von ihnen sei in den angefochtenen Rechtsakten nicht einmal vorgeworfen worden, zur Zeit
des Erlasses der fraglichen MafSnahmen fiir die Politik der Regierung von Simbabwe verantwortlich
gewesen zu sein oder einen Einfluss auf sie ausgelibt zu haben. Ferner seien die angefochtenen
Rechtsakte auch insofern unzureichend begriindet, als ihre Urheber nicht erklart hétten, inwiefern die
streitigen restriktiven MafSnahmen zur Verwirklichung irgendeines legitimen Ziels der GASP beitragen
konnten. Zudem werde im Rahmen des GPA zur Authebung der restriktiven MafSnahmen aufgefordert.
Eine weitere Priifung dieser Argumente eriibrigt sich, da sie sich weitgehend mit den viel eingehender
begriindeten Argumenten iiberschneiden, die im Rahmen der ersten drei Klagegriinde vorgebracht
worden sind. Aus den bereits bei der Untersuchung dieser Klagegriinde dargelegten Griinden sind
auch diese Argumente zuriickzuweisen, die im Ubrigen mit dem Verhéltnismifiigkeitsgrundsatz nichts
zu tun haben.

Zur Stiitzung ihres Vorbringens, dass die fraglichen restriktiven Mafinahmen unverhiltnisméaflig seien,
riigen die Kldger ferner deren weitreichende Wirkung, deren schwerwiegende Auswirkungen in
wirtschaftlicher Hinsicht und in Bezug auf ihren Ruf sowie die Natur der in der Begriindung der
angefochtenen Rechtsakte gegen sie erhobenen Beschuldigungen.

Da sich die Kldger im Rahmen ihres Vorbringens, wenn auch teilweise nur durch einen Verweis, ferner
auf andere Texte, auf die Achtung des Privat- und Familienlebens, auf die unternehmerische Freiheit
und auf das Eigentum berufen, ist darauf hinzuweisen, dass nach Art. 7 der Grundrechtecharta ,[jlede
Person ... das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung sowie ihrer

ECLLEU:T:2015:222 51



289

290

291

292

293

294

295

URTEIL VOM 22. 4. 2015 — RECHTSSACHE T-190/12
TOMANA U. A. / RAT UND KOMMISSION

Kommunikation“ hat. Auflerdem heifdt es in Art. 16 der Charta: ,Die unternehmerische Freiheit wird
nach dem Unionsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten anerkannt.”
Art. 17 Abs. 1 der Charta bestimmt schlieflich:

»Jede Person hat das Recht, ihr rechtmiflig erworbenes Eigentum zu besitzen, zu nutzen, dariiber zu
verfiigen und es zu vererben. Niemandem darf sein Eigentum entzogen werden, es sei denn aus
Griinden des offentlichen Interesses in den Fillen und unter den Bedingungen, die in einem Gesetz
vorgesehen sind, sowie gegen eine rechtzeitige angemessene Entschddigung fiir den Verlust des
Eigentums. Die Nutzung des Eigentums kann gesetzlich geregelt werden, soweit dies fiir das Wohl der
Allgemeinheit erforderlich ist.

In der vorliegenden Rechtssache fithren die durch die angefochtenen Rechtsakte angeordneten
restriktiven Mafisnahmen unbestreitbar dazu, dass die Kldger in der Ausiibung der oben genannten
Grundrechte eingeschrénkt werden (siehe in diesem Sinne Urteil Kadi und Al Barakaat International
Foundation/Rat und Kommission, oben in Rn. 119 angefiihrt, Rn. 358, und Urteil des Gerichts vom
28. Mai 2013, Trabelsi u. a./Rat, T-187/11, Rn. 76).

Nach stidndiger Rechtsprechung geniefen diese Grundrechte im Unionsrecht jedoch keinen
uneingeschriankten Schutz, sondern sie miissen im Hinblick auf ihre gesellschaftliche Funktion
gesehen werden (vgl. in diesem Sinne Urteil des Gerichtshofs vom 28. November 2013,
Rat/Manufacturing Support & Procurement Kala Naft, C-348/12 P, Rn. 121, und Urteil Makhlouf/Rat,
oben in Rn. 204 angefiihrt, Rn. 99 und die dort angefiihrte Rechtsprechung). Folglich kann die
Ausiibung dieser Rechte Beschriankungen unterworfen werden, sofern diese tatsichlich dem
Gemeinwohl dienenden Zielen der Union entsprechen und nicht einen im Hinblick auf den verfolgten
Zweck unverhédltnismifligen und nicht tragbaren Eingriff darstellen, der die so gewéhrleisteten Rechte
in ihrem Wesensgehalt antasten wiirde (vgl. Urteil Makhlouf/Rat, oben in Rn. 204 angefiihrt, Rn. 97
und die dort angefithrte Rechtsprechung).

Insoweit heifft es namentlich in Art. 52 Abs. 1 der Grundrechtecharta: ,Jede Einschriankung der
Austibung der in dieser Charta anerkannten Rechte und Freiheiten muss gesetzlich vorgesehen sein
und den Wesensgehalt dieser Rechte und Freiheiten achten. Unter Wahrung des Grundsatzes der
Verhiltnisméfligkeit diirfen Einschrinkungen nur vorgenommen werden, wenn sie erforderlich sind
und den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder den
Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer tatsichlich entsprechen.”

Die Einschriankung der Ausiibung der vorgenannten Grundrechte der Klédger ist jedoch als ,gesetzlich
vorgesehen“ anzusehen, da, wie sich aus den obigen Ausfiihrungen zum ersten und zum zweiten
Klagegrund ergibt, die Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 1 der Verordnung Nr. 314/2004 sowie von
Art. 4 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 1 des Beschlusses 2011/101 erfiillt sind.

Im Ubrigen ergibt sich aus der Priifung des ersten Klagegrundes, dass die fraglichen Mafinahmen der
Verwirklichung der von der Union anerkannten dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder den
Erfordernissen des Schutzes der Rechte und Freiheiten anderer tatsdchlich entsprechen (siehe oben,
Rn. 93).

Unter diesen Umstdnden kann der vorliegende Klagegrund nur dahin verstanden werden, dass die
Klager damit einen Verstofs gegen den Verhidltnisméfligkeitsgrundsatz geltend machen, dessen
Beachtung in Art. 52 Abs. 1 der Grundrechtecharta vorgeschrieben ist.

Nach dem Grundsatz der Verhiltnismafligkeit als allgemeinem Grundsatz des Unionsrechts diirfen die
Handlungen der Unionsorgane nicht die Grenzen dessen iiberschreiten, was zur Erreichung der mit
der fraglichen Regelung verfolgten Ziele geeignet und erforderlich ist. So ist, wenn mehrere geeignete
Mafsnahmen zur Auswahl stehen, die am wenigsten belastende zu wihlen, und die verursachten
Nachteile miissen in angemessenem Verhiltnis zu den angestrebten Zielen stehen (Urteile des
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Gerichtshofs vom 12. Juli 2001, Jippes u. a., C-189/01, Slg. 2001, I-5689, Rn. 81, und des Gerichts vom
6. Mai 2010, Comune di Napoli/Kommission, T-388/07, nicht in der amtlichen Sammlung
veroffentlicht, Rn. 143).

Der Gerichtshof hat jedoch zur gerichtlichen Kontrolle der Wahrung des Grundsatzes der
Verhiltnisméafligkeit auch entschieden, dass der Unionsgesetzgeber iiber ein weites Ermessen in
Bereichen verfiigt, in denen er politische, wirtschaftliche und soziale Entscheidungen treffen und
komplexe Priifungen vornehmen muss. Er hat daraus hergeleitet, dass eine in diesem Bereich
erlassene MafSnahme nur dann rechtswidrig ist, wenn sie zur Erreichung des Ziels, das das zustédndige
Organ verfolgt, offensichtlich ungeeignet ist (vgl. Urteil Rat/Manufacturing Support & Procurement
Kala Naft, oben in Rn. 290 angefiihrt, Rn. 120 und die dort angefiihrte Rechtsprechung).

Wie oben in Rn. 97 dargelegt sollen die betroffenen Personen und Organisationen mit diesen
restriktiven MafSnahmen dazu angehalten werden, Politiken zuriickzuweisen, die zur Unterdriickung
der Menschenrechte und des Rechts auf freie Meinungsduflerung fithren und eine
verantwortungsvolle Staatsfithrung unméglich machen. Gewiss handelt es sich dabei um MafSnahmen,
die mittelbar wirken sollen und auf der Idee beruhen, dass die von ihnen Betroffenen die genannten
Politiken zuriickweisen, um die Aufhebung der gegen sie angeordneten Restriktionen zu erreichen.
Aber natiirlich konnte die Union im Fall eines souverdnen Drittstaats wie Simbabwe dessen Politiken
allenfalls mittelbar beeinflussen.

Auch beruhen die angefochtenen Rechtsakte auf einer tiefen Sorge der Leitungsorgane der Union iiber
die Lage in Simbabwe, die sie erstmals zehn Jahre zuvor zum Ausdruck gebracht hatten (siehe oben,
Rn. 1). Diese Sorge, deren Berechtigung die Kldger im vorliegenden Verfahren nicht in Abrede gestellt
haben, bestand auch noch zur Zeit des Erlasses der angefochtenen Rechtsakte. Somit kann den
zustdndigen Stellen der Union nicht vorgeworfen werden, den Verhédltnisméfligkeitsgrundsatz dadurch
verletzt zu haben, dass sie bereits erlassene restriktive Mafinahmen aufrechterhalten und ihren
Anwendungsbereich ausgedehnt haben, um eine schon sehr lange bestehende Besorgnis erregende
Lage zu beenden (siehe in diesem Sinne Urteil Rat/Manufacturing Support & Procurement Kala Naft,
oben in Rn. 290 angefiihrt, Rn. 126).

Zudem haben die Kldger keine konkrete weniger belastende Mafinahme genannt, die eine vergleichbare
Wirkung hitte wie die streitigen Mafinahmen und die zur Erreichung derselben Ziele geeignet wire.

Ferner handelt es sich bei den streitigen restriktiven Mafinahmen naturgemaif} um zeitlich begrenzte
und widerrufliche MafSnahmen, die den ,Wesensgehalt® der Grundrechte, auf die sich die Klager
berufen haben, nicht beeintrichtigen. Dies gilt umso mehr, als alle Kldger natiirliche und juristische
Personen sind, die in Simbabwe und nicht in der Union ansissig sind, so dass die sich aus diesen
MafSnahmen ergebenden Nachteile, auch wenn sie unbestreitbar bedeutend sind, nicht so belastend
sind, wie sie es fiir natiirliche und juristische Personen wiren, die in der Union ansassig sind.

Abschlieflend ist darauf hinzuweisen, dass sowohl die Verordnung Nr. 314/2004 als auch der Beschluss
2011/101 Ausnahmen von den dort eingefiihrten restriktiven MafSnahmen vorsehen. So kénnen nach
Art. 7 Abs. 1 der Verordnung Nr. 314/2004 die zustindigen Behorden die Freigabe bestimmter Gelder
oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, die ,fir Grundausgaben, unter anderem fiir die
Bezahlung von Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten und medizinischer
Behandlung, Steuern, Versicherungspramien und Gebiihren offentlicher Versorgungseinrichtungen
notwendig sind“ oder ,ausschliefllich der Bezahlung angemessener Honorare und der Riickerstattung
von Ausgaben im Zusammenhang mit der Bereitstellung rechtlicher Dienste dienen“. Auflerdem
enthadlt Art. 4 Abs. 3 bis 5 des Beschlusses 2011/101 Ausnahmen von dem Verbot der Einreise in oder
der Durchreise durch das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten u. a. ,,in den Féllen ..., in denen die Reise
aufgrund einer dringenden und zwingenden humanitiaren Notlage ... gerechtfertigt ist”.
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Aus allen diesen Griinden und namentlich unter Beriicksichtigung der oben in Rn. 298 angefithrten
Rechtsprechung sind die streitigen restriktiven MafSnahmen als verhéltnismaflig anzusehen. Folglich
ist der fiinfte Klagegrund zuriickzuweisen, und die Klage ist in vollem Umfang abzuweisen.

Kosten
Nach Art. 87 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf Antrag zur Tragung der
Kosten zu verurteilen. Da die Klager mit ihrem Vorbringen unterlegen sind, sind ihnen entsprechend
den Antrdgen des Rates und der Kommission deren Kosten aufzuerlegen. Das Vereinigte Konigreich
tragt gemafd Art. 87 § 4 der Verfahrensordnung seine eigenen Kosten.
Aus diesen Griinden hat
DAS GERICHT (Achte Kammer)

fiir Recht erkannt und entschieden:
1. Die Klage wird abgewiesen.
2. Johannes Tomana und die 120 weiteren im Anhang namentlich aufgefiihrten Kliger tragen

ihre eigenen Kosten sowie die Kosten des Rates der Europidischen Union und der

Europidischen Kommission.

3. Das Vereinigte Konigreich Grofibritannien und Nordirland trigt seine eigenen Kosten.
Gratsias Kancheva Wetter
Verkiindet in offentlicher Sitzung in Luxemburg am 22. April 2015.

Unterschriften

Anhang

Liste der Klager

Johannes Tomana, wohnhaft in Harare (Simbabwe),
Titus Mehliswa Johna Abu Basutu, wohnhaft in Harare,
Happyton Mabhuya Bonyongwe, wohnhaft in Harare,
Flora Buka, wohnhaft in Harare,

Wayne Bvudzijena, wohnhaft in Harare,

David Chapfika, wohnhaft in Harare,

George Charamba, wohnhaft in Harare,

Faber Edmund Chidarikire, wohnhaft in Harare,

Tinaye Chigudu, wohnhaft in Harare,
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Aeneas Soko Chigwedere, wohnhaft in Harare,
Phineas Chihota, wohnhaft in Harare,

Augustine Chihuri, wohnhaft in Harare,

Patrick Anthony Chinamasa, wohnhaft in Harare,
Edward Takaruza Chindori-Chininga, wohnhaft in Harare,
Joseph Chinotimba, wohnhaft in Harare,

Tongesai Shadreck Chipanga, wohnhaft in Harare,
Augustine Chipwere, wohnhaft in Harare,
Constantine Chiwenga, wohnhaft in Harare,

Ignatius Morgan Chiminya Chombo, wohnhaft in Harare,
Martin Dinha, wohnhaft in Harare,

Nicholas Tasunungurwa Goche, wohnhaft in Harare,
Gideon Gono, wohnhaft in Harare,

Cephas T. Gurira, wohnhaft in Harare,

Stephen Gwekwerere, wohnhaft in Harare,

Newton Kachepa, wohnhaft in Harare,

Mike Tichafa Karakadzai, wohnhaft in Harare,
Saviour Kasukuwere, wohnhaft in Harare,

Jawet Kazangarare, wohnhaft in Harare,
Sibangumuzi Khumalo, wohnhaft in Harare,

Nolbert Kunonga, wohnhaft in Harare,

Martin Kwainona, wohnhaft in Harare,

R. Kwenda, wohnhaft in Harare,

Andrew Langa, wohnhaft in Harare,

Musarashana Mabunda, wohnhaft in Harare,

Jason Max Kokerai Machaya, wohnhaft in Harare,

Joseph Mtakwese Made, wohnhaft in Harare,
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Edna Madzongwe, wohnhaft in Harare,

Shuvai Ben Mahofa, wohnhaft in Harare,

Titus Maluleke, wohnhaft in Harare,

Paul Munyaradzi Mangwana, wohnhaft in Harare,
Reuben Marumahoko, wohnhaft in Harare,

G. Mashava, wohnhaft in Harare,

Angeline Masuku, wohnhaft in Harare,

Cain Ginyilitshe Ndabazekhaya Mathema, wohnhaft in Harare,
Thokozile Mathuthu, wohnhaft in Harare,

Innocent Tonderai Matibiri, wohnhaft in Harare,

Joel Biggie Matiza, wohnhaft in Harare,

Brighton Matonga, wohnhaft in Harare,

Cairo Mhandu, wohnhaft in Harare,

Fidellis Mhonda, wohnhaft in Harare,

Amos Bernard Midzi, wohnhaft in Harare,

Emmerson Dambudzo Mnangagwa, wohnhaft in Harare,
Kembo Campbell Dugishi Mohadi, wohnhaft in Harare,
Gilbert Moyo, wohnhaft in Harare,

Jonathan Nathaniel Moyo, wohnhaft in Harare,

Sibusio Bussie Moyo, wohnhaft in Harare,

Simon Khaya Moyo, wohnhaft in Harare,

S. Mpabanga, wohnhaft in Harare,

Obert Moses Mpofu, wohnhaft in Harare,

Cephas George Msipa, wohnhaft in Harare,

Henry Muchena, wohnhaft in Harare,

Olivia Nyembesi Muchena, wohnhaft in Harare,

Oppah Chamu Zvipange Muchinguri, wohnhaft in Harare,
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C. Muchono, wohnhaft in Harare,

Tobaiwa Mudede, wohnhaft in Harare,

Isack Stanislaus Gorerazvo Mudenge, wohnhaft in Harare,
Columbus Mudonhi, wohnhaft in Harare,

Bothwell Mugariri, wohnhaft in Harare,

Joyce Teurai Ropa Mujuru, wohnhaft in Harare,

Isaac Mumba, wohnhaft in Harare,

Simbarashe Simbanenduku Mumbengegwi, wohnhaft in Harare,
Herbert Muchemwa Murerwa, wohnhaft in Harare,
Munyaradzi Musariri, wohnhaft in Harare,

Christopher Chindoti Mushohwe, wohnhaft in Harare,
Didymus Noel Edwin Mutasa, wohnhaft in Harare,
Munacho Thomas Alvar Mutezo, wohnhaft in Harare,
Ambros Mutinhiri, wohnhaft in Harare,

S. Mutsvunguma, wohnhaft in Harare,

Walter Mzembi, wohnhaft in Harare,

Morgan S. Mzilikazi, wohnhaft in Harare,

Sylvester Nguni, wohnhaft in Harare,

Francis Chenayimoyo Dunstan Nhema, wohnhaft in Harare,
John Landa Nkomo, wohnhaft in Harare,

Michael Reuben Nyambuya, wohnhaft in Harare,
Magadzire Hubert Nyanhongo, wohnhaft in Harare,
Douglas Nyikayaramba, wohnhaft in Harare,

Sithembiso Gile Glad Nyoni, wohnhaft in Harare,

David Pagwese Parirenyatwa, wohnhaft in Harare,

Dani Rangwani, wohnhaft in Harare,

Engelbert Abel Rugeje, wohnhaft in Harare,
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Victor Tapiwe Chashe Rungani, wohnhaft in Harare,
Richard Ruwodo, wohnhaft in Harare,

Stanley Urayayi Sakupwanya, wohnhaft in Harare,
Tendai Savanhu, wohnhaft in Harare,

Sydney Tigere Sekeramayi, wohnhaft in Harare,
Lovemore Sekeremayi, wohnhaft in Harare,

Webster Kotiwani Shamu, wohnhaft in Harare,

Nathan Marwirakuwa Shamuyarira, wohnhaft in Harare,
Perence Samson Chikerema Shiri, wohnhaft in Harare,
Etherton Shungu, wohnhaft in Harare,

Chris Sibanda, wohnhaft in Harare,

Jabulani Sibanda, wohnhaft in Harare,

Misheck Julius Mpande Sibanda, wohnhaft in Harare,
Phillip Valerio Sibanda, wohnhaft in Harare,

David Sigauke, wohnhaft in Harare,

Absolom Sikosana, wohnhaft in Harare,

Nathaniel Charles Tarumbwa, wohnhaft in Harare,
Edmore Veterai, wohnhaft in Harare,

Patrick Zhuwao, wohnhaft in Harare,

Paradzai Willings Zimondi, wohnhaft in Harare,

Cold Comfort Farm Cooperative Trust mit Sitz in Harare,
Comoil (Private) Ltd mit Sitz in Harare,

Divine Homes (Private) Ltd mit Sitz in Harare,

Famba Safaris (Private) Ltd mit Sitz in Harare,

Jongwe Printing and Publishing Company (Private) Ltd mit Sitz in Harare,
M & S Syndicate (Private) Ltd mit Sitz in Harare,

Osleg (Private) Ltd mit Sitz in Harare,
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Swift Investments (Private) Ltd mit Sitz in Harare,
Zidco Holdings (Private) Ltd mit Sitz in Harare,
Zimbabwe Defence Industries (Private) Ltd mit Sitz in Harare,

Zimbabwe Mining Development Corp. mit Sitz in Harare.

ECLLEU:T:2015:222

59



URTEIL VOM 22. 4. 2015 — RECHTSSACHE T-190/12
TOMANA U. A. / RAT UND KOMMISSION

Inhaltsverzeichnis
Sachverhalt ... ... 2
Verfahren und Antriage der Parteien ....... ... ... 5
Entscheidungsgriinde . ........... oo 9
1. Zu den verstorbenen KIlagern ...... ... i 9

2. Zum Vorliegen einer den Anwilten, die die Klageschrift unterzeichnet haben, von allen Kligern,

bei denen es sich um natiirliche Personen handelt, erteilten Vollmacht .......................... 10
3. Zum fortbestehenden Rechtsschutzinteresse der KIager ..., 11
4. Zum Vorbringen der Kommission, mit dem sie die Unzulédssigkeit der Klage geltend macht ...... 12
5. Zur Begriindetheit ....... ... e 13

Zum ersten Klagegrund: Fehlen einer geeigneten Rechtsgrundlage fiir die Aufnahme der Personen
oder Organisationen, die weder Machthaber Simbabwes noch mit diesen verbunden sind, unter
die Personen, gegen die die restriktiven MafSnahmen verhéngt wurden .......................... 13

Zur Rechtsgrundlage der Beschliisse 2011/101 und 2012/97 und des Durchfithrungsbeschlusses

2002/124 o oo 16
Zur Rechtsgrundlage der Durchfithrungsverordnung Nr. 151/2012 ............c..coiiiiiia.. 21
Zum dritten Klagegrund: Verletzung der Begriindungspflicht............. ... ... ... .. .. ... 25
Die einschlédgige Rechtsprechung .............co i 26

Zu den Griinden fiir den Erlass und die Verlingerung der restriktiven MafSnahmen gegeniiber
SIMbabWe . ... 27

Zu den besonderen Griinden, mit denen der Erlass und die Verlingerung der streitigen

restriktiven Mafinahmen gegeniiber jedem Klager gerechtfertigt wurden ....................... 27
Zum vierten Klagegrund: Verletzung der Verteidigungsrechte ................ ... ... ..ot 34
Zum zweiten Klagegrund: offensichtlicher Beurteilungsfehler................ .. .. ... ... 39

VOrbemerkungen .. ... ....c.oouuont ittt e e 39

Zu den in der Klageschrift enthaltenen Riigen und Argumenten..................c..coouin... 41

Zu den in der Erwiderung enthaltenen Riigen und Argumenten ................ccoeviueennn... 46

— Zu den Klégern, bei denen es sich um natiirliche Personen handelt ...................... 46
— Zu den Klégern, bei denen es sich um juristische Personen handelt ...................... 48

Zum finften Klagegrund: VerstofS gegen die Grundrechte der Kliger und den
Verhéltnismafligkeitsgrundsatz. . ..ot e 51

60 ECLLEU:T:2015:222



URTEIL VOM 22. 4. 2015 — RECHTSSACHE T-190/12
TOMANA U. A. / RAT UND KOMMISSION

1] 7 o W O AP

ECLLEU:T:2015:222

61



	Urteil des Gerichts (Achte Kammer)
	Urteil
	Sachverhalt
	Verfahren und Anträge der Parteien
	Entscheidungsgründe
	1. Zu den verstorbenen Klägern
	2. Zum Vorliegen einer den Anwälten, die die Klageschrift unterzeichnet haben, von allen Klägern, bei denen es sich um natürliche Personen handelt, erteilten Vollmacht
	3. Zum fortbestehenden Rechtsschutzinteresse der Kläger
	4. Zum Vorbringen der Kommission, mit dem sie die Unzulässigkeit der Klage geltend macht
	5. Zur Begründetheit
	Zum ersten Klagegrund: Fehlen einer geeigneten Rechtsgrundlage für die Aufnahme der Personen oder Organisationen, die weder Machthaber Simbabwes noch mit diesen verbunden sind, unter die Personen, geg
	Zur Rechtsgrundlage der Beschlüsse 2011/101 und 2012/97 und des Durchführungsbeschlusses 2012/124
	Zur Rechtsgrundlage der Durchführungsverordnung Nr. 151/2012

	Zum dritten Klagegrund: Verletzung der Begründungspflicht
	Die einschlägige Rechtsprechung
	Zu den Gründen für den Erlass und die Verlängerung der restriktiven Maßnahmen gegenüber Simbabwe
	Zu den besonderen Gründen, mit denen der Erlass und die Verlängerung der streitigen restriktiven Maßnahmen gegenüber jedem Kläger gerechtfertigt wurden

	Zum vierten Klagegrund: Verletzung der Verteidigungsrechte
	Zum zweiten Klagegrund: offensichtlicher Beurteilungsfehler
	Vorbemerkungen
	Zu den in der Klageschrift enthaltenen Rügen und Argumenten
	Zu den in der Erwiderung enthaltenen Rügen und Argumenten
	– Zu den Klägern, bei denen es sich um natürliche Personen handelt
	– Zu den Klägern, bei denen es sich um juristische Personen handelt


	Zum fünften Klagegrund: Verstoß gegen die Grundrechte der Kläger und den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz


	Kosten



